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Mit diesem Buch wird beabsichtigt, den Zusammenhang zwischen der 

zunehmenden Belastung des privaten Sektors durch die öffentliche Verwaltung 

und der Entwicklung der Schattenwirtschaft mit Hilfe eines ökonomischen 

Ansatzes theoretisch zu analysieren und empirisch zu überprüfen. Da die Größe 

der Schattenwirtschaft sich der direkten Beobachtung entzieht, muß bei der 

Untersuchung auf geeignete statistische Methoden zurückgegriffen werden.
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Vorwort 

Das Wachstum der öffentlichen Verwalttmg als auch die Entwicklung des 

inoffiziellen Sektors, der Schattenwirtschaft, haben in den letzten 

Jahren wieder vernehrt die Auftrerksamkeit der Öffentlichkeit, der 

Politiker als auch der Wissenschaftler auf sich gezogen. In diesem Buch 

wird versucht, die Entwicklung beider Sektoren und deren Determinanten 

aufzuzeigen und den Zusarnrenhang zwischen der zunehrrenden Belastung des 

privaten Sektors durch die öffentliche Verwaltung tmd der Entwicklung 

der Schattenwirtschaft mit Hilfe eines ökonomischen Ansatzes zu erklären 

und einer errpirischen Uberprüfung zugänglich zu machen. Da die Grösse 

der Schattenwirtschaft nicht direkt beobachtbar ist, müssen geeignete 

statistische I\Ethoden wie die ''weiche M'.xiellierung" und ein Verfahren 

zur Analyse von unbeobachtbaren Variablen ( LISREL ) herangezogen werden. 

Die vorliegende Arbeit ist ein Abdruck der von der Rechts- tmd staats-

wissenschaftlichen Fakultät der Universität Zürich genehmigten Disse:r-

tation und entstand während rreiner Assistenzzeit am Institut für 

errpirische Wirtschaftsforschung auf Anregung und unter der Leittmg von 

Herrn Prof. Dr. Brtmo s. Frey. Für die gute Zusarmenarbeit und die wert-

volle Betreuung während dieser Zeit rröchte ich ihm besonders danken. 

Weiterhin bin ich den Herren Prof. Dr. M3.rk Hauser, Pri v. Doz. Dr. Geb-

hard Kirchgäßner, Prof. Dr. Kurt Schmidt, Dr. Friedrich Schneider, Pri v. 

Doz. Dr. Peter ~ifel und ganz besonders Herrn Dr. Werner W. Pomrerehne 

für zahlreiche Hi.nweise und fruchtbare Diskussionen zu grossem Dank 

verpflichtet. 

Danken rröchte ich an dieser Stelle auch Christoph Hannerrann für seine 

Unterstützung und Nachsicht bei der Entstehung dieses Buches. 

Zürich, Dezenber 1982. Hannelore Weck 
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Einleitung 

In den letzten Jahren ist die staatliche Verwaltung zusehens in den Vorder-

grund der öffentlichen Diskussion gei:ijckt: Über die zunehirende Einschränkung 

der individuellen Freiheit und der unternehirerischen Initiative wird ebenso 

geklagt wie über die Starrheit und die geringe Bürgerfreundlichkeit der 

Öffentlichen Verwaltung und die ineffiziente Leistungserstelluna, durch den 

Staat. Auch werden verrrehrt Vorwürfe laut , der private Sektor werde zu-

nehirend zrit staatlichen Abgaben belastet und durch die Vorschriften der 

öffentlichen Administration eingeschränkt. Wird die Aktivität der staatlichen 

Verwaltung an solchen Indikatoren wie der Höhe der Staatsausgaben und der 

Anzahl Beschäftigter im öffentlichen Dienst gerressen, kann damit diese Ent-

wicklung verdeutlicht werden: Der Anteil der Staatsausgaben (inkl. der Trans-

ferausgaben) am Bruttosozialprodukt ist in vielen westlichen Industriestaa-

ten über die letzten Jahre stark angestiegen; die Staatsquote beträgt heute 

z.B. in der Schweiz über 30%, in der Bundesrepublik Deutschland über 40%, 

und in den rreisten skandinavischen Ländern lieot der Anteil der gesamten 

Staatsausgaben noch weit über diesen Werten (BEX:K 1979). Auch der Anteil der 

Staatsbediensteten an der C'cesarntbeschäftigung hat in der letzten Zeit stark 

zugenamE11: Waren 1960 in der Schweiz noch 6,3% im unmittelbaren öffentli-

chen Dienst (inkl. Militär, exkl. öffentliche Unternehiren) angestellt, so 

betrug dieser Anteil 1978 schon knapp über 10%. In der Bundesrepublik nahm 

der Anteil der öffentlich Beschäftigten von 8% (1960) auf 14,5% (1978) zu, 

und Schweden hatte über denselben Zeitraum aar einen Anstieg um 16 Prozent-

punkte (auf rund 29% bis 1978) zu verzeichnen (MI\RI'IN 1982). 

Auch in der wissenschaftlichen Diskussion wird der öffentlichen Verwaltung 

wieder verrrehrt Aufrrerksarrkeit aeschenkt. In der traditionellen Sicht von 

Max WEBER wurde die staatliche Exekutive als idealtypisches und passives 

Ausführungsorgan der Anweisungen der politischen Auftraggeber gesehen. Diese 

Sichtweise wird von der ökonomischen Theorie der Politik1 ausdri.icklich ab-

gelehnt. Es wird von dem ökonomischen VerhaltenSIIOdell ausgegangen, nach dem 

die Akteure im gesamtgesellschaftlichen Prozess ihren eigenen Nutzen unter 

Nebenbedingungen zu nax:irnieren suchen. In der Literatur der ökonamschen 

Theorie der Politik wird vorwiegend die Regierung betrachtet und untersucht, 

1) Für eine Übersicht siehe FREY (1977) und MUELLER (1979). 
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wie diese im wirtschaftsp::>litischen Prozess unter Berücksichtigung der Wie-

derwahlrestriktion und anderer ökonomischer und p::>litisch- institutioneller 

Einschränkungen ihre eigenen (ideologischen) Ziele zu verfolgen sucht. Die 

öffentliche Verwaltung wird in den Untersuchungen des Regierungsverhaltens 

nicht als eigenständiger Entscheidungsträger berücksichtigt. In der ökono-

mischen Theorie der Verwal tung1, die sich als Teilgebiet der ökon~ 

Theorie der Politik entwickelt hat, wird die staatliche Verwaltung hingegen 

explizit als aktiver Handlungsträger im wirtschaftsp::>litischen Entscheidungs-

prozess einbezogen und es wird ebenfalls ein eigennutzorientiertes Verhalten 

unter Nebenbedingungen unterstellt. In diesen Ansätzen wird jedoch wiedenim 

weitgehend von einem aktiven Verhalten der Regierung und des Parlanents ab-

strahiert. Damit unterliegt die öffentliche Verwaltung bei der Verfolgung 

ihrer eigenen Ziele keiner bindenden Einschränkung, und es wird befürchtet, 

dass sie sich zum Ieviathan entwickelt (Leviathan - M:xlell) • 

In der Literatur existieren bisher kaum ,,ersuche, die Interaktion der p::>li-

tischen und administrativen Entscheidungsträger näher zu untersuchen. Auch 

in dieser Arbeit ist eine solche Verbindung des Verhaltens der öffentlichen 

Verwaltung und der p::>litischen Auftraggeber nicht beabsichtigt. Viel.nehr 

wird der Schwerpunkt auf die Einbeziehung eines weiteren Sektors , der 

inoffiziellen Wirtschaft oder Schattern.>irtschaft, gelegt. 

Die ökonomische Aktivität ausserhalb der offiziellen Wirtschaft umfasst Tä-

tigkeiten der Eigenfertigung und Selbstversorgung in den privaten Haushalten, 

Nachbarschaftshilfe, Selbsthilfeorganisationen, Alternativökonomien u.a. 2 

Zu der Schattenwirtschaft (im engeren Sinn) zählen hingegen nur jene Tätig-

keiten, die zur Wertschöpfung im Sinne der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nung beitragen, aber nicht in den offiziellen Statistiken erfasst werden. 

Kennzeichnend für diesen Bereich ist, dass ein Zugriff für den Fiskus und 

andere staatliche Eingriffe nur erschwert nöglich sind. Aus dieser Aussage 

lässt sich ein Zusamrenhang zwischen der zunehrrenden Einflussnahrre der öf-

fentlichen Verwaltung und der Entwicklmg der Schattenwirtschaft ableiten: 

Die privaten Haushalte und Unternehrren stellen die Ressourcen zur Verfügung, 

die zur Finanzierung des öffentlichen Sektors benötigt werden. Diese Ressour-

cen sind jedoch nicht mabhängig von dem Verhalten der staatlichen 1\dmini-

1) Vgl. BIJ\NKARl' (1975), ORZ~l (1977) md R:lPPEL (1979). 

2) Vgl. hierzu u.a. WEISBR:lD (1977) und BADELT (1980). 
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stration: Fühlen sich die Privaten übenrässig von der öffentlichen Verwal-

tung belastet, 1-ierden sie versuchen, ihre Aktivitäten aus der offiziellen 

Wirtschaft abzuziehen und in den unbesteuerten und unreglerrentierten Sektor 

zu verlegen. Die besteuerbare Basis nirmrt damit ab und der öffentlichen Ver-

waltung wird die Grundlage ihrer Existenz - die Steuereinnahrren - entzogen. 

Es ergeben sich endogene Grenzen für das Wachstum der staatlichen Verwaltung. 

Diese M':iglichkeit einer endogenen Kontrolle der öffentlichen Verwaltung 

durch die Abwanderung der Privaten in die Schattenwirtschaft steht im Mittel-

punkt dieser Arbeit. In TEIL I werden verschiedene Ansätze zur Erfassung der 

öffentlichen Verwaltung vorgestellt; die Auswahl beschränkt sich dabei auf 

einige wesentliche Ansätze innerhalb der ökonanischen Theorie der Verwaltung, 

die das Verhalten der staatlichen Administration, gegeben aus den Präferenzen 

und Einschränkungen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst, in den Vorder-

grund stellen und analysieren. Die vorliegenden Untersuchungen über das Ver-

halten der staatlichen Exekutive werden insbesondere daraufhin diskutiert, 

welche M:5glichkeiten und Jlnreize sich für eine verstärkte (exogene) Kon-

trolle der öffentlichen Verwaltung im wirtschaftspclitischen Prozess, etwa 

durch die anderen, nicht - administrativen Entscheidungsträger, ergeben. An-

hand eines Drei - Sektoren - 1'bdells wird in TEIL II die Interaktion zwischen ---
dem offiziellen privaten Arbeitssektor, dem öffentlichen (Verwaltungs-)Sektor 

und der Schattenwirtschaft analysiert und rrögliche endogene Grenzen der Aus-

weitung der staatlichen Verwaltung abgeleitet. 

In den folgenden Ausführungen wird versucht, diesen theoretisch abgeleiteten 

Zusamrenhang zwischen der Belastung des privaten Sektors durch die Tätigkeit 

der öffentlichen Administration und der Grösse der Schattenwirtschaft enpi-

risch zu untermauern. Das Problem besteht allerdings darin, dass die Aktiv'i-

tät in der verborgenen Wirtschaft nicht direkt beobachtbar und daher einer 

quantitativen Erfassung erschwert zugänglich ist. Dennoch gibt es eine Reihe 

von direkten und indirekten M:thoden, mit denen die inoffizielle Tätigkeit 

in der Literatur zu erfassen gesucht wird. Diese Methoden und die Schätzun-

gen für die Grösse der Schattenwirtschaft in verschiedenen Ländern und über 

die Zeit werden in TEIL III vorgestellt. Die Ergebnisse weisen darauf hin, 

dass die verborgene Aktivität, gerressen anhand des in der Schattenwirtschaft 

erarbeiteten Sozialprodukts im Vergleich mit dem offiziell geiressenen Brutto-

sozialprodukt, in den rreisten Llndern heute ein beträchtliches Ausrmss er-

reicht hat. Die Anzahl der Beobachtungen ist jedoch besd1ränkt, und die 
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Schätzungen sind zum Teil nicht vergleichbar oder nicht unabhängig von der 

zu testenden Theorie erhoben, so dass eine direkte enpirische l.Jberprüfung 

des postulierten Zusanrrenhangs l!lit Hilfe der üblichen statistischen Schätz-

verfahren nicht rröglich ist. Es muss auf andere Verfahren zurückgegriffen 

werden. 

In TEIL IV.l. werden verschiedene Einflussfaktoren identifiziert, die An-

reize für eine Ai:Manderung in die inoffizielle Wirtschaft setzen. Anhand 

von Plausibilitätsüberlegungen in Bezug auf die relative Gewichtung der 

Einflussfaktoren wird die (relative) Grösse der Schattenwirtschaft in 17 

OECD Ländern für das Jahr 1978 bestinmt (LPI-M=t.llode, TEIL IV.2.). Mit 

Hilfe eines Verfahrens zur Analyse von 'unbeobachtbaren Variablen' (LISREL) 

wird aus der strukturellen Beziehung zwischen den Einflussfaktoren, der 

Schattenwirtschaft und deren Indikatoren auf die theoretische Grösse, den 
anfang der inoffiziellen Wirtschaft, geschlossen. Das Verfahren erlaubt 

ausserdem, die in dem theoretischen M:Jdell aufgestellte Hypot.llese eines 

positiven Zusanrrenhangs zwischen der Belastung des privaten Sektors durch 

die öffentliche Verwaltung und der Grösse der Schattenwirtschaft auf ihre 

enpirische Haltbarkeit zu testen ( TEIL IV. 3. ) . 

Zum Abschluss werden die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung zusamren-

gefasst und rrögliche Verbesserungen und weitere Forschungsbedürfnisse auf-

gezeigt. 
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TEIL I: Verhaltensrrodelle der öffentlichen Verwaltung: 

Ist eine Kontrolle der öffentlichen Verwaltung rröglich? 

In der Öffentlichkeit wird in den letzten Jahren zunehnend über die öffent-

liche Verwaltung geklagt. Fehlende OOrgernähe, die Flut von Gesetzen und 

Verordnungen und eine i.mrer unverständlichere Amtssprache werden ihr ebenso 

vorgeworfen wie das anhaltende Wachstum der Staatsausgaben und der öffent-

lich Beschäftigten, zunehrrende Steuerbelastung und die Trägheit und In-

effizienz bei der öffentlichen Leistungserstellung. Einer SilUS-llmfrage 

zufolge, die 1978 unter der Wahlbevölkerung in der B.mdesrepublik Deutsch-

land durchgeführt wurde, kritisieren beispielsweise rund 80% der Befragten 

die Unverständlichkeit und das Amtsdeutsch der öffentlichen Verwaltung und 

nahezu 70% halten diese für ineffektiv (SilUS 1978). JAMES und LEWIS (1977) 

untersuchen die britische Steuergesetzgebung auf ihre Verständl_ichkeit , 

und LEWIS folgert daraus, dass "clearly, there is an urgent need for 

sirrplification." (LEWIS 1979a, S. 377). Nach LOHMAR wird der einzelne zu-

sehens vom 'mündigen Bürger' zum 'verwalteten Jemand' degradiert, und er 

spricht gar von einem "neuen Klassenkanpf der öffentlichen Hand gegen die 

private Gesellschaft" (1978, s. 144) • Auch in den politischen Reihen werden 

vernehrt Forderungen laut: Es werde höchste Zeit, die 'Entbürokratisierung' 

einzuleiten (GEISSLER 1978), den 'Amtssch:imrel abzusatteln' (I'RllJEL 1979) 

oder dem Staat eine 'Schlankheitskur' zu verpassen (ZUBER 1979). Es wird 

vor allem aber auch befürchtet, dass die Grenzen bereits überschritten und 

die öffentliche Administration nicht rrehr zu kontrollieren und ihre Aus-

dehmmg nicht rrehr zu bremsen sei. 

Auch in der Wissenschaft findet die öffentliche Verwaltung wieder verrrehrt 

Beachtung. Zwar war die staatliche Exekutive schon sehr früh Gegenstand 

ausführlicher Abhandlungen - erwähnt seien hier nur die Arbeiten von M3.x 

WEBER. Dxh wurde in ihr ein 'Handlanger' der politischen Entscheidungs-

träger gesehen, die in ihrer (passiven) Vertreterrolle der Regierung die ge-

sellschaftliche W:>hlfahrt zu naximieren hilft. D2r Ansatz der ökoncrnischen 

Theorie der Verwaltung, die sich seit Mitte der 60er Jahre entwickelt hat, 

unterscheidet sich wesentlich von dieser - in der politikwissenschaftlichen 
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und soziologischen Literatur noch heute weit verbreiteten1 - idealistischen 

Betrachtungsweise der staatlichen Verwaltung. Vor allem ist es eine P?Sitive 

'lheorie, die das tatsächliche Verhalten der öffentlichen Verwaltung zu er-

klären sucht (vgl. NISKANEN 1971) • 

Ausgangspunkt der ökonomischen 'lheorie der Verwaltung ist das ökonomische 

Verhaltensrrodell: Es wi:rd für die staatliche Exekutive, ebenso wie für alle 

anderen Akteure, unterstellt, dass sie ihren eigenen Nutzen unter Berück-

sichtigung ihrer Einschränkungen zu maximieren sucht2 , und sie wi:rd explizit 

als aktiver Entscheidungsträger im gesamtgesellschaftlichen Prozess berück-

sichtigt. Mit Hilfe von Annahrren über die Präferenzstruktur und unter 

Berücksichtigung der spezifischen Einschränkungen für die öffentliche Ver-

waltung wird das beobachtete Verhalten ("revealed behaviour") untersucht; 

das Interesse richtet sich dabei (wie aHgemein in der ökonomischen Be-

trachtungsweise) nicht prirrär auf eine inhaltliche Ausfüllung der Nutzen-

funktion, sondern auf die Frage, wie sich Änderungen in den Einschränkungen 

auf das beobachtete Verhalten auswirken. Dies erniiglicht die (theoretische) 

Ableitung von Hypothesen und ll'acht die Analyse einer empirischen Testung 

zugänglich. 

Diese Art von analytischer Betrachtung unterscheidet diesen Ansatz wiederum 

von einer Fülle von Arbeiten, die im Anschluss an das 'Gesetz' von Adolph 

WAGlER entstanden sind. In der Diskussion um das Gesetz der wachsenden 

Staatstätigkeit wurde anhand von Zeitreihen und Querschnittsvergleichen für 

die verschiedensten Länder versucht, die von WAGNER postulierte Zunahrre der 

Staatsquote (Staatsausgaben als Anteil am Bruttosozialprcdukt) 'nachzuwei-

sen'. 3 

1) Einen Uberblick geben z.B. SCHMID und TREIBER (1975) und HP:USSERMANN 
(1977). 

2) Für eine ausführliche Diskussion des ~ells des "hcrro oeconanicus" un::l. 
seine Anwendung in verschiedenen Bereichen siehe FREY (1980a) • 

3) Eine Ubersicht qeben beispielsweise TIMM (1961), PRYOR (1968), BIRD 
(1971) und BLANKART (1977) • 
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Abgesehen davon, dass diese Ergebnisse zumindest für die neuere Zeit frag-

lich sind1, wird faktisch in dem Wagner'schen Gesetz wie auch in vielen 

anderen 'Gesetzen' zur Staatstätigkeit2 nur eine Behauptung auf Gnmd 

einer beobachteten Entwicklung aufgestellt, aber es wird keine 'lheorie 

geliefert, aus der testbare Hypothesen abgeleitet werden könnten, die 

dann einer eigentlichen enpirischen Uberprüfung zugänglich wären. Es kann 

also weder ein Test noch eine Prognose durchgeführt werden (SCIMIDT 1965, 

BIR:l 1971). 

Es gibt eine Reihe von Gründen, auf die eine Zunahrre der Staatsausgaben 

zurückzuführen ist; so werden in der Literatur etwa sozio-ökonomische Er-

klärungsvariablen angeführt, wie das Pro-Kopf-Einkcmren, der Urbanisierungs-

grad, die Bew.lkerungsdichte und Bevölkerungszahl, denographische Faktoren 

wie die Altersstruktur der Bevölkerung, der Frauenanteil an den Erwerbs-

perSonen, geographische Mobilität, technologischer Wandel und Variablen 

wie die Steuerbasis und der Steuersatz. 3 BAIJM.JL (1967) führt das Staats-

ausgabenwachstum auf die Kostenexplosion im staatlichen Sektor zurück; 

1) Beispielsweise stellt BIID (1979) für Kanada keinen solchen Zusamrenhang 
fest, auch wenn er 1971 noch bekennt, dass "on the ,,mole, however, the 
evidence, such as it is, rrn.JSt be considered roildly favourable to Wagner's 
Law." (BIR:l 1971, S. 9) • 

Morris BECK weist in seinen Arbeiten darauf hin, dass die Zunahrre der 
Staatsausgaben in den letzten Jahren vor allem auf den Anstieg ü1 den 
Transferausgaben und nicht der (die Ressourcen einer Volkswirtschaft be-
anspruchenden) Ausgaben für Güter und Dienstleistungen zurückzuführen ist. 
Ausserdem zeigt die mit einem entsprechenden Preisindex deflationierte 
reale Staatsquote weit geringere Wachstumsraten auf; in 8 (von 13) Ländern 
nahrren die realen staatlichen Ausgaben für Güter und Dienste gar ab 
(BECK 1976,1979). 

HELLER (1981) stellt diese Ergebnisse von BEx::I< wiederum in Frage: Er 
interpretiert die reale Belastung der Staatsausgaben von der Sicht der 
Steuerzahler aus und berechnet den Preisindex für deren Opportunitäts-
kosten (= Deflator der privaten Konsumausgaben des 'durchschnittlichen' 
Steuerzahlers) und nicht die staatlichen Konsumausgaben wie bei BECI<. 
Nach dieser Berechnungsweise ist der reale Anteil der öffentlichen KonsllITr 
und der gesamten Staatsausgaben am Bruttoinlandsprodukt in allen von BECI< 
untersuchten Ländern über den Becbachtungszeitraum (1950-77) gestiegen. 

2) Z.B. der "displacement effect" von PEACOCK und WISEMAN, das Gesetz der 
"progressiven Parallelität von Staatsausgaben und Bevölkerungsmassierung" 
von BREX::HI', das POPITZ 'sehe Gesetz der "Anziehungskraft des zentralen 
Btrlgets" (vgl. L:rrn-wJN 1977) ; aber auch neuere Varianten wie die BECK-
Hypothese "that, in real terros, the era of public sector growth in roost 
developed economies may have ended" (BECK 1976, S.15), oder die Drei-
stufen-Variante des Wagner'schen Gesetzes - ein Abnahrre-Zunahrre-Abnahrre 
Zyklus - von HERffiR (1967). 

3) Vgl. als eine der ersten Arbeiten FABRICA"<T (1952). Für eine Ubersicht 
siehe z.B. 131\HL (1969). 
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diese resultiert daraus, dass im öffentlichen Sektor vorwiegend Dienst-

leistungen angeboten werden, deren Produktivitätsentwickl\mg derjenigen im 

privaten Sektor hinterherhinkt. Vor allem von den Politikwissenschaftlern 

tmd Soziologen wurde die Auswirkung von politischen tmd institutionellen 

Strukturvariablen - wie Indikatoren bzgl. des Ausnasses des Parteienwett-

bewerbs o:l.er der Wahlergebnisse - auf die Entwicklung der Staatstätigkeit 

untersucht. 1 

Die ökonanische Theorie der(öffentlichen)Verwaltung führt dem;iegenüber das 

Wachstum der Staatsausgaben auf das aktive, eigennutzorientierte Verhalten 

der staatlichen Administration zurück, welches durch die politischen, insti-

tutionellen und ökonanischen Nebenbedingungen mitbestimnt wird. Das Ver-

halten der in einer Verwaltung Beschäftigten wird einmal in Bezug auf die 

Organisationsstruktur innerhalb der bürokratischen Einheit - dem Innenver-

hältnis - analysiert (vgl. WILLIAMSON 1964, 'lULLOCK 1965 tmd IXJI\NS 1967); 

da in dieser Hinsicht zwischen der staatlichen tmd einer privaten Verwaltung 

kein wesentlicher Unterschied besteht, treffen die Ergebnisse weitgehend 

auch auf bürokratische Organisationen in der Privatwirtschaft zu. Zum ande-

ren wird das Aussenverhältnis, dh. die Interdependenz der öffentlichen Ver-

waltung vor allem mit den politischen Auftraggebern, der Regierung tmd dem 

Parlairent, untersucht. 

I. 1 . Ökonanische Theorie der Verwaltung2 · 

I.1.1. Innenverhältnis 

Innerhalb der Theorie der Fi:rma wurde erstmals darauf hingewiesen, dass 

sich die Anreizstrukturen in einer produzierenden Einheit, die nicht van 

Eigenti.irrer selbst kontrolliert wird, wesentlich von denjenigen in einer van 

Eigenti.irrer kontrollierten Unternehmung unterscheiden. Die Nutzenfunktion 

eines Managers beinhaltet Argi.mente wie das persönliche Einkollil'en, den Grad 

der Einflussnahrre tmd Macht innerhalb der Unternehmung, gesellschaftliches 

Ansehen u.a., die dem primären Ziel der Gewinnrnax:imierunq des Unternehrrers, 

o:l.er allgerreiner der Maximierung des Firnenwertes, zum Teil entgegengerich-

1) Siehe z.B. rDFFERBERI' (1972) für eine i.lbersicht. 

2) Eine i.Jbersicht geben BLANKARl' (1975), ORZEC!nisKI (1977) tmd ROPPEL 
(1979). 
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tet sind. 1 

Das Verhalten eines Beschäftigten in der privaten und öffentlichen Ver-

waltung lässt sich mit dem eines Managers vergleichen: Da er an der erar-

beiteten Rente (dem Gewinn bzw. Finrenwert) nicht beteiligt ist und sich 

diese folglich nicht aneignen kann, hat er keinen Anreiz, die angestrebte 

Dienstleistung rröglichst effizient zu erstellen. 2 Auch in die Nutzenfunktion 

des Beamten gehen die verschiedensten Argurrente ein: Er wird sein persön-

liches, sa..iohl direktes rronetäres als auch sein indirektes Einkernren in Form 

von Vergünstigi.mgen i.md Annehmlichkeiten seine Macht i.md Prestige urrl seine 

Sicherheit zu maximieren suchen (~S 1967). KOHN (1973) weist darauf hin, 

dass zwei Arten von Nichtprofiti.mternehrren in diesem ZusamTenhang zu i.mter-

scheiden sind: In einer von einem Spezialisten geleiteten Nichtprofiti.mter-

nehrnung richtet sich dessen Zielgrösse an der beruflichen Spitzenleisti.mg 

("professional excellence") aus, die mit den Motiven Macht, Status und 

Prestige gekoppelt ist. In einer 'passiven' Unternehmung, in der die Auf-

gabe in Routinearbeiten besteht, tritt hingegen die "quiet-life" Zielsetzi.mg 

an die Stelle der "professional excellence": Der öffentlich Bedienstete wird 

bestrebt sein, sein Konfliktpotential mit dem Vorgesetzten und/oder der 

Klientele rröglichst niedrig zu halten, um ein ungestörtes (Arbeits-) leben 

führen zu können. 

Daraus ergeben sich bestirnnte Verhaltensweisen in einer bürokratischen Or-
ganisation: Der Beschäftigte wird versuchen, rröglichst weit in der Pyramide 

der Verwalti.mgshierarchie aufzusteigen, z.B. indem er die Zahl der Unter-

gebenen ausweitet, um sein Einkorrrren, seine Macht i.md sein Prestige zu er-

höhen.3 Auf Grund i.mvollkol!IlEl1er Information innerhalb der Verwaltung und 

des InformationSl!Dnopols gecrenüber seinem Vorqesetzten ist es dem Beamten 

rröalich, über bewusste Zurückhaltung i.md Verzerrung von Informationen einen 

Aufstieg innerhalb der hierarchischen Struktur anzustreben (TULIOCK 1965). 

1) Vgl. WILLI.Ar-~SCN (1964), der auch eine tabellarische Ubersicht der Ziel-
funktion eines Managers in der Literatur der "managerial discretion 
theory" gibt, und KOHN (1973). 

Zur Entwickli.mg der UnternehnEnstheorie siehe ALCIITAN und KESSEL 
(1962) und ALCHIAN (1965). 

2) Vgl. hierzu auch den Ansatz der Theorie der Eigentumsrechte, z.B. DEMSETZ 
(1967). 

3) Diese Art des autonaren Wachstum:; und des Nicht-rrehr-Absterbens der büro-
kratischen Organisation wurde bereits in den 50er Jahren bekannt als das 
Parkinson'sche Gesetz (PARKINSON 1957). 
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Eine ·van Allgeneinwohl abweichende Zielfunktion ist jedoch irrelevant, 

sofern der einzelne Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung (oder zu-

mindest der Chefverwalter) über keinen freien Spielraum zur VP.rfolg1.mg 

seiner eigenen Ziele verfügt. In der klassischen B'.irokratietheorie wiro 

der hierarchische Aufbau einer Verwaltungsorganisation als geeignetes 

(ideales) Anweisungs- und Kontrollsystem gesehen, welches keine solchen 

Handlungsspielräume offen lässt. Doch ist diese Sichtweise unrealistisch: 

Es existieren relevante Freiräume für die Beschäftigten in der Ver-

waltung, die auf Unvollkamenheiten irn Anweisunos-, irn Kontroll- und irn 

Anreizsystem zurückgeführt weroen können (OOPPEL 1979). Die Karplexität 

des Systems, bedingt durch die starke Arbeitsteilung und Spezialisierung 

auf den einzelnen Hierarchiestufen, führt zu Intransparenz und Inflexibi -

~ in der Entscheidungsfindung und der Ausführung der Anweisungen von 

Parlarrent und Regierung; sie erschwert zusätzlich eine Kontrolle, die 

rreist auch nicht über den MarktrrechaniS!IUS geregelt werden kann, da die 

angebotenen Ieistungen häufig Kollektivguteigenschaften aufweisen. Auch 

die Möglichkeiten, über Sanktionen und Belohnungen irn öffentlichen Sektor 

Anreize zu setzen, sind stark eingeschränkt. Beispielsweise werden in der 

Bundesrepublik Deutschland die staatlich Beschäftigten über die 'altherge-

brachten Grundsätze des Eerufsbeamtenturrs' und des 'Sozialstaatprinzips' 

gegen Unsicherneit und leistungsgemässe Anforderungen weitgehend geschützt; 

durch die Anstellung auf Iebenszeit der Beamten, dieAlilrentationspflicht des 

Dienstherrn (dh. standesgemässe und nicht leistungsgerechte Vergütung), das 

Laufbahnprinzip und die Pefreiung von Altersvorsorge und Arbeitslosenver-

sicherung werden den öffentlich Bediensteten Privilegien eingeräumt, die 

eher das Anspruchsvernalten als die Ieistungsorientierunq fördern. 

Es wäre jedoch falsch anzunehrren, der Beschäftigte in der öffentlichen Ver-

waltung sei per se ein anderer cder gar schlec~terer Mensch als die Be-

völkerung allgerrein. Vielrrehr wird sich irn allgerreinen jeder beliebige 

Mensch unter den irn öffentlichen Dienst gegebenen institutionellen Bedin-

~ genauso vernalten wie der staatlich Beschäftigte: "Der Beamte an 

sich - Ausnahrren rri:igen die Regel best~igen - ist weder fauler noch fleis-

siger als sein Berufskollege in der privaten Unternehnnmg. ( ••• ) Nicht weil 

der Eeawte schlecht ist (wir verfügen im Gegenteil auf allen Stufen über 

gut qualifizierte öffentlich Bedienstete) , sondern weil der Staatsapparat 

dazu neigt, in Trägheit und Korrpliziertheit zu erstarren, niissen Wirtschaft-

lichkeit und kostenbewusstes Denken soweit rri:iglich erzwungen werden." 

(LETSCH 1975, S.24). 
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I. 1 • 2. Aussenverhäl tnis 

Betrachtet wird vorwiegend das OUtput- und Produktionsverhalten der öffent-

lichen Verwaltung mit dem Ziel, Ansatzpunkte für eine Steigerung der Effi-

zienz in der staatlichen leistungserstellung zu gewinnen. In den zwei para-

dign,atischen Modellen von NISKANEN (Modell der Budgetmaxirrierung) und von 

MIGJE und ffiLANGER (Modell der ~.aximierung des Budgets und des diskretionä-

ren SpielralllrS) wird davon ausgegangen, dass die öffentliche Verwaltung 

keiner wesentlichen Kontrolle bzw. Einschränkung unterliegt. Im Extrem 

wird die staatliche Exekutive als leviathan gesehen, ein Bild, dem gerade 

in letzter Zeit viele Autoren zustinmen: "'Ihe checks of governrrent expan-

sion no longer seem to exist. The leviathan-state is the reality of our 

tinE. I state this for the U.S. with certainty; I doubt that =y of you 

would disagree concerning the U.K." (BJCHANAN 1978, S.16; 1975). 

a, Modell der Budgetmaximierung 

Betrachtet wird ausschliesslich die Beziehung zwischen der öffentlichen 

Verwaltung und ihren politischen Auftraggebern, der Regierung und dem Par-

larrent in einer repräsentativen Demokratie: NISKANEN (1971,1975) interpre-

tiert in seinem Modell der Budgetmaximierung dieses Verhe.ltnis als bilate-

rales MonoP?l: Die öffentliche Verwaltung ist alleiniger Anbieter von 

staatlich finanzierten Gütern und Dienstleistungen. Die Argurrente in der 

Nutzenfunktion eines Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung stehen -

so NISKANEN - in positiver Beziehung zu dem verfügbaren Budget der Verwal-

tungseinheit. Die Beamten maximieren folglich ihren Nutzen, indem sie soviel 

an OUtput produzieren, bis das grösstrrögliche Budget ausgeschöpft ist 

(Budgetmaximierungshypothese) . 1 Da der einzelne Beamte keine Möglichkeit 

hat, sich auch nur einen Teil des fiskalischen ResidulllrS (der Differenz 

zwischen den öffentlichen Mitteln zur Finanzierung der staatlichen leistung 

und den Minimalkosten der Erstellung dieser leistung) anzueignen, ist es 

für die öffentliche Verwaltung vorteilhaft, als Optionsfixierer gegenüber 

ll Es handelt sich hier nicht um eine gewinnmaxiJTiierende l'bnopolsituation. 
sondern um ein Bedarfsdeckungs- oder VersoroungSITDnopol: Für den Ver-
sorqungsoonopolisten ist es QÜnstiger, die Prcrluktion iiber die l'€ttbe-
werbsrnenge hinaus auszudehnen, während der gewinnmaximierende l'\'.:lnor.olist 
die angebotene Menge einschränkt. Vgl. roPPFL (1979, S.41-42). 
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der Regierung und dem Parlarrent aufzutreten: Sie bietet den politischen 

Auftraggebern alternative Outputrrengen zu einem jeweils bestimnten Gesamt-

budget an und stellt sie vor einen Alles -oder-Nichts Entscheid. Da sich 

die Regierung und das Parlarrent in dem M::>dell von NISKANEN ansonsten jedoch 

passiv gegeniiber der öffentlichen Verwaltung verhalten, ist es im Grunde 

zutreffender, von einem M:mopol der staatlichen Exekutive gegenüber ihren 

Auftraggebern denn von einem bilaterale.'l M::mopol zu sprechen. 

Dies kann anhand der Figur I-1 verdeutlicht werden: In der Graphik ist 

auf der Ordinate der Output der öffentlichen Verwaltung abgetragen. Auf 

der Abszisse ist in der oberen Figur die Höhe des Budgets bzw. der Kosten 

(gesamt und narginal), in der unteren Figur das fiskalische Residuum abge-

tragen. Eine budgetmaximierende öffentliche Verwaltung a la NISKA_NEN wird 

nicht die l"enge Q0 bereitstellen, bei der die Grenzkosten gerade deJT1 Grenz-

nutzen (dh. der narginalen Budget-OUtput-Beziehung für die politischen 

Auftraggeber) entsprechen und das fiskalische Residuum seinen Maxinalwert 

erreicht. Sie wird vielmehr die gesamte Konsumentenrente ABC (bzw. das ge-

samte fiskalische Residuum) zur Finanzierung zusätzlicher Outputeinheiten 

verwenden und die ~nge °r.J erstellen (ABC = CDE). Damit wird das gesamte 

verfügbare Budget ausgegeben und, in diesem Fall, im Vergleich zur pareto-

optinalen Ausbringung Q0 die doppelte Outputrrenge angeboten. Die Leistungs-

erstellung erfolgt zwar auf dem Mininalkostenniveau, dh. es wird effizient 

produziert (X-Effizienz); es besteht jedoch Ineffizienz in der Allokation. 

b. Modell der MaxiJ!lierung des Budgets und des diskretionären SpielraUII\S 

Gegen das Modell der reinen Budgetmaximierung kann eingewendet werden, dass 

die Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung neben dem Ziel der Aus-

weitung des Budgets auch Präferenzen bezüglich der Verwendung des fiskali-

schen Residuums haben, wie dies von WILLIAMSall (1964) für nicht-staatliche 

Verwaltungen fornn.!liert wurde. Ausserdem wird bemängelt, dass die Beamten 

keine Möglichkeit haben, sich zumindest einen Teil des fiskalischen Resi-

duums anzuei9r1en - etwa in Form einer komfortableren :OOroausstattung oder 

eines grösseren Dienstwagens u.a. In dem Modell der Optimierung des Budgets 

~ des diskretionären Spielraums werden diese Punkte von ~.ImE und BEIANGER 
(1974) berücksichtigt. 
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Figur I-1 

M'.:ldelle zum OUtputverhalten der öffentlichen Verwaltuno: 

Budgetnax:imierung und ~aximierunq des diskretionären Spielraums 

nach NISKANEN und MIGlIB und Bt:IJ\NG:R. 

Budget 
Kosten 

B 

A 

fiska-
lisches 
Residtllml 

FR 

0 

Quelle: PCMIEREllNE, Werner w. (1979), Ocon::rnische 'lh!orle der 
BUrokra tie. In: GEI GANT, Bern:! et • al. (Hrsg. ) , Lexika, der 
Volkswirtschaftslehre. Verlag lb!erne Industrie, Mlnchen, 
s. 106-107. 
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Dies kann wiedem anhand Figur I-1 erläutert werden: Die Präferenzen der 

Beschäftigten in der staatlichen Verwaltung hinsichtlich eines grossen 

B.rlgets als auch eines weiten diskretionären SpielraUITs werden anhand der 

Indifferenzkurve I zwischen Output Q und fiskalischem ResidUlllll FR in der 

unteren Grapük dargestellt. Es wird die Menge CkB produziert bei einem 

fiskalischen Residuum von fl¼B, wobei F1¼B das Ausmass angibt, in dem zu 

höheren als den miniiralen Kosten produziert wird. Die bereitgestellte Out-

putrrenge ist geringer als im Fall der reinen fudgetmaximierung, aber grös-

ser als im Paretooptiroum ( Q0 < °i.m < % und O < ~ < ~) . In der Folge 

dieses Verhaltens der öffentlich Bediensteten entsteht Ineffizienz in der 

Allokation und in der Produktion. 

Eine überprüfung der Hypothese der Produktionsineffizienz ist leichter nög-

lich als ein Test auf Ineffizienz in der Allokation von öffentlichen Gütern 

und Dienstleistungen; es liegen daher für erstere auch eine grössere Zahl 

an errpirischen Studien vor. Ein Vergleich der relativen Effizienz bei 

öffentlicher und privater Leistungserstellung ist nur nöglich, sofern haro-

gene Güter untersucht werden (z.B. DAVIES 1971). Andernfalls missen Unter-

schiede in der Qualität der bereitgestellten Güter und Dienstleistungen 

sorgfältig erfasst und mittels einer multiplen Regressionsanalyse konstant 

gehalten werden (vgl. beispielsweise PCMIBREHNE 1976). Eine übersieht iilier 

die errpirischen Untersuchungen in verschiedenen Dienstleistungsbereichen, 

z.B. der Müllentsorgung, der Elektrizität u.a., geben OORCHERDING, IUSH und 

SPANN (1977) und BU\NKART (1975, 1980); einen Vergleich verschiedener Stu-

dien für eine Reihe von Ländern und Bereiche führen OORCHERDING, PCMMEREHNE 

und SCHNEIDER (1982) durch. Insgesamt kamen nahezu alle Studien zu dem 

Ergebnis, dass die private Produktion in den ausgewählten Bereichen kosten-

günstiger durchgeführt werden kann als die öffentliche Erstellung. 

c. Kritik und Erweiterunq der Grundrrcdelle 

Die beiden genannten Modelle des Verwaltungshandelns werden vor allem da-

raufhin kritisiert, dass die Regierung und das Parlarrent nicht als Eassive 

Geldgeber betrachtet werden können, sie werden sich vielmehr ebenfalls als 

Nutzenmaximierer unter Einschränkungen verhalten und sich an einem ökono-

mischen Entscheidungskalkül ausrichten. Sie werden die öffentliche Verwal-

tung soweit kontrollieren, bis der Nutzen aus dieser Aktivität genau den 

eingesetzten Ressourcen (Kosten) entspricht (vgl. BRE:l'ON und "l<IINI'ROBE 1975) • 
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In Figur I-2 ist in den oberen zwei Teilgraµüken (a) und (b) das Angebots-

verhalten der öffentlichen Verwaltung im Pareto--Optimum (Q0pt), bei B..rlget-

rnaximierung (%) und bei Maximierung des B..rlgets und des diskretionären 

Spielraurrs nach MICIJE und BEIANGER (~) dargestellt (vgl. Figur I-1). In 

dem M:ldell von MIGJE und BELl\r-!GER liegt die Grenzkostenkurve auf Grund der 

angenorrmenen Ineffizienz in der Produktion (neben Allokationsineffizienz) 

über der Minimalkostenkurve (GK1 > GKmin). 

Für das Verhalten der regierenden politischen Führung wird unterstellt, dass 

sie ein optimales Angebot an öffentlichen Leistungen anstrebt, dh. es soll 

zu Minlll'alkosten produziert werden und die Grenzkosten sollen der SUl!lre der 

Grenznutzen entsprechen; dies gilt für die Menge Q t' bei der die Konsuren-op 
tenrente der Regierung und des Parlarrents !l'aximiert wird. BRE'TCN und wrn-

TROBE stellen dem von der Regierung angestrebten Output die von der öffent-

lichen Verwaltung präferierte Menge entgegen, die sich aus dem Schnittpunkt 

der Indifferenzkurve I (Präferenz für ein hohes Bu:lget und einen grossen 

disJr..retionären Spielraum) mit der Kurve des fiskalischen Residuums in Ab-

hängigkeit von der Outputnenge ergibt: Die öffentliche Ven~altung bietet die 

Menge q.ffi an bei einem Bu:lget von 0~ (Geldeinheiten). 

Im unteren Teil der Figur I-2 (c) sind die Grenzkosten und Grenznutzen des 

Einsatzes von Kontrolleinrichtungen in Abhängigkeit von der jeweiligen Menge 

abgetragen. Der Grenznutzen einer zusätzlichen Kontrolltätigkeit nimnt mit 

der lßhe der eingesetzten Kontrolleinrichtungen ab. Die Fläche unter der 

Grenznutzenkurve (schraffiert) stellt den maximal erreichbaren Nutzen dar, 

den die Regierung realisieren kann, oder um:Jekehrt den Verlust, den sie hin-

neh!ren ll'llSS, wenn ihr keine Kontrollroassnahnen zur Verfügung stehen oder die 

Kosten einer Kontrolle zu hoch sind (die Grenzkostenkurve liegt im letzteren 

Fall bereits iJ!, Schnittpunkt mit der Abszisse über der Grenznutzenkurve). 

Für die Regierung ist es vorteilhaft, die Kontrolltätigkeit bis K auszu-

weiten, dh. bis die Grenzkosten dem Grenznutzen entsprechen. Die Gesamt-

kosten der Kontrolltätigkeit belaufen sich auf OKIG, die &rlgetforderungen 

der öffentlichen Verwaltung werden entsprechend um OKIH (Geldeinheiten) ge-

kürzt. Die ('gleichgewichtige') Bu:lgethöhe beträgt OA000 pt + KIL (Betrag, 

der sich für die Regierenden nicht zu kontrollieren lohnt) oder 0~ 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



1 6 

Figur I-2 

i"odell des Outputverhaltens der öffentlichen Verwaltung 

unter Berijcksichtigung des Einsatzes von Kontrolleinrichtungen 

durch die politischen Auftraggeber. 
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Grenznutzen bzw. 
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kontrolle 
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Quelle: IOPT'EL, Ulrich (1979), dkoncrnische "nleorie der Bllrokratie. 
Haufe, Freiburg/Br., S. 181. 
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(B..!dgetforderung der öffentlichen Verwaltung) abzüglich OKIH (Betrag, der 

der öffentlichen Verwaltung auf Grund der Kontrolle nicht zur Verfügung 

steht). Der Zuwachs der Rente für die Regierung und das Parlairent beträgt 

GIH. 

Durch den Einsatz von Kontrolleinrichtungen versucht: die Regierung, der 

staatlichen Administration zumindest einen Teil ihrer Monopolrente abzuge-

winnen ("rent seeking") 1. Es kann für die politischen Auftraggeber aber auch 

von Vorteil sein, eine Koalition mit der öffentlichen Verwaltung einzugehen, 

um ihre eigenen Ziele besser zu erreichen (NISKANEN 1975). Sie wird auf eine 

Kontrolltätigkeit verzichten, '!Nenn d.ie Kosten der Kontrolle sehr arosse Auf-

wendungen und Anstrengungen benötiqt, der Nutzen im Verqleich dazu jedoch 

gerirv:i- ist. 

Das Modell der inkrerrentellen Budgetzuschläge von WIIDAVSKY (1964) geht von 

der Annahrre aus, dass die staatliche Verwaltung die Kontrollfunktioo der 

Regierung und des Parlairents bei ihrem Verhalten in Rechnung stellt. Sie 

wird daher versuchen, Budgetforderungen 'in kleinen Schritten' durchzubrin-

gen, um grössere Konflikte mit den übergeordneten Entscheidungsträgern zu 

veDTEiden und trotzdem ihrem Streben nach einer Ausweitung des Budgets nach-

zukormen. Diese Hypothese der inkrerrentellen Budgetausweitung wurde in einer 

Reihe von Stooien eßl)irisch untersucht; 2 allerdings können mit dem Ansatz 

weder die langfristige Entwicklung noch das Niveau der Zuwachsrate der 

Staatsausgaben erklärt werden. Vor allem werden die Handlungskriterien der 

beteiligten Akteure nicht berücksichtigt. 3 

1) Zur politischen Ökonanie der "rent-seeking society" siehe KRUEGER (1974). 

2) Siehe DAHL und LINDBLCM, WIIDAVSKY, FENNO, SHA.RKI\NSKY u.a. Eine Ubersicht 
über diese Arbeiten geben PAILEY und O'COONOR (1975). In den vorliegenden 
ökonaretrischen Studien, z.B. DAVIS, DFWSTER und WIIDAVSKY (1966, 1974) 
und für die Schweiz MEIER, HAUSER, MULLER-OOCMF.R und RÖSSIER (1973) , wird 
von einem autoregressiven Prozess l.Ordnung ausgegangen und die Hypothese 
anhand der endogen verzögerten Variable der Staatsausgaben überprüft. 

3) BLANKARI' (1974) versucht in einem M:dell für den Kanton Bern, den Budget-
prozess in der Zeit 1962 - 1974 nachzuvollziehen; er führt dabei die 
Handlungsl!Otive der einzelnen politischen Entscheidungsträger, z.B. der 
Direktionen, 1Nelche die Budgetforderungen einreichen, der Finanzdirektion, 
des Regierungsrates und des Parlarrentes, explizit ein. 

Eine Gegenüberstellung des Inkrerrentalisrnusrrodells (= bürokratischer 
Prozess) mit einem Modell der Konkurrenz unter den Politikern (= politi-
scher Budgetbestinmungsprozess) ergibt, dass mit Hilfe des politischen 
Erklärungsansatzes die ·Entwicklung der Bildungsausgaben im arrerikanischen 
Bundesstaat Massachussetts l:esser erklärt 1Nerden kann (FEIDSI'EIN und 
FRISCH 1977) • 
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Das Medianwählermxlell kann als theoretische Grundlage herangezogen werden, 

i.nn den kollektiven Entscheidungsprozess der Bereitstellung öffentlicher 

Güter und Dienstleistungen explizit einzubeziehen. In einer Demokratie mit 

der Institution von Referenden haben die ~~ihler die Möglichkeit, ihre Prä-

ferenzen in den direkten Abstimnungen zum Ausdruck zu bringen. In dem Modell 

wird u7terstellt, dass sie ihren Nutzen aus dem staatlichen Leistungsangebot 

analog zu dem Kalkül bei dem Kauf von privaten Gütern zu nrud.mieren suchen. 

Unter der Voraussetzung, dass die einfache Mehrheitsregel in einem reinen 

politischen Konkurrenzm:x:lell angewendet wird, bestimnt der Medianwähler den 

Ausgang der Abstinnung. 1 

In einer Untersuchung für 62 Schweizer Städte versuchen PCM'1E:REHNE und FREY 

(1973) die Pro-Köpf-Ausgaben der Gerreinden mit dem ~Aedianwählenrodell unter 

Berücksichtigung der politisch-institutionellen Rahrrenbedingungen zu erklä-

ren. Sie erhalten bessere Ergebnisse hinsichtlich der Erklärung der Staats-

ausgaben unter Einbeziehuno der institutionellen Rahrrenbedingungen als mit 

dem reinen, allein auf ökonomische Variablen ausgerichteten Medianwählermo-

dell. Ausgehend von einem nutzenmaximierenden Verhalten der Entscheidungs-

träger, dh, auch der öffentlichen Verwaltung, erwarten sie, dass in Gerrein-

den wit einer repräsentativen Demokratie ohne Referendumsmöglichkeit - iM 

Gegensatz zu Gemeinden mit direkter bzw. repräsentativer Demokratie mit 

Referendi.nn - der Spielraum der Adlllinistration grösser ist, da füe "1-Tähler 

keine direkte Kontrollmöglichkeit haben. Die Schätzungen bestätigen diese 

Erwartung: Die Pro-Kopf-Ausgaben in Gemeinden mit Referenduw. können mit dem 

Medianwählermodell weit besser erkle.rt werden; die öffentliche Verwaltung 

scheint auf die Wünsche des (Median-) Wahlers grössere Rücksicht nehmen zu 

müssen als in den repräsentativen Demokratien ohne Referendum. 

~.uch die Regierung wird sich rational verhalten und ihren eigenen Nutzen zu 

maximieren suchen unter den gegebenen Einschränkungen. Sie wird vor allem 

auf vlahlen hin daran interessiert sein, ihre Mittel zur Kontrolle der öffent-

lichen Verwaltung einzusetzen, und dies besonders, wenn ihr Popularitäts-

vorsprung gegenüber der Opposition gering oder gar negativ ist. Der Anreiz 

zu einer Kontrolle resultiert aus der Wiederwahlrestriktion: Die Wähler 

werden eine Kontrolle der öffentlichen Verwaltung per se möglicherweise 

ll Für eine Kritik des Medianwählenrodells siehe Ra1ER und ROSE!>!l'HAL (1978, 
1979a,b) und PCMMEREHNE (1978). 
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positiv honorieren; über die Einschränkung und verbesserte Effizienz des 

administrativen Sektors können aber auch zusiä.tzliche Mittel gewonnen werden, 

die für andere, wirkungsvollere Ausgaben, z.B. Subventionen, Steuererleich-

terungen oder Wahlgeschenke, eingesetzt werden können. Cbwohl der Einfluss 

der Wähler schwächer ist in Derrokratien dme Referendum, wird auch hier nach 

den Ergebnissen von PCMMEREHNE und FREY gegen Ende der Legislaturperiode der 

Spielraum der öffentlichen Verwaltung zunehrrend eingeschränkt, die Pro-Kopf-

Ausgaben der Gerreinden nehrren, ceteris paribus, ab. 

I.1.3. Möglichkeiten einer Kontrolle der öffentlichen Verwaltung 

Aus den angeführten Studien kann gefolgert werden, dass die öffentliche Ver-

waltung über einen Spielraum verfügt, die Grösse dieses Spielraums jedoch 

abhängig ist von den gesetzten institutionellen Rahrrenbedingungen: Eeispiels-

weise kann die staatliche Administration ihre eigenen Ziele !!Ehr oder weniger 

verfolgen, je nachdem, ob in der betreffenden Gebietskörperschaft nach den 

Regeln der direkten oder repräsentativen Derrokratie entschieden wird oder ob 

die Regierung einer starken Wiederwahlrestriktion ausgesetzt ist oder nicht. 

Aus diesen Anhaltspunkten sind verschiedene Vorschläge abgeleitet worden, 

die zu einer Verbesserung der Kontrolle der öffentlichen Verwaltung beitra-

gen sollen (vgl. FREY 1981a): 

(i) Annäherung des öffentlichen Sektors an den Marktbereich 

• Verstärkung des W<?ttbewerbs zwischen den einzelnen Abteilungen 

innerhalb oer öffentlichen Verwaltung ('IULLO::K 1965); 

• Einführung eines Eelohnungsystem; in der öffentlichen Verwaltung 

(NISKANEN 1973) • 

Durch diese beiden Vorschläge sollen Anreize im öffentlichen Sektor entspre-

chend dem Marktrrechanismus in der privaten Wirtschaft gesetzt und damit eine 

höhere Effizienz erreicht werden. Ein weiterer Vorschlag, der in der wissen-

schaftlichen Literatur und in der Öffentlichkeit gerade auch in letzter Zeit 

häufig diskutiert wird, ist die 

• Privatisierung der Produktion bZ\-1. der Produktion und der Allokation 

in verschiedenen Aufgabenbereichen des öffentlichen Sektors (vgl. 

für eine Ubersicht über K.ostenvergleiche der privaten und öffent-

lichen Prcduktion BU\NKART (1980) und OOOCHERDING, PCM"1ERE!lNE und 

SCHNEIDER (1982) und z.B. für den Schulbereich LITH (1980) ) • Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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(ii) Verschärfung der Budgetrestriktion 

• Forderung nach Deckung der Ausgaben durch ordentliche Steuer-

einnah.I!El'l ; 

• Begrenzung der Steuerbasis so dass ein Ausweichen der Steuer-

zahler ~lieh ist (die Forderung nach einer "new tax constitution" 

wird von BRENNAN und RJCHANAN (1977,1978,1980) vertreten) 

• Verschärfung der Kontrolle durch Rechnungshöfe. 

(iii) Verschärfung JX)litischer Einschränkungen. 

Der dritte Vorschlag, die Verschärfung von politischen Einschränkungen, soll 

vor allem durch die Setzung von institutionellen Regelungen, die die Kon-

trolltätigkeit der anderen politisch-institutionellen Entscheidungsträger 

fördert, erreicht werden: 

• Verstärkung der direkten Einflussnahrre der Wahler durch die 

Institution der direkten Volksabstirrmung und/oder eines 

Qroudsmannes; . 

• Verbot der direkten Mitsprache von öffentlich Bediensteten 

im Parlament. 

I.1.4. Problerre der P?litischen Durchsetzung 

Ein grosses Problem, das sich im Zusamrenhang mit diesen Vorschlägen zur 

Verbesserung der Kontrolle der staatlichen Verwaltung ergibt, ist das 

Problem der JX)litischen Durchsetzbarkeit dieser Massnahnen.: Alle gutgerrein-

ten Vorsätze nützen nichts, wenn sie politisch nicht verwirklicht werden 

können. Eine Durchsetzung der geforderten Massnahrren ist aus zwei Aspekten 

schwierig: 

(i) Die Anreize der anderen wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger, 

sich für eine Kontrolle der öffentlichen Verwaltung einzusetzen, sind 

gering. Die Regierung und das Parlament haben im allgerreinen kein In-

teresse, sich die staatliche l\dministration zum Gegner zu IMchen, da 

sie auf deren Zu- und Mitarbeit angewiesen sind. Auch der einzelne 

~ hat wenig Interesse, die öffentliche Verwaltung zu kontrollieren: 

Er verfügt über geringe InforIMtionen, und folglich sind die Kosten 

einer Kontrolle für ihn sehr hoch. Ausserdem stellt die Kontrolle der 
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Verwaltung ein öffentliches Gut dar, dh. die Kosten trägt weitgehend 

der einzelne, der sich die Informationen beschafft und Initiative er-

greift, während von einer effizienteren Leistungserstellung alle pro-

fitieren. Die Interessengruppen verfügen zwar über irehr Informationen 

und Einfluss über die staatliche Administration als die einzelnen 

Bürger; da eine Zusamrenarbeit mit der öffentlichen Verwaltung jedoch 

oftmals den Erfolg ihrer Aktivitäten fördert und urrgekehrt die öffent-

lich Beschäftigten ihren Einfluss über die Interessengruppen emöhen 

können, ist nicht zu erwarten, dass eine effektive Kontrolle durch die 

Interessengrui:pen durchgeführt wird (vgl. FREY 1981a). 

( ii) Die öffentliche Verwaltung verfügt abgesehen von dem Spielraum in ihreM 

eigenen Kanpetenzbereich ill:-er politischen ~influss, der es ihr ermöglicht, 

die Einführung verschärfter Kontrollrnassnahiren weitgehend zu vemindern. 

Sie kann (neben ihrer eigentlichen Aufgabe der Ausführung p::,litischer 

Anweisungen) auf vier Ebenen des p::,litischen Entscheidungsprozesses 

Einfluss nehnen: 

• Auf der Vorbereitungsebene ninmt sie an der Formulierung von Abstim-

mungs- und Gesetzestexten teil und kann dadurch schon in der Vo:q:hase 

p::,litischer Entscheid1.n1gen ihren Einfluss geltend machen. Unter dem 

Stichwort des "agenda control" wird in der Literatur (vgl. Ra-lER und 

ROSENI'HAL, 1978,1979b) die M:iglichkeit diskutiert, über eine ent-

sprechende Formulienmg einen Referendumsvorschlag durchzubringen, 

der signifikant von den Vorstellungen des Medianwählers ab.-veicht. 

• Die öffentliche Verwaltung kann direkt bei p::>litischen Abstimnungen 

Einfluss nehnen. Auf Grund besserer Informationen sind die Kosten 

des Wahlgangs für den Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung 

geringer, und der Abstimnungsausgang, z.B. bei Abstinrnungen über das 

Budget, Steuersatzänderungen und Ausgabenkürzungen, betrifft ihn un-

mittelbarer als die übrige Bevölkerung. Es ist daher zu erwarten, 

dass die öffentlich Bediensteten eine höhere Wahlbeteiligung aufwei-

sen als der Rest der Bevölkenmg - und dies vor allem bei Abstim-

mungspunkten, die sie direkt betreffen. Für ein "tax lirnitation 

referendum" in Michigan (U.S .. 1\.) stellt GRAMLICTI (1982) beispiels-

weise fest, dass die Wahlbeteiligung der Beamten mit 67,8% diejenige 

der übrigen Wahlbevölkenmg (60,9%) signifikant übersteigt. 1 

1) Für eine Ubersicht der wenigen vomandenen, auch älteren Studien zur Wahl-
beteiligung der öffentlich Beschäftigten siehe FREY und KMMEREHNE (1982a). Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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Gelreinsarn mit dem Anteil der öffentlich Beschäftigten an der gesam-

ten Wahlbevölkerung lässt sich ein Wal-\lmachtindex berechnen (vgl. 

ll.JSH und DENZAU 1977) , der in dem Beispiel von Michigan 27 ,9% be-

trägt, dh. bei einem Anteil der öffentlich Beschäftigten an den 

Wahlberechtigten von 25, 8% erhöht sich der Einfluss an den Wahlen 

um 2,1 Prozentpunkte allein durch die höhere Wahlbeteiligung der irn 

öffentlichen Dienst Tätigen, 

Es genügt jedoch nicht, allein einen Unterschied in der Wahlbeteili-

gung der Beamten aufzuzeigen, um einen tatsächlichen Einfluss auf das 

Wahlergebnis nachweisen zu können. Notwendige Bedingung für einen sol-

chen Einfluss ist, dass die Beschäftigten irn Staatsdienst al:1.-leichen-

de Präferenzen bezüglich der Abstimnungsvorlagen haben irn Vergleich 

mit der i.ibrigen Bevölkerung. Zusätzlich müssen rrögliche andere Ein-

flüsse auf die Wahlbeteiligung und die Präferenzstruktur der Beamten 

berücksichtigt werden, z.B. ein höheres durchsc~nittliches Einkcmren, 

eine höhere Schulbildung i.md eine höhere soziale Stellung als der 

Durchschnitt der Bevölkerung. Aber auch, wenn diese Einflussfaktoren 

konstant gehalten werden, kornren FREY und POMMEPEHNE auf Grund ver-

schiedener Studien1 zu dem Ergebnis, dass "the voting pc,,,er aspect of 

public bureaucracy is irrportant (FREY und J?CMAEREHNE 1982a, S. 259). 

• Beamten im Parlament: In einigen Ländern wird die Gewaltenteilung 

nur organisatorisch, aber nicht personell durchgeführt. So können 

beispielsweise in der Bundesrepublik Deutschland Beschäftigte irn 

öffentlichen Dienst dlne Einschränkung in die Bundes- und Landtage 

gewählt werden. In der Schweiz werden in einigen Kantonen die Beam-

ten ohne Einschränkung zugelassen (z.B. F.anton Zi.irich), während dies 

in anderen Kantonen einem mehr oder weniger grossen Teil der öffent-

lich Beschäftigten verwehrt wird: Im Kanton Basel-Land sind die 

höheren Beamten und in den Kantonen Aargau, Bern und Solothum grund-

sätzlich alle Bediensteten in der öffentlichen Verwaltung (ausser den 

Iehrern) ausgeschlossen. Derrgegenüber wird z.B. die personelle Tren-

nung zwischen der EXekutive und der legislative in den Vereinigten 

Staaten, zumindest auf der Bundesebene, strikt vollzogen. 

Der Anreiz :für die bundesdeutschen Beamten, an der Parlamentsarbeit 

1) Siehe RUBINFEUl (1977), RUBINFEW und THCMAS (1980), COURA.."l'I', GRJ\MLICH 
und RUBINFEID (1980) und IDLFINGER und ROSENS'ID.'IB (1980). Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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teilzunehrren, ist besonders gross, da für sie keine privaten Kosten 

der Teilnahrre entstehen1, sie andererseits jedoch Informationen tmd 

Erfahrungen aus der Parlarrentsarl:Jeit direkt in ihrem Beruf verwenden 

können. Es ist daher zu erwarten, dass sie im Parlarrent überdurch-

schnittlich hoch vertreten sind. 

Anhand der Angaben in Tabelle I-1 wird diese Annahrre bestätigt: 

Der Anteil der Beamtenabgeordneten im Deutschen Bundestag nahm von 

16,8% in der 1. Legislaturperiode (1949-53) auf 46,1% in der 8. Le-

gislaturperiode (1976-80) zu. In einigen Landtagen stellen 1976 die 

Beamten sogar schon rrehr als die Hälfte der Abgeordneten: Der Pro-

zentsatz liegt in Schleswig-Holstein, in Hessen tmd in Bayern knapp 

über 50%, im Saarland erreicht er 56% tmd in Baden-Württenberg gar 

59%. Ein Jahr zuvor stellten die Beamten bereits einen Anteil von 

61 % im hessischen Landtag. Der Anteil der öffentlich Bediensteten 

im Parlarrent liegt in allen Fällen über dem entsprechenden Anteil 

an der Erwerbsbevölkerung. Die Beamten sind in einzelnen Parlarrenten 

und Legislaturperioden sogar drei- bis fünfmal so stark vertreten 

wie in der Gruppe der Erwerbsbevölkerung. Werden anstelle der Er-

werbsbevölkerung die Erwerbsfähigen (inkl. Hausfrauen) als Ver-

gleichshasis herangezogen, erhöht sich diese Relation noch zusätz-

lich.2 

Den Beschäftiaten im öffentlichen Dienst stehen folglich in einer 

repräsentativen Derrokratie l\t\crlichkeiten zur Verfüquna, um auf po-

litische Entscheidungen direkt im parlarrentarischen Prozess einzu-

wirken. Als Angehörige des Parlarrentes besti.Jmen sie über die Ein-

nahrren- und Ausgabenkorrponenten des öffentlichen Sektors, dri.. über 

ihr eigenes Budget. Gleichzeitig entscheiden sie aber auch als Ar-

beitgeber der staatlich Beschäftigten über die Besoldungsausgaben 

1) In der Bundesrepublik Deutschland werden die Beamten des Staates gegenüber 
Parlarrentariern aus der Privatwirtschaft stark bevorteilt: Sie werden wäh-
rend der Abgeordnetenzeit beurlaubt, ihr IDhn wird weiterbezahlt und ihre 
Ansprüche auf Beförderungen und Pensionszahlungen bleiben bestehen (BENKE 
1975). 

2) Angaben für die Schweiz und Österreich ergeben ein ähnliches, wenn auch 
nicht so gravierendes Bild. Vql. FREY und WECK (1980) bzw. GRUNER (1970) 
für die Schweiz und FISCHER (1977) für Österreich. 
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Tabelle I-l(a) 

Anteil der öffentlich Beschäftigten im Parlarrent 

im Vergleich zu dem J\nteil in der Erwerbsbevölkerung. 

Deutscher Bundestag, 1949-1980. 

Anteil der öffentlich Beschäftiaten an den Parlairentsabgeord-
neten (B/P) und an der Er..erbsbevölkerung (B/ERN) , in % • 

u,gis aturpen 
49-53 53-57 57-61 61-65 65-69 69-72 72-76 76-80 

B/P 16,8 19,6 19,3 22,7 28,7 32,2 37,5 46,1 

B~~ 10,2 11,8 11,3 12,1 13,5 

10 

0 ..,__--4 __ 4--_....;.._--+--,l,--.+---.,--.J.-+ 
49 53 57 61 65 69 72 76 80 

Quelle: TAYSEJil, Ulrich (1976), Parl,.,.,,,,tarisches Regierungssystem 
in der BRD. um, (l,laden. Siehe ausserdem: Der SPIDll 
(1974), Auf dem Wege in die Beamtenrepublik. 28/51, S.28-
41 und Der SPIDll (1978), E)iptirung reicht nicht aus. 32/ 
51, s. 36-41. 
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Tabelle I -1 (b) 

Anteil der öffentlich Beschäftigten im Parlarcent 

im Vergleich mit dem Anteil in der Erwerbsbevölkerung. 

Deutsche Landtage, 1969-1976. 

/lnteil der cffentlich Beschäftiqten an den Parlarentsabaeord-
neten (B/P) und an der ~rbshavöll<erung (B/FRW) , in % : 

Schleswig-
Holstein 

Nieder-
sachsen 

Nordrhein-
Westfalen 

Hessen 

Pheinland-
Pfalz 

lladen-
Wfirt terroera 

Bayern 

Saarland 

Harmurg 

Breren 

Berlin 

1969 

B/P 43,4 
B/m-1 13,3 

B/P 13,0 
B/ERW 11,3 

B/P 29 ,0 
B/El'W 10 ,2 

B/P 52,0 
B/E:AW 12,4 

B/P 48,n 
B~ 11,6 

B/P 48,0 
B/E!M 10 ,0 

B/P 54,9 
B/EW! 10,4 

B/P 38,0 
B/E:PW 14,2 

B/P 12,5 
B,trnl; 15, 7 

B/P 19 ,O 
B/E:PW 15,6 

B/P 8,1 
B/"F™ 17,4 

1974 

52,0 
14,0 

40 ,3 
12, 3 

34,0 
11,5 

60,9 
13, 7 

56,0 
12, 7 

48,3 
11,2 

55 ,4 
11,4 

50,0 
15,0 

27,5 
17, 7 

36,0 
18,2 

40,6 
21, 1 

1975 

49,0 
14, 1 

28,0 
12,5 

~4,0 
11, 7 

61,0 
14 ,4 

49,0 
13,2 

57 ,0 
11,9 

52,0 
11,6 

50,0 
15, 7 

35,0 
18,0 

39,0 
18, 7 

40,0 
22 ,2 

1976 

52,0 
13,5 

38, 7 
12, 7 

41,5 
11,8 

52, 7 
14 ,4 

49,0 
13,2 

59, 5 
11,8 

50,5 
11, 7 

56,0 
15,4 

32 ,5 
17 ,8 

36,0 
17,5 

42,0 
22,5 

Quelle: SCHKJIE, Klaus (1977), Beamtenabgeordnete in Landtagen 
der BRD. Carl-Winter llniversitMsverlag, Heidelbern. 

rur die Berechnunqen des Anteils der öffentlich Reschäf-
tiqten an der E:rwerhsbevöll<erung siehe SI'ATISTISCHF-5 
BUNDFSAMI', Bevölkerunqsstruktur und Wirtschaftskraft der 
Bundesländer, Wiesbaden, verschiedene Jahrgänge. 
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und damit über ihre eigenen Lohnzahlungen. Es ist zu erwarten, dass 

die Zustinmung und damit der Anteil der im Parlarrent angen01111Eilen 

'verwaltungsfreundlichen' Verordnungen tmlSO grösser ist, je höher 
- ceteris paribus - der Anteil der öffentlich Beschäftigten im Par-
lclllETlt. 1 

• Öffentliche Verwaltung und Interessengruppen: Die Beschäftigten in 

der öffentlichen Verwaltung können nicht nur von der Arbeitgeber-

sondern auch von der Arbeitnehlrerseite her ihre Löhne und allge-

meiner ihre Arbeitsbedingungen und Vergünstigungen ("fringe bene-

fits") zu beeinflussen suchen. In verschiedenen empirischen Unter-

sudlungen wurde versucht, den Einfluss der Gewerkschaften des 

öffentlichen Dienstes auf das Wmniveau zu schätzen. Viele der 

Studien deuten auf einen positiven Zusamrenhang hin; die Ergebnisse 

sind jedoch nicht un=tritten. 2 

Die Beschäftigten des Staates sind im Vergleich mit der allgerrei-

nen Bevölkerung überdurchschnittlich oraanisiert. In der Bundes-

republik Deutschland liegt der Grad der Gewerkschaftsorganisation 

der staatlich Bediensteten im Zeitraum 1951 - 1974 deutlich über 

demjenigen der Angestellten und Arbeiter in der Privatwirtschaft, 

wie aus Tabelle I-2 zu entnehmen ist. 1975 waren nur 39% der Er-

werbstätigen insgesamt gewerkschaftlich organisiert, gegeniiber 

65,8% im öffentlichen Sektor. Die Angestellten in der privaten 

Wirtschaft weisen gar nur 1/3 des Organisationsgrades der öffent-

lich Beschäftigten auf. 

Auch im Hinblick auf die Zugehörigkeit zu _F2litischen Parteien 

weisen die Peschäftiaten im öffentlichen Dienst ein höheres Engage-

ment auf: Gegenüber rund 7% der staatlich Beschäftigten, die 1972 

in der Bundesrepublik Deutschland einer Partei angehörten, waren 

nur 3,3% der Wohnbevölkerung über 16 Jahren Mitglied in einer Par-

tei (Tabelle I-3). 

1) Einen ersten Versuch, diese Hypothese empirisch zu testen, macht CUENI 
(1979) für die Schweiz. 

2) Siehe z.B. SHAPIRO (1977) und BARTF.L und LEWIN (1981). Für eine Uber-
sicht siehe LTh'lN (1977) und PARSIEY (1980). 
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Tabelle I-2 

Cewerkschaftlicher Organisationsgrad verschiedener Gruppen in der 

Bundesrepublik Deutschland, 1951 - 1975. 

Gruppe Gewerkschaftlicher 2!:!J:anisaticnsgrad ( in 1) 

1951 1955 1960 1965 1970 1975 

staatlich 
Bedienstete 65,7 R5,3 79,6 72,2 69,8 65,8 

Privater Sektor 

Arbeiter 48,5 42,8 40,7 39, 7 40, 7 46, 1 

Angestellte 28,8 25,6 19,9 19, 7 19,3 22,4 

En.erbstätige 45,0 41,2 37,2 35,9 35,8 39,0 
(insgesamt) 

OJel le: lbl fgang ZAPF (Hrsg. ) : Lebensbedingungen in der am:lesreplbl 1k. 
Carrpls, Frankfurt/New York, 197ft, S.899 (Ausschnitt). 

Tabelle I-3 

Parteimitgliedschaft verschiedener Gruppen 

in der Bundesrepublik Deutschland, 1968 und 1972. 

GruR)e Parte izugeh1lri2e i t (alle Parteien, in\) 

1968 1972 

staatlich 
Bedienstete 8,8 7, 1 

wahlbevölkerung 
(über 16.Jahre) 

2,5 3,3 

OJelle: ilblfgang ZAPF (Hrsg.) : Lebensbedingungen in der a.ndesrepi,lik. 
Carpls, Frankfurt/New Yorl<, 1978, S.876 (Ausschnitt). 
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Der überdurchschnittlich hohe Organisationsgrad in Interessengruppen 

und in politischen Parteien fördert die Zusamrenarbeit dieser Grup-

pen mit der öffentlichen Verwaltung und erhöht die Erfolgschancen 

des "lobbying" - auch von der Seite der öffentlichen Verwaltung ge-

sehen! 

Zusamrenfassend lässt sich sagen: Sc:Mchl fehlende Anreize bei den nicht-

administrativen Entscheidungsträc;rem als auch die vielen Möglichkeiten einer 

politischen Einflussnahrre für die öffentliche Verwaltung führen dazu, c.ass 

eine Verschärfung der Kontrolle der staatlichen Exekutive nur schwer in die 

Wirklichkeit umgesetzt werden kann. Dem ist aber noch nicht genug: Die Be-

schäftigten in der öffentlichen Verwaltung bedienen sich ausserdem verschie-

dener Strategien, um einer nöglichen Kontrolle auszuweichen. 

I.1.5. Strategien der öffentlichen Verwaltung 

Um eine Uberprüfung der Aktiviüit der öffentlichen Verwaltung zu erschweren, 

weicht diese in solche Tätigkeiten aus, welche ebenfalls ihren Einfluss er-

höhen, die sich aber nicht direkt budgetär niederschlagen und damit weit 

schwieriger zu erfassen und zu kontrollieren sind. Dies erreicht sie, indem 

sie beispielsweise zusätzliche Vorschriften erUisst und den privaten Sektor 

vernehrt reglementiert. Die zunehrrende Verrechtlichung und Verbi.irokratisie-

rung macht das System für die Öffentlichkeit undurchsichtiger und erhöht die 

Informationskosten der Kontrolle: Durch eine Flut von Gesetzen und Verord-

nungen, imner umfangreichere und unverständlicher abgefasste Formulare, 

publikumsfeindliche Öffnungszeiten der Verwaltungsstellen u.ä. schattet sich 

die staatliche Verwaltung gegen einen Einblick und einen Eingriff der Bürger 

ab. In der Zeit von 1949 bis 1969 wurden beispielsweise in der Bundesrepublik 

Deutschland 1 450 Gesetze und Verordnungen eingeführt, zwischen 1969 und 1976 

waren es imnerhin schon 2 310! (BREI.JEL 1979). Aber nicht nur die Anzahl, 

sondern auch der Umfang des Bundesanzeigers nahm von 1 100 Seiten 1950 auf 

über 3 000 Seiten bis 1974 zu (TIM-1ERMA..-.N 1977) • In den Vereinigten Staaten 

wurden 1973 allein 5 500 Formulare auf der Bundesebene regelrnässig verwendet, 

und die Kosten der 'Papierarbeit' verdop?2lten sich zwischen 1955 und 1966 
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und stiegen Ull1 weitere 86% bis 1973 (BENNE'IT und JOHNSO'l, 1979). Das Federal 

Register, das ähnliche Funktionen wie der Deutsche Bundesanzeiger hat, tm1-

fasste 1936 noch rund 2 600 Seiten. 20 Jahre später waren es schon über 

10 000 Seiten und 1960 16 850 Seiten; aber ein geradezu explosionsartiger 

Zuwachs setzte im letzten Jahrzehnt ein, die Seitenzahl wuchs von 20 000 im 

Jahr 1970 auf Ober 87 000 bis 1980 (Die ZEIT, 11.Dezenber 1980) . 

Die Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung haben jedoch keinen Anreiz, 

von ihrem Vorgehen abzugehen: Einzige Benessungsgrundlage für ihre Pflicht-

erfüllung ist das korrekte Einhalten von formalen Vorschriften und Richt-

linien; die inhaltliche Konsequenz einer falschen Entscheidung, etwa die 

gesellschaftlichen Kosten, die infolge einer Verzögerung von Entscheidungen 

oder der Erledigung von Fo=litäten entstehen, ist dagegen von weit gerin-

gerer oder keiner Bedeutung. Die Beamten sind ausserdem besonders versiert 

auf dem Gebiet der Rechtsausleguna, da eine überdurchschnittlich hohe ?ahl 

an ausgebildeten Juristen in der öffentlichen Verwaltung tätig sind ( 'Ju-

riste11ITDnOp'.)l'). 1 

I.1.6. Ist eine (exogene) Kontrolle der öffentlichen Verwaltung rröglich? 

Die bisherigen Betrachtungen beziehen sich auf den laufenden politischen 

Prozess, in dem den Ausführungen zufolge ein Vorschlag zur Verbesserung der 

Kontrolle der öffentlichen Verwaltung wenig Erfolgschancen in Bezug auf die 

J:X)litische Durchsetzung hat. Die nicht-administrativen Entscheidungsträger 

haben wenig Anreize und die Exekutive zu viel Einfluss und Ausweichrröglich-

keiten, als dass eine effektive Einschränkung des Spielraurrs der öffentlichen 

Verwaltung nöglich wäre. Aus diesem Grund schlägt FREY (1981a) vor, nicht auf 

der Ebene des laufenden i:oli tischen Prozesses - auf der die wirtschaftsr:oli -

tischen Akteure ihre Positionen eingencmren haben und von diesem ihrem Stand-

punkt aus ihre eigenen Interessen durchzusetzen und zu verteidigen suchen -

anzusetzen, sondern auf der Ebene des Grundkonsenses. Diese ist gekennzeich-

net durch drei Merkn'ale - Ungewissheit, Einstimnigkeit und Langfristigkeit: 

Aus der Ungewissheit der Entscheidungsträger in Bezug auf ihre zukiinftige 

Situation ("veil of ignorance") resultiert die Möglichkeit, dass eine ein-

stimnige und langfristige Regelung eines best:iJTmten Entscheidungsproblems 

1) Nach den Ermittlungen von ATI'ENBERGER und EIDEN-J~ (1970) und llJH-
MANN und MAYNTZ (1973) stellen die Rechtswissenschaftler in nahezu allen 
Eereichen und vor allem in den höheren Funktionsgruppen den höchsten An-
teil an den öffentlich Beschäftigten. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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erreicht werden kann. 1 Auf der Ebene des Grundkonsenses ist es rröglich, 

Pnderungen in den institutionellen Rahmenbedingungen durchzusetzen, die zu 

einer Verbesserung der Kontrolle im laufenden politischen Prozess fiihren: 

Beispiele für solche fuiderungen sind etwa der Vorschlag von BRENNAN und 

BOCHANAN einer "new tax constitution" oder die Forderung nach Ausschluss 

der Beamten aus den Parlarrenten. 

Eine Abgrenzung des laufenden politischen Prozesses und der Grundkonsens-

ebene ist in der Realität rreist nur beschränkt durchführbar. Vollstendige 

Ungewissheit, wie sie auf der Ebene des Grundkonsenses gefordert wird, um 

eine gesellschaftlich bessere Lösung einstirnnig durchzubringen, ist nur 

selten anzutreffen. Allzu oft bestirmen Interessenverfilzung und die kurz-

fristige Verfolgung der eigenen Ziele auch grundsätzliche Entscheidungen in 

der Politik. Es ist daher nicht sicher, ob auf diesem Wege eine tatsächliche 

~nderung der heutigen Situation erfolgen kann. 

In dieser Arbeit wird im folgenden eine andere Frage in den Vordergrund ge-

stellt. Aus den Anreizstrukturen innerhalb der öffentlichen Verwaltung und 

der Interdependenz mit den anderen wirtschaftspolitischen Entscheidungsträ-

gern folgen endogene Mechanisrren, die dem staatlichen Sektor Grenzen setzen 

und einem unaufhal tsarren autonaren Wachstun entgegenwirken. Diese endogenen 

Mechanisrren, die anhand der Unterteilung in drei Makroolöcke - dem offiziel-

len Arbeitssektor, dem öffentlichen (Verwaltungs-) Sektor2 und dem Schatten-

sektor - abgeleitet werden, bilden den Kern der weiteren Ausfifürungen. 

1) Die Grundkonsensebene ist allgerreiner konzipiert als die Verfassungs-
ebene, da die Abrrachungen nicht an eine schriftliche Niederlegung gebun-
den sind. 

2) Auf die politischen Entscheidungsträger , die Regierung und das Parlarrent, 
wird in den folgenden AusfOhrunqen nicht näher eingegangen. Siehe hierzu 
FREY (1982). 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



31 

TEIL II: Endogene Mechanismen zur Begrenzung der öffentlichen Verwaltung 

Der private Wirtschaftssektor stellt die Ressourcen zur Verfügtmg, die von 

der staatlichen Verwaltung benötigt werden, tnn öffentliche Güter und 

Dienstleistungen bereitzustellen. Material- und Arbeitseinsatz im staat-

lichPn Sektor werden überwiegend aus den Steuerabgaben des privaten Sektors 

finanziert. Als Mass für die Inanspruchnahre einer Volkswirtschaft durch den 

öffentlichen Sektor wird häufig der Anteil der Staatsausgaben am Brutto-

sozialprodukt (Staatsquote) herangezogen. Die realen Ressourcen einer Volks-

wirtschaft werden hingegen nur durch die staatlichen Ausgaben für Güter und 

Dienstleistungen direkt in Anspruch genornren. In Tabelle II-1 sind die Ge-

samtausgaben, die Ausgaben für Güter und Dienstleistungen und die Transfer-

zahlungen des Staates als Anteil am Bruttoinlandsprodukt1 für verschiedene 

Länder und das Jahr 1978 aufgeführt: In den rreisten westlichen Ländern be-

trägt der Anteil der gesamten Staatsausgaben über 30%; in Ncrwegen, Dänanark, 

Frankreich und Belgien erreicht er gar über 40%. Die höchste Staatsquote 

1978 verzeichnen ~en und die Niederlande: In beiden L&ndern machen die 

gesamten Staatsausgaben über die P.älfte des Bruttoinlandsprodukts aus. 

Der Anteil der reale Ressourcen beanspruchenden Ausgaben für Güter und 

Dienstleistunqen des Staates liegt in der Mehrheit der betrachteten Länder 

zwischen 10% und 20%. In Dänemark und Schweden übersteiqt er imrerhin schon 

ein Fünftel bzw. ein Viertel des Inlandsprodukts. 

BA<:x:N und ELTIS (1976,1979) verwenden zur Darstellung der Belastung des 

privaten Sektors durch den Staat ein ähnliches Konzept: Sie betrachten die 

volkswirtschaftliche Produktion, die, in privaten und ztnn Teil auch in 

öffentlid1en Unternehrren produziert, auf dem Markt verkauft wird ("marketed 

output"), und untersuchen, in welchem Ausmass diese marktmässige Produktion 

von dem nicht-marktlichen Teil der Wirtschaft (dem "non-market sector", zu 

dem insbesondere der öffer.tliche Verwaltungssektor zählt) absorbiert 

wird. Die entsprechenden Ergebnisse für das Vereinigte Königreich und die 

1) Im Vergleich mit dem Bruttosozialprodukt werden beim Bruttoinlandsprodukt 
die an das Ausland gezahlten Faktoreinkamen berücksichtigt, hinqegen 
-werden die Faktcreinkamen aus dem Ausland nicht einbezogen. 
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Tabelle II-1 

Anteil der gesamten Staatsausgaben, der Ausgaben für 

Güter und Dienstleistungen und der Transferzahlungen 

am Bruttoinlandsprodukt (in Prozent). 

Ausgewählte Länder, 1978. 

Anteil am Bruttoinlarrlsprcxlukt der 

gesamten staatlichen staatlichen 
Staatsausgaben Ausgaben für Transfer-

Giter und zahlungen 
Dienstleistungen 

(%) (%) (%) 

Schweden 58,1 28,9 29 ,2 

Niederlande 50,0 18,3 31, 7 

Nor.egen 44,4 18,5 25 ,9 

Frankreich 40, 7 15, 1 25 ,6 

Belgien 40,4 17,9 22,5 

Dänerrarl< 40,0 23, 7 16, 3 

Bundesrepublik 
Deutschland 39,6 20,0 19,6 

Vereinigtes 
Königreich 35,8 20,3 15,5 

Italien 33,4 16,4 17,0 

Kanirla 33, 1 20,5 12,6 

Vereinigte 
Staaten 29,4 18,2 11,2 

Schweiz 28,3 12,9 15,4 

~: CEill, F.calanic Surveys (Basic Statistics, Intematicnal Call>a--
rtsons) , Juni 1981. 
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Bundesrepublik Deutschland sind in Tabelle II-2 dargestellt: In beiden 

Llndem hat der Anteil an dem "marketed output", der von dem nicht""11larlct-

lichen Sektor verbraucht wird, über den l:'.eitrat.m1 von Anfang der 60er Jahre 

bis Ende der 70er Jahre sehr viel stärker zugencmren als der durch den marlet-

liehen Sektor absorbierte Anteil; der Anteil des "non""1!0Iket sector" beträgt 

1977 bzw. 1978 in beiden Ländern rund 40% und macht damit einen nicht unbe-

deutenden Anteil der volkswirtschaftlichen Produktion aus. 

Tabelle II-2 

Inanspruchnahne volkswirtschaftlicher Fessourcen ( "marketed 

output") durch den nicht-marktlichen und marktlichen Sektor. 

!:!! 
1961 

1978 

BRD 

1965 

1977 

Vereinigtes Königreich (UK) und 

Bundesrepublik Deutschland (BRD). 

1961/65 und 1977/78. 

"Marketed absorbiert durm den 
output" 

nicht-marktlichen marklichen 
Sektor Sektor 

(Index) 

100 31, 1 (31, 1%) 68,9 (68,9%) 

138,5 55,4 (40,0\) 83, 1 (60,01) 

-- -- --
+ 38,5% + 78% + 21\ 

100 33,0 (33,0%) 67,0 (67,0%) 

162, 1 63,4 (39,1\) qa, 1 (60,91) 

-- -- --
+ 62, 1% + 921 + 47% 

~: UK: ELTIS, walter: the British Sheltered Seetor ai,d Its Influence, 
vortrag bei der "ca,ference on the Sheltered Seetor, the Use 
of !lesouroes and Inflation", Glen CcM!, 25. -27. Septmt,er 
1980. 

IRl: Beredmungen von Gerhard WIILICE, Europäisdle Urü wrsi tät 
Florenz, .März 1979 (unwrtlffmtlichtes Manuskript) • 
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Die Einnahrren des ~ aus direkten und indirekten Steuern und Sozial-

versicherungsbei trägen, mit denen iiberwiegend die Staatsausgaben finanziert 

werden , sind jedoch nicht exogen: Sie ergeren sich endoaen aus der Grösse 

des Steuersatzes und der Steuerbasis, dem besteuerbaren Einkamen in einer 

Volkswirtschaft. Die Steuerbasis ist keine fix vorgegebene, exogene Grösse, 

sondern sie ist abhängig von der Höhe des Steuersatzes: ~imnt der Steuersatz 

zu, besteht fiir die Beschäftigten die Möglichkeit, Arbeit gegen Freizeit zu 

substituieren, um der zusätzlichen Belastung auszuweichen; durch den damit 

verbundenen Rückgang des Arbeitseinsatzes nimnt auch die steuerbare Einkan-

rrensbasis ab. Dieser Substitutionseffekt wird jedoch begleitet von einem 

Einkarrrenseffekt: Eine Steuersatzerhöhung bringt Einkcmrenseinbussen mit 

sich, die die Beschäftigten dazu veranlassen können, diese durch einen 

vergrösserten Arbeitseinsatz auszugleichen. Die Aufkcmrenselastizität einer 

Steuersatzänderung ist sanit a priori unbestimnt - eine Erkenntnis, die 

in der Finanzwissenschaft schon lange bekannt ist (vgl. MUSGRAVE und 

MUSGRAVE 1973). Gerade in neuester Zeit wird unter der Reaoan-Aclministration 

in den Vereinigten Staaten (vor allem von den Anhängern der "supply side 

econanics") der (altl::.ekannte) Zusannenhang zwischen dem Steuersatz, der 

Steuerbasis und dem Steueraufkamen unter dem Begriff der 'Laffer-Kurve' 

wieder diskutiert. 1 Dabei wird unterstellt, dass die "disincentives" 

einer Zunahme der Steuerbe:lastunq zu einem so orossen Rückgancr des Arbeits-

angeootes führen, dass die damit verursachte Venninderuna der Steuerein-

nahmen die M2hreinnaruren auf Grund des höheren Steuersatzes irehr als auf-

wiegen - eine 'Ihese, für die bislang nur eine Graphik, aber keinerlei empi-

rische Evidenz vcrliegt. In einer Stw.ie der OECD (1975), in der ein über-

blick über die derzeit vorliegenden ernpirischen Schätzungen der Laffer-Kurve 

gegeben wird, kamen die Autoren beispielsweise zu der Folgerung, dass "rrnx:h 

of the empirical evidence suggests that variations in taxes do not cause 

inp:)rtant changes in the supply of work-effort." (OECD 1975, S,6). 

Die 'Iheorie von Arthur LAFFER stellt einen Spezialfall der klassischen Be-

trachtungsweise dar, in dem die Wirkung des Einkanrrenseffekts vernachlässigt 

wird. In einem allgeireineren Zusannenhang kann von diesem Effekt jedoch be-

gründet abgesehen werden: Wird neben der Möglichkeit einer Substitution 

1) Siehe SPIEGEL (1981b). Zur wissenschaftlichen Diskussion siehe den Sam-
irelband vcn LAFFER und SEYM'.)lJR (1979), WANNISKI (1978), 1-IEM-IING und KAY 
(1980) und ISSING (1981). 
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zwischen Freizeit und Arbeitszeit auch die ~lichk.eit einer Al:Manderung in 

die Schattenwirtschaft berücksichtigt, so kann in diesem inoffiziellen Teil 

der Wirtschaft, der weder einer Besteuerung noch einer Reglementierung durch 

den Staat unterliegt, auch ein Einkamen erzielt werden, mit dem jenes in 

der offiziellen Wirtschaft sogar überkanpensiert werden kann. Damit nirrrnt 

das Einkamien des einzelnen, der seine Tätigkeit auf dem offiziellen Arbeits-

markt einschränkt, nicht notwendigerweise ab1 der Einkomrenseffekt verliert 

an Bedeutung. 

Dieser Zusamrenhang zwischen der Beschäftigung auf dem offiziellen Arbeits-

markt, der Belastung durch den öffentlichen Sektor und der damit verbundenen 

Entscheidung der offiziell Erwerbstätigen, in die Schattenwirtschaft abzu-

wandern, steht in den folgenden Ausführungen im Vordergrund. In TEIL II.l. 

wird zunächst auf die Belastuna der Beschäftigten in der privaten Wirtschaft 

eingegangen, die ihnen in Form verschiedener Kosten durch die öffentliche 

Hand aufgebürdet wird. Die Privaten werden nicht allein durch die direkten 

monetären Steuerabgaben, die sie zu entrichten haben, betroffen; sie werden 

auch indirekt über den Zeitaufwand, den sie zum Ausfüllen von Steuerformu-

laren, zu sonstigen unentgeldlichen Hilfsarbeiten ( 'Realsteuern') und zur 

Erfüllung allgemeiner Vorschriften aufzubringen haben ("carpliance costs"l, 

belastet. In TEIL II.2. dieser Arbeit wird innerhalb eines Drei-Sektoren-

ibdells die Interdependenz zwischen dem offiziellen privaten Arbeitssektor, 

der öffentlichen Verwaltung und der Schattenwirtschaft untersucht. Dabei 

wird insbesondere analysiert, inwiefern die Entscheidung der Privaten, in 

die Schattenwirtschaft abzuwandern, von der Höhe des Steuersatzes abhängt, 

und welche endogenen Grenzen sich hieraus für das Wachstum der öffentlichen 

Verwaltung ergeben. 
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II. 1. Belastung des privaten Sektors 

Für die Al:Manderung der Privaten aus dem offiziellen Teil der Wirtschaft 

sind nicht die gesellschaftlichen und tatsächlichen Kosten der Besteuerung 

und Regleirentierung des privaten Sektors ausschlaggebend, sondern die Ent-

scheidung der Wirtschaftssubjekte hängt von der subjektiven Einschätzung der 

individuellen Belastung ab. 

Es können drei Arten von Kosten unterschieden werden: 

Kosten, die bei den einzelnen Haushalten und Unternehrren anfallen in 

H':ihe des zu zahlenden Steuerbetrags; 

- Kosten, die in Fo:rm des zeitlichen Aufwands bei der Erledigung von 

Steuerformalitäten und sonstigerunentgeldlicher Hilfsarbeiten für den 

Staat aufzubringen sind ( 'Realsteuern' bzw. "compliance costs" der Be-

steuerung); und 

- Kosten, die sich infolge der Erfüllung allgemeiner Vorschriften ergeben 

("compliance costs" der Reglementierung). 

Die Belastung mit Steuern, steuerähnlichen Abaaben und Sozialversicherungs-

beiträgen im Vergleich zun Bruttoinlandsprodukt hat seit Anfang der 60er Jahre 

in vielen westlichen Industrieländern stark zugenamen (vgl. Tabelle II-3). 

So hat sich die Gesamtlastquote beispielsweise in Schweden in dem Zeitraum 

von 1960 bis 1978 um über 24 Prozentpunkte von 28,6% auf 53,0% nahezu ver-

doppelt, in Norwegen, Dänanark, den Niederlanden und Belgien stieg die 

o.iote um über 16 Prozentpunkte auf zwischen 42% und 48% in diesen 18 Jahren 

an • Aber auch in der Schweiz, in der die Gesamtlastquote im Jahr 1960 nach 

Spanien noch das niederste Niveau aufweist, sind die gesamten Steuer- und 

Sozialabgaben bis 1978 un über die Hälfte des Niveaus von 1960 auf 31% des 

Bruttoinlandsprodukts angestiegen. 

In Tabelle II-4 ist die (individuelle) Belastung des Bruttoeinkamens eines 

4-Personen-Haushalts mit Steuer- und Sozialabgaben (Tabelle II-4 (a)) und 

die Belastung der I.clmkosten (auf der Arbeitgeberseite) mit Steuer- und 

Sozialabgaben sa,.,ie der Anteil der Arbeitgeberbeiträge an den gesamten So-

zialabgaben (Tabelle II-4 (b)) im internationalen Vergleich ftir das Jahr 
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Tabelle II - 3 

Entwicklung des Anteils der Steuern, der steuerähnlichen 

Abgaben und der Sozialversicherungsbeiträge 

am Bruttoinlandsprodukt (Gesamtlastquote). 

Ausgwählte Länder, 1960 - 1978. 

Gesamtlastquote 

1960 1978 
Veränderung 
1960 - 1978 

(%) (%) (Prozentpunkte 1 

Schweden 28,6 53,0 + 24,4 

Non.egen 32, 1 48,9 + 16,8 

Niederlande 30 ,2 47 ,o + 16,8 

Belgien 26, 3 42 ,6 + 16, 3 

Dänemark 25, 3 42 ,o + 16, 7 

Bundesrepub 1 ik 
Deutschland 33,2 39,8 + 6,6 

Frankreich 33,4 38,4 + 5 ,o 
Osterreich 30, 3 36,6 + 6, 3 

Vereinigtes 
Königreich 27 ,6 34, 7 + 7, 1 

Italien 27, 1 32,9 + 5,8 

Vereinigte 
Staaten 27,5 31, 1 + 3,6 

Scrn.eiz 20 ,5 31,0 + 11 ,5 

Kanada 

1 

24 ,0 30,2 + 6,2 

Spanien 16,5 23,0 + 6,5 

Quelle: OEXD, Natimal Accounts of OEilJ Countries 1960 - 1978, Paris 
1980. 
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1976 wiedergegeben. Die Belastung der privaten Haushalte mit Steuern und 

Sozialabgaben in allen drei unterschiedenen Einkormensvarianten ist wiederum 

in Schweden am höchsten; bei einem durchschnittlichen Bruttojahresei.'ll<ornren 

von rund 60 500 SFr. (EinkOl!llensvariante III) beträgt die Belastung eines 

4-Personen-P.aushalts mit Steuern (die Sozialversicherungsbeiträge werden 

zu 100% von den Arbeitgebern getragen) nahezu 50%. Die geringste Belastungs-

quote weisen die Vereinigten Staaten und Österreich mit 12,4% -12,5% (Va-

rinate I) und 23,3%- 23, 7% (Variante III) auf; in der Bundesrepublik 

Deutschland beträgt die Belastung mit Steuern und Sozialabgaben zwischen 25% 

und 29%, und in der Schweiz zwischen 14% und 24%. Aber auch die Belastung 

mit Sozialabgaben auf der Arbeitnehrrerseite ist in den betrachteten Ländern 

nicht unerheblich: In Schweden werden diese zu 100%, in Finnland zu 85% und 

in Belgien zu 80% von den Arbeitgebern getragen. Der Anteil der gesamten 

Steuer- und Sozialabgaben an den Lohnkosten beläuft sich damit in Schweden 

auf 45% - 60%, in F,elgien auf 43% - 53 % und in Finnland auf 34% - 49%, und 

auch in den Vereinigten Staaten und in Kanada, den Ländern mit einer relativ 

tiefen Belastung, müssen 20% - 30% der Lohnkosten an den Staat abgeführt wer-

den. 

Die Steuer- und Sozialabgaben (als Anteil am Bruttoinlandsprodukt, am Brutto-

einkomren und an den Lohnkosten) haben damit in den rreisten westlichen Indu-

strieländern einen beträchtlichen lhnfang erreicht. Entscheidend jedoch ist, 

dass die Höhe dieser Ausgaben auch subjektiv von der Bevölkerung als Bela-

stung enpfunden wird: lhnfragen in den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten 

Königreich, Schweden, der Bundesrepublik Deutschland und österreich1 haben 

ergeben, dass ein überproportionaler Anteil der Befragten die Steuerabgaben, 

die sie :persönlich zu entrichten haben, als zu hoch einschätzen; beispiels-

weise geben 1978 in den Vereinigten Staaten 70% der Befragten an: "I feel 

that federal incorre tax is too high", und in der Bundesrepublik werden die 

Steuerabgaben von rund 65% (1978) als zu hoch eingestuft. 

Die "carpliance costs" der Besteuerung sind im deutschsprachigen Ral.ll" schon 

früh am Seminar fi.ir Finanzwissenschaft an der Universität Köln erforscht 

-worden ( vgl. SCHM5IDERS 1960) • Eine Repri:i.sentativumfrage 1963 unter den 

1) Siehe PUBLIC OPINICN (1978) fi.ir die Vereinigten Staaten, LEWIS (1')79b) 
für das Vereinigte Königreich, vcx;EI, (1974) für Schweden, D.ÄKE (1979) für 
die Bundesrepublik Deutschland und IFES (1980) für Österreich. 
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'T'abelle TI-4 (a) 

Belastung eines Arbeitnehrrerhaushalts (4 Personen) 

mit Steuern und Sozialabgaben. 

Ausgewählte Länder, 1976. 

Belastung des Bruttoein- Belast\~ des Bruttoein-
kamensl mit E1nkama111- · kamens1 mit Steuern und 
steuern2 (in\) Sozialabaaben (in 1) 

Einkamensvariante3 Einkamensvariante3 
I II III I II III 

Belqien 8,4 13,9 22,6 16,5 22,2 30,7 

Bundesrepubl 1k 9,8 12,6 19,0 24,9 29,5 29,3 Deutsch land 

Finnland 15,4 24,2 33,8 19,0 27,9 37,5 

Vereinigtes 
16,5 18,4 21, 7 21,8 23,3 24, 7 l<önigreich 

Kanada 8,3 15,9 24,2 13,0 19,2 26,3 

Niederlande 9,3 13,4 25,2 29,4 29, 7 36,3 

Osterreic'l 0,1 6,4 15, 3 12,4 17,9 23,3 

Sc!Meden 29, 7 37,9 49,4 29,7 37,9 49 ,4 

Schweiz 3,1 6,7 13,4 14,4 21,1 24,3 

Vereinigte 
6, 7 12,4 19,8 12,5 18,3 23, 7 Staaten 

~rkungen 

l) llrbeitseinkcmren und Kinderzulagen, 
2) Enthalten sind alle direkten Einkcmrenssteuem, die der Arbeit-

nelmer zu entrichten hat, 
3) Einkanrensvarianten: 

I entspricht dem durchschnittlichen Bruttoiahreseinkanren eines 
in einem Industrie- oder Dienstleistunqsbetrieb heschäftiqten 
l\rbeitnemers ( = 1001). In der Sdiweiz · entspricht dies 1976 
24 200 SFr. 

II : entspricht 1501 der Variante I (36 300 SFr,) , 
III: entspricht 2501 der Variante I (60 500 SFr.), 

Q.Jelle: Schweizerische Bankgesellschaft und Institut für Versicherunas-
wirtschaft an der lbchschule St.Gallen, Soziale Sicherung 1n· 
10 Industriel11ndem, Zürich 1977, s. 26. 
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Tabelle II-4 (b) 

Anteil der Arbeitgeberbeiträge an den gesamten Sozialabgaben 

I.Uld Belastung der Lohnkosten mit Steuern und Sozialabgaben. 

Ausgewählte Länder, 1976. 

Mteil der Arbeitgeberbeiträge 
an den gesamten Sozialabgarenl 

Belastung der Lohnl<osten2 
mit Steuem3 und Sozial-

(in %) abgaben (in %) 

Einkcmrensvariante 4 Einkcmrensvariante 4 
I II III I II III 

Belgien 80,2 80,5 80, 7 43, 7 47,6 53, 1 

Bundesrepwlik 52,6 52, 7 53, 7 37,8 39, 3 37 ,8 
Deutschland 

Finnland 84,9 84 ,9 84 ,9 34,1 41,4 49 ,3 

vereinigtes 60,7 60,8 60,8 28,5 29,3 28,3 
Königreich 

J<anada 59,0 61,3 65,3 19,4 23,8 29,5 

Niederlande 50,0 49,6 53,0 43, 7 41,2 44 ,6 

österreich 65,0 66,0 68, 7 31,2 35,0 36 ,2 

Schweden 100,0 100,0 100,0 45, 3 52,0 60,6 

Schweiz 49,5 46,2 48,5 23,9 30,6 32,0 

VereWgte 59,4 58,8 
Staaten 

58,1 19,S 24,6 27,6 

Amerkungen 

1) Arbei tnehner- und Arbei toeberbei träae. 
2) Bruttoarteitseinkc:mren pius Arbeitgeberanteil an den Sozialabgaben. 
3) Ei.nkc:mrenssteuer der Arbeitnehner. 
4) Vgl. Anrrerkung (3) in Tabelle II-4 (a). 

Quelle: Schweizerische Bankgesellschaft und Institut für Versicherungs-
wirtschaft an der Hochschule St.C',allen, Soziale Sicherung in 
10 Industrieländern, Zürich 1977, S. 28. 
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Selbstständigen in der Bundesrepublik Deutschland erc1ab, dass im Durchschnitt 

die Geschäftsinhaber und Freiberufler 18 StlD'lden im Monat, und die Angestell -

ten 4 Stunden pro Monat, mit steuerlichen Angelegenheiten zubringen (S'I'RUMPEL 

1966a, vgl.~abelle II-5). Wird diese Zeit mit dem (etwas willkürlich festge-

legten) Einkornren pro Arbeitsstunde bewertet, ergibt sich eine "versteckte 

Steuerlast" von 141 DM pro Monat. Dies entspricht einem Anteil an dem gezahl-

ten Steuerbetrag von nahezu 30% und 6,5% des Bruttoeinkomrens. Die Belastl.D'lcr 

des privaten Sektors, die zusätzlich zu den abgeführten Steuern entsteht, be-

trägt nochmals fast ein Drittel dieEES Betrages und ist damit nicht unerneblich. 

Tabelle II-5 

Die durchschni ttlic:he Belastung der Selbstständigen 

("versteckte Steuerlast") in der Bundesrepublik Deutschland 

im Vergleich mit dem gezahlten Steuerbetrag und den Bruttoeinkamen. 

Repräsentativunfrage,· 1963. 

Alle Selbstständigen 

mit steuerlicr.en Angelegenheiten 

durchschnittlich zugebrachte Zeit 

der se lbstständ.igen 18.0 Stunclen/)'onat 

der Angestellten 3.8 Stundon/nonat 

Belastung des privaten Sektors 

("versteckte Steuern") 141.- D0'<:nat 

- als Anteil am Steuerbetrag 29.0 \ 

- als Anteil am Bruttoeinl«nren 6 .5 \ 

~lle: Burkhard STR\M'EL, The Disguised Tax Burden. CO!pliance Costs 
of Gerrnan Businessman and Professionals. 
National Tax Journal, 19 (1%6), Tabelle 1 und 3 (Ausschnitte). 

In einer Studie für die Bundesrepublik Deutschland stellt WEITZEL (1967) den 

"versteckten Staatsbedarf" in Form von unentgeldlichen Leistungen der Pri-

vaten im Verteidigungssektor, in Ehrenämtern und in 'Hand- und Spanndiensten' 

des Staates so,.rie die Inanspruchnahrre der Unternehmungen bei der Abgabener-

hebung für 1872 bis 1964 zusamren. Er erhält für 1964 einen Anteil dieser 

'Realsteuern' von 1,9% an den gesamten Staatsausgaben. 
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Mittels einer Befragung der Bevölkerung und der Steuerbehörden im arrerika-

nischen Bundesstaat r-t:>ntana im Jahr 1966 ermitteln WICKS und KILL¾URI'H (1967) 

die privaten Belastungskosten von verschiedenen staatlichen und komm.malen 

Steuern im Vergleich mit den administrativen Kosten der Steuererhebung und 

dem Steuerertrag. Danach beträgt der Anteil der administrativen Kosten aro 

Ertrag der persönlichen EinkO!l1!Ensteuer des Bundesstaates rund 2% und die 

Belastung des privaten Sektors macht mit 29% über das 10fache dieses Betrages 

aus. Die gesamten Kosten belaufen sich auf über 30% der Einnahnen an der Ein-

kcmrensteuer, also ebenfalls etwa ein Drittel des entsprechenden Steuerbe- . 

trages. Die Antwortquote ist allerdings gering, so dass die Ergebnisse sehr 

vorsichtig interpretiert werden rrüssen. 

Die Kosten, die den Privaten durch die Befolaunq von staatlichen Vorschriften 

auferlegt werden, sind sehr schwierig zu erfassen. Verschiedene Autoren1 

haben versucht, die Auswirkungen von Vorschriften und P,egulierungen des pri -

vaten Sektors direkt zu rressen. Für die Vereinigten Staaten wurden beispiels-

für verschiedene Bereiche und das Jahr 1976 die direkten administrativen 

Kosten (auf Grundlage der staatlichen Ausgaben für die Regulierung) und die 

Belastungskosten der Regulierung im privaten Sektor (z.B. in Fonn höherer 

Preise und Kapitalausgaben durch Sicherheitsvorschriften und die ~nhebung 

von Urn.-Jel tstandards ) durch die arrerikanischen Bundesbehörden geschätzt • 

Die Ergebnisse sind in Tabelle II-6 aufgeführt: Die gesamten administrativen 

Kosten der bundesstaatlichen Regulierung betragen demnach 1976 i.iber 3 Mrd. 

Dollar, und die Belastung des privaten Sektors erreicht mit 63 Mrd. Dollar 

über das 20fache dieser direkten Kosten. Die Gesamtkosten in Höhe von 

66 Mrd. Dollar entsprechen innerhin 3,6% des arrerikanischen Bruttosozial-

produkts und 17% des gesamten Bundesbudgets. Für das Fiskaljahr 1979 wurde 

von WEIDENBI\UM (1979) eine noch höhere Belastung von 4,8 Mrd. Dollar an 

administrativen und rund 98 Mrd. Dollar an indirekten Folgekostenderstaat-

lichen Regulierung geschätzt. In einem neueren Artikel weist TABB (1980) je-

doch darauf hin, dass die Zahlen von WEIDENBAUM zu hoch seien: Nach seinen 

Berechnungen erhält er für die Kosten der Regulierung einen Betrag von 

1,8 Mrd. Dollar an Bingetausgaben des arrerikanischen Bundeshaushalts im Jahr 

1) Vgl. WEIDENBAUM und DeFINA (1978) , WEIDENBAUM (1979) und ro-JNING und I.AW-
SCN (1979). In der einzigen Untersuchung für die Bundesrepublik Deutsch-
land beschränkt sich fW.1ER (1979) darauf, den Kosten- und Zeitaufwand 
mittelständischer Handwerksbetriebe zur Erfülltmg von 'bürokratischen 
Hilfsarbeiten' zu ermitteln. 
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Tabelle II-6 

Administrative und private Belastungs - Kosten der 

staatlichen Regulierung (in Mio. Dollar) . 

Vereinigte Staaten, Bundesebene 

1976 und 1979 (Schätzung). 

Bereid\ admini- Belastung Insgesamt 
strative des priv. 
Kosten Se.ktors 

1. Konsl.l!Bltensd\utz und 
Gesundheit 1 516 5 094 6 610 

2. Sicherheit des Arbeits-
platzes Wld Arbeits-
bedingungen 483 4 015 4 498 

3. Energie Wld t.m.,alt 612 7 760 8 372 

4. Finanzielle Regul ierung 104 1 118 1 222 

5. Regulierung spezifischer 
Industrien (z.B. Eisen-
bahn, LKW-Transp:>rte, 
Raiio und Fernsehen, PKW, 
Medikill'lente) 484 19 919 20 403 

~- Ausfüllen von Fornularen - 25 000 25 000 

Insgesamt (1976) 3 199 62 906 66 105 

Insgesariit: 
4 800 97 900 102 700 Schätzung für 1979 

~lle: Murray L. WEIIJFNIJAUM und Robert lleFINA, The COst of Federal 
Regulation of Eoonanic Activity. Washington, American Fnter-
prise Institute, 1978. 
l'l.lrray L. WEIDENBAIM, 1lle High COst of Goverment Regulation. 
Challenge, Nov.,ltlez. 1979, S.32-39. 
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1979 und 11, 7 Mrd. !xlllar an Belastungskosten fiir die private Wirtschaft -

ein erheblich kleinerer Betrag im Vergleich mit der Schätzung ~on über 

100 Mrd. lxlllar von WEIDENBI\.UM. 

Von verschiedenen Seiten wird imrer wieder darauf hingewiesen (vgl. TABB 1980), 

dass es verfehlt sei, nur die Kosten der staatlichen Besteuerung und Regulie-

rung zu betrachten und die Nutzenseite der öffentlichen Tätigkeit nicht zu 

beriicksichtigen. Innerhin schafft die staatliche Verwaltung dem privaten 

Bereich der Gesellschaft in vielerlei Hinsicht einen Nutzen: Es werden öffent-

liche Güter und Dienstleistungen angeboten, die von privater Seite oder auf 

freiwilliger Basis nicht oder nur unzureichend zustande kärren. Auch kann die 

private Aktivität bei Vorliegen negativer und positiver externer Effekte und 

bei Existenz von zunehrrenden Skalenerträgen durch die administrativen Ein-

griffe zum Nutzen der Gesellschaft gelenkt werden. In unserem Zusamrenhang 

ist jedoch nicht der gesellschaftliche Nutzen von Bedeutung, sondern es ist 

entscheidend, wie die einzelnen Wirtschaftsubjekte den Nutzen der öffentli-

chen Tätigkeit bewerten. Es ist äusserst schwierig, diesen individuellen 

Nutzen aus der staatlichen Aktivität zu erfassen, und es existieren numehr 

erste Versuche, diesen mittels verschiedener Methoden, u.a. Befragungen, 

Experirrente, Wanderungs- und Absti.Irmmgsanalysen, zu bestimren. 1 Eine andere 

Möglichkeit besteht darin, die Nettobelastung (Kosten 1/. Nutzen) der privaten 

Wirtschaft anhand der Vemeidungskosten, dh. dem Aufwand, der betrieben wird, 

um diese Belastung zu umgehen, zu rressen. Uberwiegen die negativen Seiten der 

öffentlichen Tätigkeit nach Meinung der Steuerzahler, werden sie dazu über-

gehen, ihre Tätigkeit aus dem offiziellen Arbeitsmarkt abzuziehen und durch 

Freizeit bzw. eine Aktivität in der Schattenwirtschaft zu substituieren. Es 

ist daher rröglich, anhand des Rückgangs der offiziellen E.rwerbstätigkeit bzw. 

der Zunahrre der Schattenwirtschaft auf die (Netto-)Belastung des privaten 

Sektors durch die Staatstätigkeit zuriickzuschliessen. 

Aber auch, wenn für den einzelnen der Nutzen aus der öffentlichen Tätigkeit 

den Kosten entspricht, bestehen für ihn Anreize, seine Steuerpflicht zu um-

gehen: Die Tätigkeit der öffentlichen Verwaltung stellt weitgehend ein 

öffentliches Gut dar, von dessen Nutzung keiner ausgeschlossen werden kann, 

1) Eine ausführliche Ubersicht mit Beispielen und den vorlieqenden errq::,iri-
schen Ergebnissen zu 15 verschiedenen Methoden der Präferenz- und Nutzen-
erfassung geben FREY und I'C?-1MEREHNE (1982c). 
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während für die Kosten allein die Steuerzahler aufzukanren haben. F'ür den 

einzelnen ist es daher vorteilhaft, sich um seinen Kostenanteil zu 'drücken' 

und zumindest einen Teil seiner Aktivitäten in die inoffizielle Wirtschaft 

zu verlegen; aus dem öffertlichen Angebot an Giitern und Dienstleistunaen 

kann er trotzdem profitieren. Auf Grund des öffentlichen - Gut - Charakters 

der engebotenen l.eistunqen wird in der weiteren Analyse der Nutzen aus der 

staatlichen Verwaltungstätigkeit für den einzelnen Steuerzahler als vernach-

lässigbar angesehen, dh. die Kosten, die den privaten Sektor durch die 

öffontliche Verwaltung aufgebürdet werden, werden als Nettobelastung inter-

pretiert. Wir werden jedoch in TEIL IV.3. dieser Arbeit auf diese AnnahrtE 

nochnals kurz zurückkamen. 
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II. 2 . t-1.akrorrodelle der öffentlichen Verwaltung 

Wie wir gesehen haben, hat die öffentliche Verwaltung ein Interesse daran, 

ihren Spielra\.lll\ zur Ausweitung ihres Einflusses auszunutzen, und sie wird 

versuchen, einen rröglichst hohen Anteil der gesamtwirtschaftlichen Ressour-

cen an sich zu ziehen und den privaten 5ektor verstärkt zu reglementieren. 

Die Beschäftigten in der privaten Wirtschaft haben jedoch verschiedene Mög-

lichkeiten, auf eine solche Zunahm:! der Belastung durch den öffentlichen 

Sektor zu reagieren: Sie können Einspruch erheben ("voice"), wie dies etwa 

in den Vereinigten Staaten und anderen Ländern in Fol'.lll der "tax revolts" 

Z\.lll\ Ausdruck kCIIIRt 1, und/oder sie können ihre Arbeitskraft aus dem offi-

ziellen Sektor, und damit dem Zugriff der öffentlichen P.and, entziehen 

("substitution") und damit der Ausweitung der öffentlichen Verwaltung eine 

endogene Grenze setzen. 

Es können zwei Möglichkeiten der Substitution unterschieden werden: 

- rä\.lll\liche Substitution bzw. AtManderung und 

- sektorale AtManderung in die unbesteuerte und unreglerrentierte 

Schattenwirtschaft. 

H. 2. 1 . Modell der rä\.lll\lichen AtManderung 

In Anlehnung an die TIEEOJT - Hypothese des "voting with the feet" (TIEIOJT 

1956)entwickeltenCOORANT, GRAMLICH und RJBINFEID (1979) ein Makrarcdell der 

Interdependenz zwischen dem öffentlichen und privaten Sektor. In diesem 

M'.:>dell gehen die Auton>..n davon aus, dass verschiedene öffentliche Körper-

sch3ften existieren mit unterschiedlichen Bedingungen hinsichtlich des Ange-

bots an staatlichen Leistungen (fo:anuliert als Funktion der BeschäftiCll.lllg im 

öffentlichen Sektor) und der Steuerbelastung. Die Nutzenfunktion der Bevöl-

kerung sei identisch bezüglich des öffentlichen Outputs, und eine Veränderung 

des vlohnortes impliziere keine Transaktionskosten. Für die staatliche Ver-

waltung wird angenOllll"en, dass sie ihren eigenen Nutzen IMXimiert und die 

Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Sektor als auch deren Löhne in die 

Höhe zu treiben sucht. Nillmt nun die Steuerbelastung in einer GenEinde X 

1) Vgl. hierzu u.a. verschiedene Beiträge im National Tax Journal (Supple-
nent) 32/2, Juni 1979. 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



47 

i.ibermässig zu1 und die "Quasi-Rente" der Bevölkenmg nimnt relativ ab im 

Vergleich zu der in anderen Gerreinden, wandern die Beschäftigten im privaten 

Sektor - über ihre Steuerbeiträge die Finanziers der öffentlichen l\drrlinistra-

tion - aus der Geneinde X ab. Die steuerbare Basis und damit die öffentlichen 

Einnah!ren der Geneinde X nehrren ab und die öffentliche Verwaltung JruSS ihre 

Ausgaben einschränken und die Zunahrre in den Löhnen und der öffentlichen 

Beschäftigung wieder, zur.iindest zum Teil, rückgängig machen. Dieser Prozess 

der Selbstkontrolle der öffentlichen Verwaltung ist endogen und nicht exogen 

bestimnt ! 

Das Mcdell von CaJRANT, GAAMLICH und RTBilJFEUl ist sehr stark auf a11erika-

nische Verhältnisse zugeschnitten: Die Mobilität der Bevölkerung ist gross 

und es bestehen beachtliche Steuenmterschiede zwischen den einzelnen Glied-

staaten. In Europa ist die rätm1liche l'-ti::ilität auf Grund der geringeren 

rätm1lichen Ausdehnung der Länder und Regionen zwar auch gegeben (wenn auch 

die Europäer vermutlich viel stärker mit ihrem sozialen Umfeld verbunden und 

an ihrem Wdm- und Arbeitsplatz verwurzelt sind); die Steueruntersdüede 

zwischen den Ländern und Geneinden sind jedoch geringer als in den Vereinig-

ten Staaten, da der Bund, die Länder und die Gerreinden die Steuern nach dem 

Prinzip des "revenue sharing" gerreinsam erheben und sich das Aufkcmren dann 

untereinander teilen. (Eine Ausnahll'e bildet die Schweiz, in der die kanto-

nalen und karmunalen Steuern den Hauptteil des Gesarntaufkcmrens ausmachen 

und erheblich variieren.) Das Mcdell beschreibt aus diesem Gnmd für die 
rreisten europäischen Länder die Wirklichkeit nur sehr eingeschränkt. 

II. 2. 2. Modell der AJ:,,..,anderunq in die Schattenwirtschaft 

In nahezu allen Ländern hat in den letzten Jahren die Ausweitung der 

Schattenwirtschaft zunehrrendes Interesse auf sich gezogen. Als Hauptursache 

dieser Entwicklung wird von vielen Autoren die imTer stärker steigende Be-

lastung des privaten Sektors durch staatliche Eingriffe und Steuerabgaben 

gesehen (vgl. GJ'IMANN 1979, FEIGE 1982 , TANZ! 1980, SCHI-ÖWERS 1980 und 

GREI'SCHMANN und ULRICH 1980 u.a.). Dieser Zusarnrenhang zwischen der zuneh-

rrenden Belastung durch die öffentliche Hand und der Ausweitung der Schatten-

1) Damit wird unterstellt, dass keine Absprachen zwischen den Verwaltungs-
einheiten der einzelnen Gliedstaaten stattfinden. PAWI.a-lSKY (1972) weist 
jedoch darauf hin, dass direkte Abspradlen und eine Kooperation zwisdlen 
den Gliedstaaten für diese von Vorteil und daher realistischer sind. 
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wirtschaft wird im folgenden in einem Drei - Sektoren - M:x:lell erfasst und es 

werden Folgerungen in Bezug auf das Vert,.alten der öffentlichen Verwaltung 

und ihre Wachstumsgrenzen abgeleitet. 1 

a. Öffentliche Verwaltung 

Der Nutzen der Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung (UB) hängt ab 

von ihrem IDhnsatz (wB), den Nebenleistungen ("fringe benefits") und son-

stigen nicht-pekuniären Einkamen (NPE), die ihnen zur Verfügung stehen. 

Der IDhnsatz als auch die Höhe des nicht-pekuniären Einkomrens sind jedoch 

wiederum eine Funktion der im öffentlichen Dienst beschäftigten Personen B: 

Je höher die Za~l der staatlich Bediensteten, desto grösser sind die Ein-

flussrröglich.~eiten, z.B. über die Organisation in Gewerkschaften, in politi-

schen Parteien und Gremien und/oder direkt in Abstin:rnungen, um höhere Löhne 

und ein höheres nicht-pekuniäres Einkomren durchzusetzen (vgl. TEIL I.1.4.). 

Die Nutzenfunktion der öffentlich Beschäftigten lässt sich damit darstellen 

als 

(1) f(wB, NPE) g(B) • 

Zwischen der Höhe des IDhnsatzes und der Zahl der öffentlich Beschäftigten 

besteht jedoch ein Trade-off: Nehrren die Steuereinnahrren zu, muss dieser 

Zuwachs auf wB und B, die I.ohnsunn-e im öffentlichen Sektor (WB), aufge-

teilt werden2: 

(2) 

Dieser Zusamrenhang ist auch in Fiaur II-1 dargestellt: 3 Bei einem gege-

benen Steueraufkomren T0 gibt es eine Konbination zwischen wBo und B0 

(Punkt A) , bei der der Lohnsatz im öffentlichen Sektor dem im offiziellen 

1) Vgl. FREY und WECK (1982a). ISACHSEN und STAA1 (1980) unterscheiden in 
ihrem M:xlell zwischen offizieller Arbeitszeit, Freizeit (inkl. Schlaf-
zeit) und Arbeitszeit in der Schattenwirtschaft und untersuchen, wie 
die 24 Stunden eines Tages hierauf aufgeteilt werden. Die Interaktion 
mit dem öffentlichen Sektor und Folgerungen für das Verhalten der staat-
lichen Verwaltung werden von ihnen jedoch nicht analysiert. 

2) Die Steuereinnahrren werden im folgenden zur Vereinfachung den gesamten 
Staatseinnahrren, die in den rreisten westlichen Industrieländern zu über 
80% aus Steuern und Sozialabgaben bestehen, gleichgesetzt. Ausserdem 
werden nur die staatlichen Personalausgaben berücksichtigt. 

3) Für eine ähnliche Darstellung siehe 0)1.JRI\NT, G!W-'ILICH und RUBINFEID 
(1979) und GRAMLICH (1982). 
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privaten Sektor (wp) entspricht. Ein höheres Lohnniveau der Beamten 

(z.B. wib) kann (bei konstanten Steuereinnahrren T0 ) nur iiber eine 

Einschränkung der Zahl der Beschäftigten (auf B~, Punkt B) erreicht 

werden. Eine weitere Erhöhung des Lohnniveaus über wib hinaus (z.B. 

w~ , Punkt C) ist jedoch nicht rröglich, da durch den damit verbundenen 

Rückgang der Beschäftigten im öffentlichen Dienst auch deren Einfluss-

rröglichkeiten auf das Lohnniveau verrinqert werden; es kann nurrrehr ein 

Lohnniveau von w~ (Punkt C') erreicht werden. 

Fimir II-1 

Trade-off zwischen dem I.ol:msatz und der Beschäftigung 

im öffentlichen Sektor. 

To 

B 
a' B' B 

0 0 0 

(b) 

T,w 

WBl 

WB2 

T1 

T 
0 

B 
B Bl 0 
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Diese Abhängigkeit des p::>litisch rraxinal durchsetzbaren I.ohnniveaus von 

der Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist in Figur II-1 (a) 

anhand der Kurve W dargestellt. - Bei einer Erhöhuna der Steuerein-

nahrren von T0 auf T1 (Ficrur II-1 (b)) mUssen die zusätzlichen Jl,littel 

ebenfalls zwischen wB und B auföeteil t werden, um ilber die Zunahrre der 

Beschäftigten ein höheres Lohnniveau durchsetzen zu können. Dasselbe 

gilt analog im UID:Jekehrten Fall eines Rückgangs der Steuereinnahrren. 

Die Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung werden versuchen, ihre 

Einnahrren zu rraximieren, um ein rröglichst hohes I.ob.nniveau verwirklichen 

zu können. Zur Verfolgung dieses Ziels kann der Steuersatz T als 

Instrument eingesetzt werden. Uber den politischPn Vorbereitungs-, 

Abstinmungs- und Durchführungsprozess vemag die staatliche Verwalt1.mg 

auf die Festsetzung der Steuersätze (wie auch auf das I.ob.nniveau und 

das Beschäftigungsniveau) einen gewissen Einfluss zu nehrren. Im folgenden 

gehen wir von der Annahrre aus, dass der Steuersatz T allein durch die 

öffentliche Verwaltung festgelegt wird. Gibt es unter dieser extrerren 

Annahrre einen ~chanismus, der zu einer endogenen Begrenzung bzw. einer 

Selbstkontrolle der Exekutive führt, so gilt dies auch unter der Annahrre 

eines weniger grossen Spielraum.. 

b. Offizieller privater Sektor 1.md Schattenwirtschaft 

Die Ressourcen, die die öffentliche Verwaltung verbraucht, miissen vom 

privaten Sektor aufgebracht werden. Nach dP..n Berechnungen von BACON und 

ELTIS beträgt der Anteil der volkswirtschaftlichen Produktion, der vom 

nicht-marktlichen Sektor al:sorbiert wird, im Vereinigten Königreich und 

der Bundesrepublik Deutschland 1977 rund 40% (vgl. Tabelle II-2); die 

offiziell Beschäftigten haben 1978 bis zu 53% des Bruttoinlandsprodukts 

in Form von Steuern und Sozialabgaben an den Staat abgeführt (vgl. Ta-

belle II-3) und irn. Durchschnitt kOl'll'lt 1978 in den OECD Ländern schon auf 

etwa sechs Beschäftigte im privaten Bereich ein Beschäftigter im öffent-

lichen Dienst (MARI'IN 1982). Mit zunehmender Belastung des privaten Sek-

tors durch Steuern und staatliche Regleroentierungen nehmen für die Be-

schäftigten jedoch die Anreize zu, diese Eingriffe des Staates zu um:Jehen 

und in die Schattenwirtschaft abzuwandern. Die GrundhYJ??these des ~'t>dells 
lautet damit: 
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Je höher die (Netto-) Belastung durch den öffentlichen Sektor, desto 

geringer ist die Beschäftiaung in der offiziellen privaten Wirtschaft 

und desto grösser ist der Umfang der Schattenwirtschaft. 

Damit nimnt jedoch das besteuerbare Einkernren i.l'1 privaten Sektor - die 

Basis, von der die öffentliche Verwaltung 'lebt' - ab. 1 

Dieser Zusamrenhang wird in Fiour II-2 anhand der Gutrnann- Kurve, einer 

Erweiterung der Laffer- Kurve, indem neben der Substitution zwischen 

~.rbeitszeit und Freizeit auch die M':iglichkeit der Al:wanderung in die 

Schattenwirtschaft berücksichtigt wird (val. ~! 1981), dargestellt. 

Die Steuereinnahrren T werden in Abhänqigkeit von del'\ Steuersatz i: 

( O ~ -r. ~ 1) wiedergegeben: T = h ( i:) • Die Gerade T (Y) verdeutlicht 

Figur II-2 

Die Beziehung zwischen Steuereinnahrren, Steuersatz und 

Steuerbasis: Die Gutrnann - Kurve. 

T 
T(Y) 

1) Die Besteuenmg des öffentlichen Sektors bedeutet ledialich eine Umver-
teilung zugunsten der öffentlich Bediensteten selbst. Es werden daher im 
folgenden nur die Steuerabgaben des privaten Sektors berücksichtigt. 
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dabei die Situation, wenn~ P.eaktion der Steuerzahler auf eine 

Steuersatzänderung stattfände; damit bliebe das Einkamen vor Steuer-

abzug im privaten Sektor konstant auf dem Niveau Y , und durch eine 

Steuersatzerhöhung von T auf T 1 könnte eine proportionale Zunahrre der 

Steuereinnahlren (T0 ~ T1) erreicht werden. In Figur II-2 _entspricht dies 

dem Punkt P 1 auf der Geraden T (Y) • Von einer solchen Entwicklung auszu-

gehen, ist jedoch ein Trugschluss: Durch die Realction der Privaten auf 

eine Steuersatzerhöhung bleibt die Steuerbasis nicht konstant, sondern 

das offiziell gemessene Einkamen im privaten Sektor geht vielnehr zurück. 

Anstelle von T1 wird eine Erhöhung der Steuereinnahrren von T0 auf T2 
erreicht. Ab einem bestimnten Steuersatz t:• nehnen die Steuereinnahnen 

sogar ab, wenn der Steuersatz erhöht wird, und bei einem Steuersatz von 

100% ist zu erwarten, dass niemand rrehr bereit ist, im offiziellen pri-

vaten Sektor zu arbeiten; das Einkamen Y und die Steuereinnaluren T 

erreichen wieder ein Niveau von Null. 

Diese Beziehung zwischen den Steuereinnahnen, dem Steuersatz und dem Ein-

krnmen im offiziellen privaten Sektor kann wie folgt dargestellt werden: 

(3) T = t:·Y(t:). 

Die Steuereinnahrren haben ihr M3.ximum bei einem Steuersatz ,: * und sie 

sind gleich Null für T = 0% und T = 100%. l 

(i) Offizieller privater Se.lctor 

Die Produktionsfunktion im offiziellen privaten Sektor sei gec:1eben durch 

(4) 

Als Faktorinput wird aus Gründen der Vereinfachung nur der Faktor Arbeit 

( L) berücksichtigt. 

1) Der kritische Steuersatz 't• muss keineswegs bei t: = 50% liegen. Diese 
Grenze ist über die Zeit und verschiedene Länder variabel, sie hängt 
ab von dem Steuersystem bzw. der t-'erklichkeit der Steuern und der Preis-
elastizität des Arbeitsangebots. Vor allem in Kriegszeiten werden hohe 
Steuerabgaben relativ lange akzeptiert, da der Nutzen der Staatsausga-
ben wohl höher positiv eingeschätzt wird (HE!>1MING und 'i<AY 1980). 
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Es wird angenamen, dass die (Brutto-) Entlohnung nach dem Grenzprodukt 

der Arbeit erfolgt: 1 

(5) 

Nach Abzug der Steuern bleibt ein Nettolohn von 

(6) n b 
( 1- ,: ) Y' ( L) WL = ( 1-,:) WL = L 

mit 0 of n 
~ 

b 
WL WL , 

0 of ,:. of 1 

Die direkte Belastung des privaten Sektors mit Steuerabgaben beträgt 
b 2 demnach ,: . WL 

(ii) Schattenwirtschaft 

Im inoffiziellen privaten Sektor werden dieselben Güter und Dienstleistun-

gen produziert wie im offiziellen privaten Sektor, jedoch sind die Pro-

duktionsfunktionen nicht notwendigerweise identisch, da die Produktions-

und Arbeitsbedingungen voneinander abweichen können. 

Die Produktionsfunktion lässt sich analog zum offiziellen Sektor allaerrein 

formulieren als 

(7) 

;.obei S die Anzahl der Beschäftigten in der Schattenwirtschaft darstellt 

und aY5/as > o, a2Ys/as 2 < o . 

1) Dies ist zwar eine unrealistische Annahrre. Es soll jedoch der Unterschied 
zu dem Entscheidungsprozess im öffentlichen Bereich hervorgehoben werden, 
in dem die Lohnbestimnung keinerlei ökonomischen Kräften unterliegt, son-
dern die Vergütung durch die öffentliche Verwaltung selbst festgelegt wer-
den kann. 

2) Die Belastung des privaten Sektors mit staatlichen Vorschriften wird in 
diesem M:rlell nicht explizit erfasst. Sie könnte eingebaut werden, indem 
berücksichtigt wird, dass durch eine Reglerrentierung die Produlctivität 
und der Output pro Faktoreinheit gesenkt werden und damit tiber die Grenz-
produktivitätsentlohnung die Bruttolöhne zurUckgehen. Der Anreiz zu einer 
Al:wanderung aus dem offiziellen privaten Sektor wird damit zusätzlich er-
höht, an den eigentlichen Ergebnissen ändert sich aber (ausser einem Ni-
veaueffekt) nichts Wesentliches. 
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Auch hier richten sich die Löhne nach dem Grenzprodukt: 

(8) 

Diese Whne werden definitionsgenäss nicht besteuert, jedoch missen die in 

der Schattenwirtschaft Beschäftigten das Risiko, bei ihrer' Tätigkeit ent-

deckt und bestraft zu "vierden, in Rechnung stellen: Der 'Netto'-Idm nach 

Abzug einer Pisikoprärnie o beträgt 

(9) n = ( 1- 0) Y' ( s) WS s 

mit 0 ,;:; n 
~ WS WS 

0 -5. 0 ~ 1 

(iii) Interaktion zwischen offiziellem privaten Sektor und der Schatten-

wirtschaft 

Sinkt der (Netto-) 1dm im offiziellen privaten Sektor, z.B. auf Grund einer 

Steuersatzerhöhung, und liegt er damit unter dem entsprechenden Niveau in der 

verborqenen Wirtschaft, wird dadurch eine Abwanderung der Privaten in die 

Schattenwirtschaft eingeleitet. Mit einer Zunahrre von S nimnt jedoch das 

Grenzprodukt der Arbeit im Schattensektor ab, .der 'Brutto-' und damit auch 

der 'Netto-'I.ohn sinken. Diese Bewegung hält solange an, bis ein Gleichge-

wicht zwischen den Löhnen erreicht ist 

(10) 

und für die Eeschäftigten in beiden Sektoren kein Anreiz rrehr besteht, ihre 

Position zu verändern; die Beschäftigung im offiziellen privaten Sektor ist 

zw:ückgegangen und die inoffizielle Tätigkeit hat entsprechend zugenorrnen. 

Gleichung (10) stellt eine Gleichgewichtsbedingung dar. Die Verbindung mit 

Gleichung (6) und (9) ergibt 

(11) ( 1- T ) Y{, 

Dieselbe Eeziehung lässt sich allgeneiner und aufgelöst nach L und s wie 

folgt darstellen: 
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L = L( S , T, a ) 
S = S( L , T , a ) 

(a) 

(b) 

füt zunehrrendem T nilmtt die Beschäftigung im offiziellen privaten Sektor 

( L) ab und die Beschäftigung in der Schattenwirtschaft ( S) zu; entspre-

chend sinkt S und steigt L bei zunehnendem Risiko a in der Schatten-

wirtschaft. 1 Ninrnt aus irgend einem Grund z.B. S zu, aber nicht auf 

Kosten von L , senkt dies den Lohnsatz in diesem Sektor und löst eine Ab-

wanderung in den offiziellen Art:eitssektor aus; dh. wenn s exogen steigt, 

erhöht dies auch L, und dasselbe qilt im urrgeke.1-irten Fall. Fi.ir das Glei-

chungssystem folgt daraus: 

(12') aL/as > o, 
as;aL > o, 

(iv) öffentliche Verwaltung 

clL/clT < 0, 

as/aT > o, 
clL/clo > 0 

as;ao < o 

Die Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung versuchen, die Steuerein-

nahmen zu nrucimieren, um diese für eine Erhöhung ihrer Löhne einerseits 

und eine Ve~sserung der Beschäftigtenzahl andererseits verwenden zu 

können. Auf der Verwenduncrsseite gilt sani.t folgende Beziehung: 

(2) 2 

Die öffentliche Administration verfolgt ihr Ziel, die Ausweitung der 

Steuereinnahmen, indem sie den Steuersatz T variiert. Die Steuereinnahmen 

ergeben sich aus der Steuerbasis multipliziert mit dem Steuersatz (~ 

zierungsseite): 

(3') 

1) Die Risikoprämie a wird in diesem M:rlell als exogen und konstant ange-
ncmren; dh. insbesondere, dass die Kontrolle der Schattenwirtschaft 
nicht als Aktionsparaneter der öffentlichen Verwaltung beriicksichtiqt 
wird. Dadurch würde die Lösung des Gleichungssystems nurrrehr kaiplizier-
ter; an dem eigentlichen Ergebnis änderte sich jedoch nicht viel, wenn 
davon ausgegangen würde, dass durch eine erhöhte Kontrolle nur ein Teil 
der potentiellen 'Al:Manderer' abgehalten werden kann. 

2) Zur Vereinfachung wird angenamen, dass das Budcret auscreglichen sein 
nruss, und die Gesamtausgaben entsprechen den Steuereinnahmen. Weiter 
wird davon ausciegangen, wie zuvor qesaqt, dass von den Einnahmen nur die 
Personalkosten (WB) finanziert werden müssen; die weiteren Aufwendunqen, 
die nicht schon direkt in die Personalkosten einoehen, werden im folcren-
den vernachlässicrt. -Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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Das Einkc:mren im offiziellen privaten Sektor YL ist jedoch nicht konstant, 

sondern es hängt ab 'TCln S , T tt'1d a (vgl. Gleichung 12a): 

(3") T = ,: · YL ( L ) = ,: · YL { L ( S , ,: , a ) 

Nimnt der Steuersatz zu (bei gegebenem S und a ) , lassen sich zwei Effekte 

auf die Steuereinnahrren T unterscheiden: 

(13) 

Der erste Term auf der rechten Seite von Gleichung (13) ist positiv, der 

zweite negativ. Ist der Steuersatz ,: sehr klein, überwiegt der positive 

Effekt und T steigt, allerdings mit abnehrrenden Grenzerträgen bei zuneh-

mendem ,: (ansteigender Ast der Gutrnann- Kurve, vgl. Figur II-2). Bei 

einem Steuersatz von T* erreicht T sein Maximum: Der positive und nega-

tive Effekt heben sich auf, es gilt: clT/3,:. = O. steigt der Steuersatz 

jedoch tiber das Niveau von /'' weiter an, bewirken die "disincentives" 

im offiziellen privaten Sektor einen so starken Rückgang des angegebenen 

Einkennens, dass die Steuereinnahrren insgesamt sinken. 

(v) Pessourcenrestriktion 

Im Rahrren des M'.ldells ist die folqende Restriktion zu berücksichtigen: 

(14) G = B + L + S 

Die Gesamtbeschäftigung G teilt sich auf auf die Beschäftigten in der 

öffentlichen Ven-m.ltung, im offiziellen privaten und im inoffiziellen pri-

vaten Sektor. G ist konstant oder es wächst mit einer bestimnten Rate, 

aber es ist unabhängig von T. • 1 

1) Es könnte argurentiert ,..ierden, dass die En-.ierbsquote und damit G ab-
hängig sind von dem je..ieiligen Steuersatz in einer Volkswirtschaft; G 
entspricht jedoch nicht der offiziellen Ziffer der Erwerbsquote, sondern 
es umfasst das gesamte, offizielle und inoffizielle, private und öffent-
liche Arbeitspotential, ist also unabhängig von der Entwicklung der ar-
beitsfähiaen Bevölkeruna. - In Fiour II-3 können B, L und S auch als 
Anteile ~ G (= 100%) aufgefasst ~rden. 
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c. Szenario 

Anhand der Gleichungen (1) - (14) kann die Entwicklung der Beschäftiguna 

in den drei Sektoren - dem offiziellen privaten Sektor, dem öffentlichen 

Sektor und der Schattenwirtschaft - als Szenario abgeleitet werden. 1 

Es ergibt sich folgendes Bild ( Fiour II-3) : Teil (a) der Figur stellt 

die Gutmann-Kurve dar, entsprechend der Figur II-2. Bei einem Steuersatz 

von t'' erreichen die Steuereinnahrren lll1d damit auch die Löhne und die 

Beschäftigung im öffentlichen Sektor ihr Maximum. Für • = 0% und.= 100% 

sind keine Steuereinnahrren verfügbar, es können keine Beamten beschäftigt 

werden ( T = 0 , B = 0 ) . Nil'l1nt der Steuersatz von O % aus zu, kann durch 

den Anstieg der Einnahrren die zahl der Beschäftigten und deren Löhne erhöht 

werden, aber nur bis zu einem 11\3.Xirnalen Niveau bei T • Die Beschäftigung 

im offiziellen privaten Sektor geht gleichzeitig zuriick ( Figur II-3 (b) ) , 

die Privaten wandern in die Schattenwirtschaft und in den öffentlichen Sek-

tor ab. Dieser Prozess hält solange an, bis der Steuersatz sein Maximum 

erreicht hat: Für 't = 100% besteht für nienanden rrehr ein Anreiz, im 

offiziellen privaten Sektor tätig zu sein. Aber auch im öffentlichen Sektor 

ist die Zahl der Beschäftigten (lllld deren Löhne) gesunken. Bei einem Steuer-

satz über 't * gehen die staatlichen Einnahnen zuriick und die Beschäftigung 

im öffentlichen Sektor muss eingeschränkt werden bis auf ein Niveau von 

Null bei einem Steuersatz von 100% • Eine 11\3.Xirnale Erhöhung des Steuer--

satzes führt nicht zu einem Leviathan- Staat, wie oftmals befürchtet wird, 

sondern zuriick zu einer Tauschwirtschaft - der Schattenwirtschaft, oder der 

Anarchie. 

Eine solche anarchische Gesellschaft hat sehr wohl auch pcsitive Aspekte: 

Auch wenn die Eigentumsrechte und Arbeitsverträge nicht über das öffent-

liche Rechtssystem durchgesetzt werden können, bleibt die gesellschaftliche 

Produktion doch aufrechterhalten und es ist nicht auszuschliessen, dass in 

der Schattenwirtschaft die Produktivität sogar über der im offiziellen 

Arbeitsnarkt liegt. In Italien wurden gar verschiedene Stimren laut, dass 

es nur der qrossen inoffiziellen Wirtschaft zu verdanken sei, dass das 

Land bisher vor einem wirtschaftlichen Zusamrenbruch be,,,ahrt wurde (vql. 

MARI':rn:l 1980 und DeGRAZIA 1980). 

1) Für eine ausführliche Herleituna siehe FREY und WECK (1982a), Szenario 
III. 
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Figur II-3 

Szenario - Entwicklung der Beschäftigung in den drei Sektoren, 

dem offiziellen privaten Sektor, dem öffentlichen Sektor 

und der Schattenwirtschaft, 

in Abhängigkeit von dem Steuersatz T. 

0 ,. 100 

0 ,. 100 
T (1) 

Die Abwanderung der Arbeitskräfte in die Schattenwirtschaft setzt der 

öffentlichen Verwaltung endoqene Grenzen: Für eine rationale Administra-

tion ist es nicht sinnvoll, den Steuersatz beliebig zu erhöhen, auch wenn 

sie über die Machtmittel verfügt, denn sie wird nicht "das Huhn schlachten, 

das ihr die goldenen Eier legt" (FREY 1980b) bzw. ihre Existenzgrundlage 

selbst zerstören. Die staatliche Verwaltung wird viel.rrehr versuchen, den 

opt:iJralen Steuersatz zu realisieren, um ein Maximum an Steuern und das 

höchstnögliche lohn- und Beschäftigungsniveau erzielen zu können. 
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d. Beurteilung 

Mit dem erläuterten lt:>dell wird versucht, die Wirklichkeit vereinfacht 

darzustellen. Die Betrachtung beschränkt sich auf drei gesellschaftliche 

Bereiche: den offiziellen privaten Sektor, die öffentliche Verwaltung und 

die Schattenwirtschaft. Es ist jedoch rröglich, weitere politische Entschei-

dungsträger, etwa die Regierung, das Parlairent und die Wähler, in das Modell 

einzubeziehen (vgl. FREY 1982) • Wird von der realistischeren Annahrre ausge-

gangen, dass die öffentliche Verwaltung die Höhe des Steuersatzes nicht be-

liebig festsetzen kann, sondern zunindest zum Teil die Interessen der poli-

tischen Auftraggeber zu berücksichtigen hat, so führt dies dazu, dass Steuer-

satzerhöhungen nur 'in kleineren Schritten' durchgesetzt werden können und 

die endogene Grenze des Wachstuns des öffentlichen Sektors wird zeitlich 

verzögert und eventuell auf einem. niedereren Steuersatzniveau erreicht. 

Es sind auch Kräfte denkbar, die in dem hier dargestellten Modell bewirken, 

dass ein höheres als das optimale Niveau des Steuersatzes (,: > 'L*) von der 

öffentlichen Verwaltung durchgesetzt wird. Existiert Konkurrenz zwischen 

verschiedenen Abteil1.n1gen der öffentlichen Verwalt1.n1g oder den einzelnen 

Beamten um die Höhe der Budgetzuweis1.n1gen bzw. der Löhne, wird jede Abteilung 

versuchen, einen rröglichst hohen Anteil einer Erhöh1.n1g der Steuereinnahrren 

für sich zu gewinnen. Da jede Abteilung dabei nur ihren eigenen Bereich im 

Auge hat, ist es rröglich, dass der Steuersatz über das optimale Niveau ge-

drückt wird, und die gesamte öffentliche Administration hat dann den damit 

verursachten Rückgang der staatlichen Einnahrren zu tragen. 

Die Höhe des optirralen Steuersatzes hängt entscheidend ab von der Reaktion 

der Beschäftigten im privaten Sektor auf eine Anhebung des Steuersatzes. 

Im Zusarnrenhang mit der "negative incorre tax" wurde vor allem in den Ver-

einigten Staaten eine Reihe von experimentellen Untersuchungen durchgeführt, 

die die Bedeut1.n1g der abnehrrenden Arbeitsanreize hervorheben (vgl. FERBER und 

1-'IRSCH 1978). Hingegen führen die Schätzungen im Zusarnrenhang mit der Laffer-

Kurve zu keinem eindeutigen Ergebnis in Bezug auf die Wirkung von Steuersatz-

änderungen auf das Arbeitsangebot (vgl. OECD 1975) • Neuere Schätzungen für 

die Vereinigten Staaten und Grossbritannien haben ergeben, dass der maximale 

durchschnittliche Steuersatz, bei dem noch ein Anstieg der Steuereinnahrren 

zu erwarten ist, über 80% liegt, 1.n1d der entsprechende marginale Steuersatz 

liegt damit noch höher (siehe Hil-iMING und KAY 1980). Auch KIEFER (1979) er-

mittelt in einer Untersuchung für die Vereinigten Staaten, dass der opt:iJliale 
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In diesen Studien wird nur die Möglichkeit einer Substitution zwischen Ar-

beit und Freizeit berücksichtigt; der Anreiz, in die Schattenwirtschaft 

überzuwechseln, un damit die staatlichen Eingriffe zu urrgehen und das bis-

herige Einkamensniveau aufrechtzuerhalten, dürfte jedoch von grösserer 

Bedeutung sein, so dass hier eine höhere Elastizität des offiziellen Arbeits-

angebots auf Steuersatzänderungen und damit ein geringeres Niveau für den 

optimalen Steuersatz ,* zu erwarten ist. 

S'IUARI' entwickelte 1981 ein !lb:lell, in dem er die Aufteilung zwischen einem 

"taxed" und "untaxed sector" explizit berücksichtigt. In seinen Schätzungen 

für Schweden erhält er einen optimalen marginalen Steuersatz von 69% - 73% 

und schliesst daraus, dass in diesem Land die Grenze, dh. der optimale 

Steuersatz ,*, bereits überschritten ist: Der marginale Steuersatz betrug 

1959 noch rund 50% und stieg bis Anfang der 70er Jahre auf 70%, und bis 1980 

auf 80% an. Dies bedeutet, dass in Schweden eine Erhöhung des marginalen 

Steuersatzes heute schon eine Reduktion der Steuereinnahiren bewirken müsste. 

Um den Einfluss der staatlichen Belastung auf die Entwicklung der Schatten-

wirtschaft mit den üblichen statistischen Verfahren, z.B. der multiplen 

Regressionsanalyse, überprüfen zu können, ist es notwendig, auf Daten der 

Grosse der verborgenen Wirtschaft über die Zeit und/ oder über ver-

schiedene Länder zurückgreifen zu können. Die Schattenwirtschaft ist - wie 

die Bezeichnung "hidden econany" vermuten lässt - jedoch sehr schwer enpi-

risch rressbar. Trotzdem werden in der wissenschaftlichen als auch der popu-

lären Literatur eine Reihe von Zahlen angegeben, die von reinen Spekulationen 

über "guesstimates" bis zu wissenschaftlich fundierten Schätzungen reichen. 

In TEIL III werden die verschiedenen Methoden zur Erfassung der Schatten-

wirtschaft vorgestellt und die in der Literatur bisher vorliegenden enpi-

rischen Ergebnisse für verschiedene Länder zusamrengestellt. 
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TEIL III: Erfassung der Schattenwirtschaft: 

Enpirische Methoden und Schätzergebnisse. 

Das PhänaTen der Schattenwirtschaft hat seit Mitte der 70er Jahre zunehrrerrl 

Beachtung gefunden, nicht nur in der Öffentlichkeit und unter Politikern 

(vgl. SPIEX;EL 1981a und TAGESANZEIGER van 2./3. März 1982), sondern auch in 

wissenschaftlichen Kreisen und insbesondere in der Volkswirtschaftslehre. 

Beispielsweise ist es für die Theorie der Wirtschaftspolitik nicht unerheb-

lich, wenn wichtige gesamtwirtschaftliche Grössen , wie etwa das offiziell 

gemessene Sozialprodukt oder die Arbeitslosenquote, systematisch verzerrt 

erfasst werden und entsprechend wirtschaftspolitische Massnahrren, die sich 

an diesen Daten orientieren, nicht zu dem erwünschten Ergebnis führen. Ist 

ein bedeutender Teil der Beschäftigten in der Schattenwirtschaft tätig und 

entzieht sich damit dem Zugriff der staatlichen Institutionen, sinken da-

durch die Steuereinnahrren aus der offiziellen Wirtschaft und die öffentliche 

Verwaltung wird, wie in den vorhergehenden Ausführungen erläutert wurde, in 

ihrem Ausgabenverhalten (endogen) eingeschränkt. 

Es gibt verschiedene Ansätze, l..ml die Grösse der Schattenwirtschaft zu erfas-

sen. Allerdings ist es schwierig, einen Uberblick über die wissenschaftliche 

Diskussion zu gewinnen, da die Beiträge weitgehend isoliert und in unver-

öffentlichter Fo:rm vorliegen. In einem neueren Beitrag stellen FREY und 

PCMMEREHNE (1982b) verschiedene in der Literatur erörterte Methoden zur Er-

fassung der Schattenwirtschaft systematisch zusarnren und vergleichen die er-

nti.ttelten Schätzun<;Jen für die Grösse der inoffiziellen Wirtschaft in ver-

schiedenen Ländern und, in einer weiteren Stu::l.ie (PCM-IBREHNE und FREY 1982), 

die Entwicklung über die Zeit. Diese Methoden und die errpirischen Ergebnisse 

y,erden im folgenden vorgestellt. 1 

Je nach Fragestellung ergeben sich jedoch Zlml Teil recht grosse Unterschiede 

in dem, ~ als Schattenwirtschaft angesehen und zur Messung herangezogen 

wird. Allen Ansätzen gerreinsarn ist, dass sie die Aktivität in der Schatten-

wirtschaft als eine Aktivität verstehen, die keiner Besteuerung und Regle-

rrentierung durch den staatlichen Sektor unterliegt. Es wird versucht, folgen-

1) Für eine Ubersicht vgl. auch FREY (1981b) und, mit Schätzungen ausschliess-
lich für die Vereinigten Staaten, u.a. SllERM!rn (1981). 
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de Leistungen im SOzialprodukt der Schattem-.'1.rtschaft zu erfassen: 

- legale Aktivitäten, "1-A:!lche legal ausgeführt werden, die aber der Erfassung 

durch die Steuer entzogen werden (Steuerhinterziehung); 

- legale Aktivitäten, die illegal ausgeführt "1-A:!rden (Schwarzarbeit); und 

- illegale Aktivitäten. 

Als 'Arbeitsdefinition' der Schattenwirtschaft wird üblicherweise in der 

Literatur1 davon ausgegangen, dass i1TI Schattensektor all jene Aktivitäten 

zusamnengefasst werden, die normalerweise (nach Konvention) zum Brutto-

sozialprodu1<t geredmet werden müssten, die aber - aus 1,1elchen Gründen auch 

inner - im offiziellen Bruttosozialprodukt nicht ausge1-1iesen werden. 

Damit ist ein direkter Vergleich mit der offiziell gerressenen gesamtwirt-

schaftlichen Aktivität nöglich. Es ergeben sich jedoch ge1-1isse Problerre, 

die mit der Konzeption des SOzialprodukts verbunden sind: Die Tätigkeiten 

im eigenen Haushalt, Nachbarschaftshilfe und Aktivitäten im inforrrellen 

Sektor, die im allgerreinen unentgeldlich und ehrenamtlich ausgeführt wer-

den, "1-A:!rden nach Konvention nicht im offiziellen Bruttosozialprodukt er-

fasst, und sie "1-A:!rden auch bei der Messung des SOzialprodukts der inoffi-

ziellen Wirtschaft nicht mitberücksichtigt. Einkamen aus illegaler und 

legaler Beschäftigung, die bei der Steuererklärung nicht angegeben "1-A:!rden, 

gehen hingegen weitgehend in die Berechnungen der Schattenwirtschaft ein; 

damit werden auch, sofern es sich um nicht-rronetäre Zahlungen handelt, 

zumindest zum Teil Aktivitäten in der Tauschwirtschaft ("harter econany") 

erfasst. In einigen Ländern wird das offiziell ausgewiesene SOzialprodukt 

bereits bei der Berechnung um einen Teil des hinterzogenen Einkamens 

korrigiert; es liegen jedoch keine genauen Infonrationen vor, so dass 

unklar ist, inwieweit sich die Feferenzzahlen (das Bruttosozialprodukt) 

zwischen den Ländern unterscheiden. 

Auf Grund der derzeitigen Literatur lassen sich vier Bereiche oder Ansatz-

punkte unterteilen, von denen aus eine M2ssung der Grösse der Schatten-

wirtschaft r.üglich ist: Es kann 

- beilTI Arbeitsmarkt, 

1) Vgl. W>.CAFEE (1980), SMITH (1981), KIRCHGÄSSNER (1981), FEIGE (1982) 
und !SACHSEN, KLOVLAND und ~ (1982). SCHMIIJI' (1982) kritisiert 
diese seiner Ansicht nach zu umfassende Definition und umschreibt 
die Schattenwirtschaft an.1-iand von zwei konstitutiven M?rknalen, dem 
~rkmal der IrreC!Ularitc'it und dem der reC!Ulären Alternative. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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- beim steuerlich deklarierten Einkorrrren, 

- bei den Ausgaben und Einnahrren, und 

- bei der Geldentwicklung 

angesetzt werden. 

Im folgenden wird zwischen direkten und indirekten Methoden unterschieden, 

die zur Erfassung der Schattenwirtschaft herangezogen werden können; eine 

eindeutige Trennung kann jedoch nicht in allen Fällen durchgeführt werden. 

III .1. Direkte M2thoden 

III.1.1. Befragungen 

J\nhand von Unfragen lässt sich direkt und individuell ermitteln, ob und in 

welchem Aus!l'ass Schwarzarbeit geleistet wird bzw. schwarz angebotene Güter 

und Dienstleistungen nachgefragt werden. Das Problem besteht allerdings 

darin, dass eine solche l.hnfrage auf freivrilligen Angaben der Befragten 

basiert. Für die Betroffenen bestehen wenig Anreize, ihre Aktivität in der 

Schattenwirtschaft an sich und in vollem l.mfana zuzugeben, und daher ist 

eine geschickt angelegte und indirekte Fragetechnik erforderlich. 

In~ wurde von verschiedenen Instituten im Auftrag des Statistischen 

Amtes ISTAT eine solche Befragung durchgeführt (vgl. CENSIS 1976). Die Unter-

suchung wurde zweistufig angelegt: In einem ersten Schritt wurde nach der 

Erwerbstätigkeit gefragt und diejenigen Befragten ausgesondert, die angaben, 

während der letzten zwölf Monate nicht beschäftigt gewesen zu sein. An diese 

Gruppe wurde nach Ablauf eines Monats ein zusätzlicher Fragebogen gerichtet, 

der so formuliert war, dass für sie ein Anreiz bestand, eine Erwerbstätigkeit 

eher zuzugeben; beispielsweise wurde gefragt, ob der/die Betroffene in dem 

vergangenen Jahr auf irgendeine Weise finanziell zum Familienunterhalt beige-

tragen habe. Anhand solcher Umfragen wurde für das Jahr 1974 ermittelt, dass 

41,5% der "Arbeitslosen" nach späteren Angaben doch beschäftigt waren, und 

dass von insgesamt 18,25 Mio. Beschäftigten in Italien etwa 12% (2,2 Mio.) 

auf dem Schwarzmarkt tätig waren (vgl. PEITEHATI 1979 und L. FREY 1978) . 

Auc..h in Nor,,,eqen wurde 1979 eine Befragung durchgeführt (ISACHSlll, KIDVLAND 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



64 

und STRii'lM 1982). Darin garen 29% der Befragten zu, dass sie Schwarzarbei-

ter beschäftigt hatten, während demgegenüber (nur) 20% direkt eingestan-

den, selbst sch;!arz gearbeitet zu hal::en. Werden die Angal::en über die Za'11 

der in der Schatten;1irtschaft geleisteten Arbeitsstunden und zusätzliche. 

Annali.rren über den Stundenlohn hinzugezogen, so ergibt sich für das Sozial-

produkt der Schattenwirtschaft in Norwegen 1979 eine Grössenordnung von 

2,3% des offiziell gerressenen Bruttosozialprodukts. 

Ellenfalls auf Grund einer Befragung (unter jüdischen Emigranten) schliessen 

OFER und VIN'.)KUR (1980) für den europäischen Teil der So,rjetunion und 1973 

auf eine Produktion in der Schattenwirtschaft im Umfang von 6% - 7% des 

offiziellen Bruttosozialprodukts; Berechnungen nach derrselben Vorgehen für 

die 60er Jahre ergaben einen Grösse von 10% - 15% im Vergleich mit dem aus-

gewiesenen Bruttosozialprodukt (FATZ 1973). 

Für die Bundesrepublik Deutschland hat nadl Angaben des SPiffiELS (1981a) 

das Institut für Derroskopie in Allensbach aus einer Repräsentativurnfrage 

hochgerechnet, dass 3,3 Mio. Erwerbstätige im Durchschnitt 3 Stunden pro 

Tag schwarz arbeiten, das entspricht rund 12% der Erwerbstätigen und etwa 

37% der durchschnittlichen Prbeitszeit. Wird davon ausgegangen, dass die Pro-

duktivität in der offiziellen und in der inoffiziellen Wirtschaft identisch 

ist, so ergibt sich für die Schattenwirtschaft im Jahr 1980 ein Umfang von 

68 ~.rd. DM oder 4,6% des offiziellen Sozialprodukts (KIRCHGÄSSNER 1981). 

Auch wenn die Umfrage geschickt angelegt ist und dadurch die Befragten moti-

viert werden, über die Höhe ihrer unversteuerten Einkünfte und die schwarz 

geleistete Arbeitszeit Auskunft zu geben, ist doch kaum zu ei::warten, dass 

mit Hilfe dieser Methode die gesamte Schattenwirtschaft erfasst werden kann; 

der Anreiz zu strategisch verzerrten Antworten kann kaum vollständig ausge-

schaltet werden. Auch können mit einer Umfrage :imrer nur bestirnllte Aspekte 

der verborgenen Wirtschaft angeschnitten werden. Aus diesen zwei Gründen 

sind die ausgewiesenen Schätzungen e.~er als Untergrenzen der Schatten;1irt-

schaft zu verstehen. 
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III. 1. 2. Stichproben zur Steuerüberprüfung 

Stichproben werden vor allem von Steuerbehörden durchgeführt, um das Ausmass 

der Steuerhinterziehung aufzudecken. Aber auch andere staatliche Stellen, 

wie beispielsweise die Einwanderungsbehörden ooer die Sozialversicherungs-

träger, führen Stichproben durch, auf deren Grundlage z.B. in Bezug auf das 

Potential an ausländischen Arbeitnehrrem, die auf eine illegale Beschäftigung 

angewiesen sind, Rückschlüsse gezogen werden können. 

Anhand einer Stichprobe von 50 000 Steuererklärungen, die mit den entspre-

chenden Angaben bei der Sozialversicherungsbehörde verglichen wurden, schätzt 

der Intemal Revenue Service (IRS 1979) für die Vereinigten Staaten und das 

Jahr 1976, dass die nicht versteuerten Einkamen zwischen 4,4% und 5,9% iro 

Vergleich mit dem offiziellen Bruttosozialprcxiukt betragen; unter Einbeziehung 

von "guesstimates" für das EinkOORE11 aus illegaler Tätigkeit erhöht sich 

diese Grössenordnung auf 6% - 8% des Bruttosozialprcxiukts. - Für Schweden 

wurde anhand von Stichproben zur Steuerüberprüfung eine Höhe von 8% - 15% 

des deklarierten Einkernrens für das Jahr 1978 ermittelt (HANSSCN 1980) • 

Mit Hilfe solcher Stichproben kann allerdings nur ein Teil der entgangenen 

Steuereinnahrren und damit der Schattern-rirtschaft aufgedeckt werden, nämlich 

der Teil an hinterzogenem Einkernren, der aufgedeckt w(irde, wenn die Steuer-

prüfung in derselben Intensität und Häufigkeit auf die gesamte Bevölkerung 

ausgeweitet wtirde. Das steuerpflichtige Einkcmren der Personen, die illegal 

beschäftigt sind ooer die keine Steuererklärung abgeben, wird hingegen nur 

zufällig und sehr begrenzt erfasst. Ein anderes Problem ist, dass die für 

die Grösse der Schattenwirtschaft ermittelten Werte auch noch von anderen 

Faktoren abhängig sind als von der Höhe der Steuerhinterziehung allein; sie 

werden ebenfalls beeinflusst von der Intensität, mit der die Steuerprüfung 

durchgeführt wird, von der Uberprüfungsrrethooe, von der Höhe der angedrehten 

Strafe bei einer Falschaussage ooer Verweigerung der Aussage, von der Steuer-

struktur und von der Steuergesetzgebung. Insgesamt ist jedoch zu erwarten, 

dass sich anhand solcher Stichproben höhere Schätzungen für die Grösse der 

Schattenwirtschaft ergeben als mit der Befragungs-Methode, da die Angaben 

unfreiwillig und unter Androhung von Strafen gemacht werden. Mit beiden 

Methcden liegen bisher nur einzelne Punktsc.'1ätzungen vor, so dass eine Uber-

priifung des in TEIL II entwickelten l,bjells auf dieser Datenbasis nicht 

rröglich ist. 
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III. 2. Indirekte Methoden 

Mit Hilfe von indirekten ~thoden wird versucht, die 'Spuren', die die Schat-

tenwirtschaft in verschiedenen Bereichen hinterlässt, aufzudecken. Beispiels-

weise deutet die Differenz zwischen den gesamtwirtschaftlichen Ausgaben und 

Einnahrren darauf hin, dass Transaktionen ausserhalb der offiziellen Wirtschaft 

stattfinden. Auch auf dem Arbeitsrrarkt und auf dem Geldmarkt lassen sich 

solche Spuren in Form von Residuen (-+ Residualansatz) feststellen. 

II.2.1. Differenz zwischen Ausqaben und Einnahrren 

Wird bei den Steuerbehörden nur ein Teil des gesamten Einkormens angegeben, 

so spiegelt sich dies in der Differenz zwischen dem offiziell ausgewiesenen 

Einkomren und den Ausgaben für Güter lll1d Dienstleistungen wieder. Der Umfang, 

in dem die Ausgaben die Einnahrren übersteigen, lässt auf die Höhe der Ein-

nahrren aus der Schattenwirtschaft schliessen. Ein solcher Vergleich kann auf 

der aggregierten El:>ene der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, aber auch 

direkt auf individueller Ebene, ansetzend bei den einzelnen Haushalten, 

durchgeführt werden; eine klare Trennung zwischen direkter und indirekter 

~thode ist in diesem Fall nicht rröglich. 

a. Aggregierte Ebene 

Die gesamtwirtschaftlichen privaten Ausgaben für Güter und Dienstleistungen 

werden - bevor sie der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung angepasst und 

entsprechend bereinigt werden - dem aus der Steuerstatistik berechneten Ein-

kam-en des privaten Sektors gegenübergestellt. Auf diese Weise wurde bei-

spielsweise für das Vereinigte Königreich und das Jahr 1978 abgeleitet, dass 

die Einnahrren aus der inoffiziellen Wirtschaft 2,5% - 3% des offiziellen 

Bruttosozialprodukts entsprechen (MACAFEE 1980). Für die Vereinigten Staaten 

ermittelte PARK (1979) für 1977 eine Grösse von 4%, und i.iberrascherrl ergibt 

sich ein abnehrrender Trend über die letzten 30 Jahre: Wahrend 1948 die Schat-

tenwirtschaft im Vergleich mit dem offiziellen Sozialprodukt bereits über 9% 

betrug, ging diese Grösse bis 1958 un 2,6 Prozentpunkte auf 6,8% und bis 

1968 auf 5,5% zurück. Für Belgien und Frankreich wurde für die 60er Jahre 

gar eine Schattenwirtschaft von über 20% des Bruttosozialprodukts errechnet 

(vgl, FRANK 1976 und RJZE 1971), 
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Die mit dieser Methode abgeleitete zeitliche Entwickluna der Schattenwirt-

schaft über die letzten 15 Jahre in verschiedenen Ui..ndern ist in Fiqur III-1 

daraestellt. Aus der Figur wird ersichtlich, dass die inoffizielle Wirt-

schaft in Belgien ein weit höheres Niveau aufweist als in allen anderen be-

trachteten Llindern. Ausserdem ging, wie zuvor anqedeutet, die Schattenwirt-

schaft in den Vereinigten Staaten iiber den Beobachtuncrszeitraum von 1965 

bis 1977 leicht zurück. 

Diese Methode, bei der die Grösse der Schattenwirtschaft aus den Gesamtaus-

gaben und -einnahlren des privaten Sektors abgeleitet wird, weist schwer-

wiegende Mängel auf: Die Erfassung der unbereinigten (nicht schon der volks-

wirtschaftlichen Gesamtrechnung angepassten) Daten bereitet zum Teil grosse 

Schwierigkeiten und ist von Land zu Land verschieden. So werden verschiedent-

lich die Steuerstatistiken auch für die Berechnung ......esentlicher Teile der 

Ausgabenseite herangezogen, unddie ermittelten Werte hängen ausserdem von 

Veränderungen bzw.Verbesserungen in der Erfassungs- und Berechnmgsrrethcxlik 

und von der Sorgfalt der Behörden bei der Datenerhebmg ab. Bei dem Ansatz 

wird auch davon ausgegangen, dass nur die offiziellen Statistiken, die die 

Einnahrrenseite betreffen, durch die Existenz einer Schattenwirtschaft nach 

unten verzerrt werden. Es bestehen jedoch Anreize, auch Ausgaben für die auf 

dem Schwarzmarkt gehandelten Güter und Dienstleistungen zu verheimlichen. 

Nur die Einnahrren aus der inoffiziellen Wirtschaft, die diese Ausgaben über-

steigen, ....erden als Indiz für die Grösse der Schattenwirtschaft erfasst: Es 

wird sozusagen nur die 'Spitze des Eisberges' gerressen, da zumindest ein 

Teil der inoffiziellen Tätigkeit unberücksichtigt bleibt. Einigermassen zu-

verlässige Aussagen sind hingegen mit dieser Methode in Bezug auf die zeit-

liche Entwicklung der verborgenen Wirtschaft rröglich, vorausgesetzt, dass 

das Vorgehen bei der Erfassung und Berechnung der Daten über den Beobach-

tungszeitraum konstant geblieben ist. 

b. Individuelle Ebene der privaten Haushalte 

Hier werden die Ausgaben für Güter und Dienstleistungen direkt - beispiels-

weise in Form der freiwilligen Haushaltsbuchführuna - bei den privaten 

Haushalten erhoben. Dies hat den Vorteil, dass die Ausgal:enseite vollkormen 

unabhängig von dem aus den Steuerstatistiken hochgerechneten Einkamen er-

fasst wird. Eine Untersuchung von 7 200 Haushalten im Vereiniaten ~ 

reich ergab, dass die Schattenwirtschaft 3% des offiziell ausgewiesenen 
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Figur III-1 

Entwicklung der Schattenwirtschaft, 

gerressen anhand der unerklärten Differenz zwischen 

gesarntwirtsc.1-iaftlichen Ausgaben und Einnahmen 

(in Prozent des offiziell ausgewiesenen Bruttosozialprodukts). 
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Bruttosozialprodu1<ts umfasst (DIIIDI' und M)RRIS 1981), ein Ergebnis, 

welches überraschend gut mit denjenicren aus den aggregierten gesamtwirt-

schaftlichen Daten übereinstinmt. 

III.2.2. Differenz zwischen offizieller und effektiver Erwerbsquote 

Für Italien kann festgestellt werden, dass die offiziell ausgewiesene Er-

werbsquote über die letzten 18 Jahre um über 10 Prozentpunkte - von 44% 

1959 auf 33,7% irn Jahr 1977 - zurückging und il1l Vergleich mit anderen 

Ländern ein extrem niederes Niveau aufweist; mit 35,5% irn Jahr 1975 liegt 

die Erwerbsquote in Italien weit unter den entsprechenden Werten z.B. für 

Frankreich (42,3%), der Bundesrepublik Deutschland (42,7%), den Vereinigten 

Staaten (44,4%) und Grossbritannien (46,1%) (vgl. FUA 1976 und L. FREY 1978). 

Auf Grund dieser Feststellung lässt sich vermuten, dass ein vergleichsweise 

grosser Anteil der italienischen Bevölkerung in der Schattenwirtschaft tätig 

ist, und die effektive Erwerbsquote folglich weit über den offiziell ausge-

wiesenen Werten liegt. 

Die effektive Erwerbsquote ist jedoch nicht konstant über die Zeit und über 

verschiedene Länder. Sie wird durch verschiedene andere Faktoren beeinflusst, 

wie beispielsweise die Zusarnrensetzung der Bevölkerung nach Alter, Geschlecht 

und nach dem Bildungsgrad, nach Regionen und Sektoren, nach Religionszuge-

hörigkeit und traditionellen Konventionen sowie dem Anteil der Halbtags-

und Teilzeitbeschäftigten. Diese Faktoren rriissen erfasst und konstant gehal-

ten werden, um aus der zeitlichen Entwicklung oder einem Ländervergleich von 

der offiziell ausgewiesenen auf die tatsächliche Erwerbsquote schliessen zu 

können. 

In Italien wurden verschiedene Umfragen (vgl. TEIL III. 1. 1.) durchgeführt, 

um die effektive Erwe:tbsquote direkt zu erfassen. Das Statistische Amt ISTAT 

ermittelte eine Quote von 38,9% für das Jahr 1975, und CF.RES erhielt einen 

Wert von 44,7%, verglichen mit einer offiziellen Erwerbsquote von 35,5%. 

Anhand dieser Angaben wurde geschätzt, dass 1975 13% - 17% der Erwerbsper-

sonen in der verborgenen Wirtschaft tätig waren; dieser Anteil erhöht sich 

auf 20% bzw. 25%, wenn die Beschäftigten mit zwei bzw. ITEhreren Arbeits-

stellen mitberücksichtigt werden (vgl. CXNI'INI 1981 und L. FREY 1978) . 
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Um Angaben über die Wertschöpfung in der Schattenwirtschaft im Vergleich mit 

dem offiziellen Bruttosozialprodukt zu errröglichen, müssen Armahnen über die 

Arbeitsproduktivität im offiziellen wie im inoffiziellen Sektor gemacht 

werden. Auf Grundlage seiner eher zurückhaltenden Schätzung karrnt ISTAT für 

1975 auf eine Grösse der Schattenwirtschaft von 8,9% im Vergleich mit dem 

offiziell ausgewiesenen Bruttoinlandsprodukt; ALVARO (1979) revidiert diese 

Schätzung auf 14% des Bruttoinlandsprodukts. Wird die Wertschöpfung im in-

offiziellen Sektor anhand der Angaben von CERES berechnet, ergibt sich eine 

Grössenordnung von 25% - 33% für das Sozialprodukt in der Schattenwirtschaft 

(M/1.Rl'Im 1980). 

Der ~ dieser M::!thode liegt darin, dass die Erfassung direkt in dem 

Bereich ansetzt, wo die Schattem.,rirtschaft entsteht: beim Arbeitsmarkt. 

Jedoch ist dieses vorgehen recht problematisch hinsichtlich der Annahnen 

über die Arbeitsproduktivität: Es lässt sich theoretisch (a priori) nicht 

best:imren, ob die Arbeitsproduktivität in der verborgenen Wirtschaft höher 

oder geringer ist als diejenige in der offiziellen Wirtschaft, und errpiri-

sche Untersuchungen hierüber liegen bisher nicht vor. Vor allem aber missten 

bei dieser Methode detailierte Angaben bezüglich der Arbeitszeit und der Zu-

sarrrrensetzung der Erwerbspersonen beriicksichtigt werden. Viele Personen geben 

ihren Arbeitsplatz in der offiziellen Wirtschaft nicht auf, wenn sie einer 

Tätigkeit in der Schattenwirtschaft nachgehen wollen, sondern sie gleichen 

die erhöhte inoffizielle Aktivität über einen Rückgang der offiziell gelei-

steten Arbeitszeit aus. Damit spiegelt sich das Ausrrass der Aktivitäten in 

der Schattenwirtschaft nur zum Teil in der Erwerbsquote wieder. Zusätzlich 

lässt sich keine eindeutige Aussage über den Zusarrrrenhang der Erwerbsquote 

der Frauen und deren Aktivität in der Schattenwirtschaft machen: Die Emanzi-

pationsbewegung in den letzten Jahren hat dazu geführt, dass vemehrt Frauen 

als Nachfrager auf dem Arbeitsmarkt auftreten, insbesondere für Teilzeitar-

bei ten. Die dadurch bedingte Erhöhung der offiziellen Erwerbsquote deutet 

jedoch nicht notwendigerweise auf eine Abnahne der Schattenwirtschaft hin; 

man kann ebenso venmJten, dass durch die zunehrrende wirtschaftliche Aktivität 

der Frauen ausserhalb des eigenen Haushalts auch ihre Bereitschaft, in der 

verborgenen Wirtschaft tätig zu werden, gestiegen ist. 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



71 

III. 2. 3. 'Spuren' auf dem Geldmarkt 

GUIMANN hat 1977 mit seinem Artikel "'lbe Subterranean F.conrniy" grosses Auf-

sehen erregt, indem er die Schattenwirtschaft in den Vereinigten Staaten 

mit einer indirekten lll1d originellen ~thode geschätzt hat. Er geht von der 

Annahrre aus, dass die Transaktionen in der Schattenwirtschaft ausschliess-

lich mit Bargeld getätigt werden, um rrögliche ~nhaltspunkte für die Steuer-

behörden zu verwischen. Diese Vennutung wird anhand der Eroebnisse einer 

Umfrage in Norwegen '\\iei tgehend bestätigt: Die Auswertung der AnM:>rten er-

gab, dass 82% der gesamten Zahl der Transa1<tionen und 80% des ~rts der 

Zahlungen in der verborgenen Wirtschaft mit Bargeld getätigt wurden (vgl. 

ISACHSEN, KLOVIAND und STR9/M 1982). Eine Befragung in C-.rossbritannien kam 

zu dem Ergebnis, dass 71% aller 'schwarzen' Dienstleistungen bar bezahlt 

wurden (MILLER 1979). 

Diese Vorgehensweise rrag zwar die Tätigkeit der einzelnen Scrn,arzarbeiter 

ve.rwischen, sie hinterlässt jedoch im Aggregat sehr wohl Spuren: Nirrmt die 

Aktivität in der Schattenwirtschaft zu, erhöht sich damit nach GUIWINN 

auch die Nachfrage nach Bargeld; aus dem Pesiduum zwischen der Entwicklung 

des 'norrralen' und des tatsächlichen Bargeldumlaufs kann die Grösse der 

Schattenwirtschaft abgeleitet werden. 

Verschiedene Autoren haben auf Grund der erhöhten Nachfrage nach~ 

Banknoten auf eine Zunahrre der verborgenen Wirtschaft geschlossen. Diese 

Beziehung ist jedoch äusserst vage und auch in der Literatur sehr umstrit-

ten (vgl. TA.NZI 1982), und deshalb wird im folgenden hierauf nicht näher 

eingegangen. Die Methode von GlTIWI.NN, die von der Entwicklung des gesamten 

Bargeldumlaufs ausge,'i.t, findet hingegen qrosse Beachtung und wurde auch 

wesentlich weiterentwickelt und verbessert (vgl. Abschnitt (b)). 

a. Einfache Methode des Bargeldunüaufs 

GU:!M'INN betrachtet die Entwicklung des Bargeldumlaufs im Verhältnis zu den 

Depositen ("currency-derrand deP?sit ratio") und macht folgende drei Annahrren: 

(i) Die Transaktionen in der Schatten•,.,irtschaft werden ausschliesslich 

mit~ abgewickelt, dh. es werden keine Checks verwendet und 

keine Schulden ge!1'acht; 

(ii) das 'norrrale' Verhältnis zwischen Bargeld und Depositen (C/D) ist 

konstant ("fixed currency-derrand dep::>sit ratio"), dh. alle Verän-
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derungen des tatsächlichen Verhältnisses C/D ~ierden durch Fa~to-

ren bedingt, die sich auf die Schattenwirtschaft auswirken (z.B. 

Steuern, Regulierung u.a.); 

(iii) die Umlaufgeschwindicrkeit des Bargelds ist in beiden Sektoren 

diesselbe, dh. sie entspricht dem Verhältnis des offiziellen 

Bruttosozialprodukts zu der 'offiziellen' Geldrrenge. 

Jl.nnahire (iii) ernöglicht, direkt von dem 'Uberschuss'-Bargelduml.auf auf die 

Grösse der Schattenwirtschaft, ausgedrückt im Vergleich zu dem offiziellen 

Bruttosozialprodukt, zu schliessen. 

Fi.ir die enpirische Bestimnung der Schattenwirtschaft in den Vereinigten 

Staaten ITUSS GUIW\.NN eine weitere Annahme machen; er neht davon aus, dass 

(iv) das (tatsächliche) Verhältnis C/D zwischen 1937 und 1941 dem 

'nornalen' Niveau entsprach, dh. es bestand (noch) keine Schat-

tern1irtschaft in dieser Zeit. 

~it Hilfe dieser Annahrre schätzt GUIMA."ID für das Jahr 1976, dass das in der 

amerikanischen Schattenwirtschaft erarbeitete Sozialprodukt mindestens 10% 

des offiziellen Sozialprodukts ausmacht; als realistischer erscheinen ihm 

jedoch 13 - 14% des Bruttosozialprodukts (GUIM\NN 1979). 

Untersuchungen verschiedener Autoren - z.B. FEIGE (1982) für die Vereinigten 

Staaten, KLOl'lA!\JD (1980) fi.ir Schweden und Norwegen und O'HIGGINS (1982) für 

Grossbritannien - zeigen jedoch, dass die Ercrebnisse äusserst sensitiv sind 

in Bezug auf das 92Wählte Basisjahr, die Umlaufgeschwindigkeit und den Anteil 

der mit Bargeld getätigten Transaktionen in der verborgenen Wirtschaft. Je 

nach Wahl des Basisjahrs erhält beispiel~.ieise O'HIGGINS für die britische 

Schattenwirtschaft sogar einen negativen Wert ! 

Schätzungen für die Entwicklung der Schattenwirtschaft in einigen Ländern 

mit Hilfe dieses Ansatzes sind in Figur III-2 dargestellt. In den Vereinig-

ten Staaten, Kanada und Italien nalmt die Grösse der verborgenen Wirtschaft 

im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt in dem Zeitraum von 1968 bis 1978 zu; 

in Italien erhöhte sie sich gar um iiber 20 Prozentpunkte auf über 30% bis 

1978. In Grossbritannien ging die Schattenwirtschaft hingegen von über 18% 

im Jahr 1968 auf rund 7% bis 1978 zurück. Die Ergebnisse hängen jedoch, 

wie zuvor erläutert, sehr stark von den zugrundegelegten Annahrren ab. 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



73 

Figur III-2 

Entwicklung der Schattenwirtschaft, 

gerressen anhand der einfachen M=thode des Bargeldumlaufs 

(in Prozent des offiziell ausgewiesenen Bruttosozialprodukts). 
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Ein weiteres und schwerwiegenderes Problem ergibt sich im Zusarrnenhang mit 

der Annahme (ii), dass das Verhältnis zwischen C und D 'nornalerweise' (dh. 

wenn keine Schattenwirtschaft existiert) als i.iber die Zeit konstant ange-

namen wird. Es qibt neben der Schattenwirtschaft aber weitere Faktoren, 

die eine Veränderung des Verhältnisses C/D bewirken können: 

- Veränderungen in den relativen Preisen (z.B. höhere Zinsen oder auch 

eine höhere Kriminalitätsrate steigern die Kosten der Bargeldhaltung 

und senken diese entsprechend) ; 

- Veränderungen im Einkernren (z.B. ninrnt mit zunehrrendem Einkamen der 

Bargeldkoeffizient C/D ab); 

- Veränderungen der institutionellen Cegebenheiten (z.B. wird die Bargeld-

haltung bei Einführung von Kreditkarten u.ä. vermindert); 

- 1inderungen der Präferenzen bezüglich der Barqeldhaltung im Inland; und 

- Änderungen der ausländischen Nachfraqe von inländischer Währung. 1 

Diese Einflussfaktoren miissen isoliert und in einer Bargeld - Nachfrage-

funktion explizit berücksichtigt werden; damit wird dem Einwand Rechnunq 

getragen, dass das Verhältnis zwischen Bargeldhaltung und Depositen 'nor-

malerweise' nicht konstant, sondern variabel ist. 

b. Schätzung einer Bargeld - Nachfragefunktion 

Phillip CAGI\N (1958) hat als erster für die Vereinigten Staaten und das 

Jahr 1945 die Nachfrage nach Bargeld (im Verhältnis zur Geldr.Enge M2) in 

Abhängigkeit von verschiedenen Faktoren, darunter die Opp::,rtunitätskosten 

der Bargeldhaltung, das Ein1<cmren und das Einkormensteuerniveau, best:ilrrnt. 

Aus den Schätzergebnissen schliesst er auf einen Unfang der Schattenwirt-

schaft von ca. 10% - 12% im Vergleich mit dem offiziellen Bruttosozial-

produkt. 

Ebenfalls für die Vereinigten Staaten und den Zeitraum 1929 - 1976 hat 

TANZ! (1980) folgende Bargeld- Nachfraqefunktion geschätzt: 

1) Der U.S.Dollar, aber auch die Deutsche Mark u.a., werden in manchen an-
deren Ländern bevorzugt als Zahlungsmittel, vor allem auch für inoffi-
zielle Transaktionen, verwendet; da eine Trennung zwischen ausländischer 
und inländischer Bargeldhaltung nicht rröglich ist, wird zwangsläufig ein 
Teil der ausländischen Schattenwirtschaft in den inländischen Schätzun-
gen mit ausgewiesen. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



75 

- 5,216 + 0,204 1n(~2) 
(-5,13) (2,q8) t-1 

- 0,096 ln(Y)t 
(-1,64) 

- 0,172 ln(½)t + 1,599 ln(W)t + 0,262 ln(T)t 
(-5 ,39) (6 ,53) (6 ,62) 

1i = 0,971, 
A 

h = 0,932 , 

mit y reales Pro-Kopf-Einkernren, 

½ Zinssatz für Tennineinlagen, 

W = Anteil der Löhne und Gehälter am persönlichen 

Einkomren (Lohnquote) , und 

T gewichteter durchschnittlicher Steuersatz auf 

Zinseinkc:mren . 

Er vergleicht den tatsächlichen Wert des Verhältnisses C,112 im Jahre 1976 

mit dem Wert c"ji:i'z , der sich 1..mter Verwendtmg der Koeffizienten der geschätz-

ten Gleichtmg für 1976 ergibt, ...._ienn 

(i) die Steuerbelast1..mgs-Variable auf ihrem 'historischen Minimum' 

(dh. dem minimalen Wert im Zeitra\.lJTl 1929 - 1976) geblieben wäre, 

tmd (alternativ) wenn 

(ii) die Steuerbelasttmg gleich Mull betragen wiirde. 

Ausgehend von (i) erhält TANZ! fiir den Zuwachs der Schattenwirtschaft über 

die Gesamtperiode eine Grössenordn1..mg von 3,4% - 5,1% des Bruttosozialpro-

dukts; tmter der alternativen Annahne (iil ergibt sich für 1976 ein Niveau 

der Schattenwirtschaft von R, 1% - 11, 7% (gegenüber 0 Prozent im Jahr 1929). 

Schätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft mit Hilfe der Bargeld-

Nachfragefunktion wurden inzwischen auch für andere Länder durchgeführt. So 

schätzt KIRCHGÄSSNER (1981) für die Btmdesrepublik Deutschland und das Jahr 

1980, dass das im inoffiziellen Sektor erwirtschaftete Sozialprodukt rund 

8% - 12% des offiziellen Sozialprodukts beträgt, während das entsprechende 

Niveau 1960 noch bei 2% lag; lANGFEIDI' (1982) erhält dem:regenüber für 

das Jahr eine Spanne von rund 3, 7% - 12,6%. KWVIAND (1980) komnt mit 

Hilfe ähnlicher Schätztmgen auf eine Schattenwirtschaft in Schweden von 

6,9% - 17,2% und in Norweqen von 6,4% - 16% im Vergleich zum jeweiligen 

offiziellen Bruttosozialprodukt. 
Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



76 

c. Transaktionsmethode 

FEIGE (1979) setzt ebenfalls bei den 'Spuren' auf de!!' Geldrrn.rkt an, er 

schliesst jedoch aus der Entwicklung des Verhältnisses zwischen Transalc-

tionsvolUITell und Sozialprodukt auf die Grösse der Schattenwirtschaft. Aus-

gehend von den Fisher'schen Quantitätsgleichung unterstellt er eine kon-

stante Beziehung zwischen M • v (Geldmenge·Umlaufgeschwindigkeit) und 

p • T (Preisniveau•TransaktionsvolUITell) in einer Volkswirtschaft. Damit kann 

die C-,eldmenge als Indikator für die cresamten, dh. irr offiziellen und inof-

fiziellen Sektor getätiqten Transaktionen und für das gesamte nOll'inelle 

Bruttosozialprodukt angesehen werden. Aus der Differenz zwischen dem offi-

ziell ausgewiesenen Bruttosozialprodukt und der gesamten Geldmenge kann die 

Grösse der Schattenwirtschaft abgeleitet werden. 

In der errpirischen Untersuchung für die Vereinigten Staaten geht FEIGE davon 

aus, dass (i) im Basisjahr 1939 keine Schattenwirtschaft existierte und (ii) 

die Relation zwischen dem gesamten Wert der Transi:!ktionen und dem ncrninellen 

Bruttosozialprodukt zu diesem 7.eitpunkt 'normal' war und auch in der folgen-

den Zeit konstant geblieben ist. Er erhält damit eine Grösse für die in-

offizielle Aktivität von bis zu 22% für 1976 und 33% für 1978 im Vergleich 

zum offiziellen Bruttosozialprodukt; dh. nach FEIGE's Berechnungen umfasst 

die Schattenwirtschaft in den Vereinigten Staaten 1978 etwa ein Drittel der 

gesamten Aktivität in der offiziellen Wirtschaft und hat in den zwei Jahren 

zwischen 1976 und 1978 allein um 50% bzw. 11 Prozentpunkte zugenamen; ein 

provokatives Ergebnis, wie FEIGE (1982) selbst schreibt. 

In einem rn:x:lifizierten Schätzansatz beriicksichtigt FEIGE (1982), dass sich 

die Qualität der amerikanischen Banknoten und damit deren durchschnittliche 

Lebensdauer in dem betrachteten Zeitraum mi!hrmals verändert hat. Seine 

Schätzung vennindert sich damit für 1978 um 6 Prozentpunkte auf 27% des 

Bruttosozialprodukts. 

Bei der Transaktionsrrethode muss auf keine spezifischen Anna.hnen über den 

Gebrauch von Bargeld in der Schattenwirtschaft zuriickgegriffen werden; 

wichtig ist einzig, dass die Transaktionen mit C-,eld und nicht über Real-

tausch getätigt werden. Jedoch sind die Ergebnisse, ebenso wie bei der 

einfachen Mc?thode des Bargeldumlaufs und der Schätzung einer Bargeld - Nach-

fragefunktion, äusserst sensitiv in Bezug auf die Anna.hnen über das Basis-
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jahr und die Umlaufgeschwindigkeit. 1 Insbesondere jedoch rrruss die Zahl der 

mit Bargeld getätioten Transaktionen bekannt sein, und hierfür sind Angaben 

über die durchschnittliche Iel:Jensdauer der Banknoten notwendig. Die »2ssung 

der Zahl der mit einer Banknote im Durchschnitt ausführbaren Transaktionen 

ist zwar nicht das einziqe, wohl aber das errpirisch grösste Problem, dem 

sich FEIGE bei der Besti.Jmlunq der Schattenwirtschaft nach der Transaktions-

rrethode gegenübersieht. Die Annahrre, dass das "nonetary ratio", dh. die Be-

ziehung zwischen dem gesamten Wert der Transaktionen und dem offiziellen 

Bruttosozialprodukt, 'nornalerweise' (dh. ohne Schattenwirtschaft) konstant 

sei, ist ausserdem ebenso restriktiv wie die Annahrre eines konstanten Bar-
geldumlaufs. Auch bei dieser 1-'ethode müssten ITÖgliche weitere Einflussfakto-

ren identifiziert und konstant gehalten werden. 

III.3. Schätzungen der Grosse der Schattenwirtschaft: Eine Ubersicht und 

Einschätzung 

Die vorhergehenden Ausführungen haben gezeigt, dass die Schattenwirtschaft 

mit verschiedenen »2thoden erfasst werden kann. In Tabelle III-1 ist eine 

Auswahl der vorliegenden Schätzungen für verschiedene Länder und nach ver-

schiedenen l"ethoden zusamrengestell t. Es fä 11 t auf, dass die Varianz in den 
Angaben zwischen den Ländern (z.B. für die Vereinigten Staaten bzw. Italien 

und das Vereinigte Königreich) , aber auch für ein und dasselbe Land und für 

einen Zeitpunkt zum Teil sehr gross sind. Beispielsweise wird für die ver-

borgene Wirtschaft in den Vereinigten Staaten im Jahr 1976 ein Wert von 

3,9% im Minirrrum und 22% im Maximum angegeben; für Italien variieren die 

Schätzungen um 23 Prozentpunkte (zwischen 10% und 33%), und für Schweden 

liegen die Angaben für 1978 zwischen 2, 3% und 17, 2% • 

Dieses Ergebnis ist allerdings nicht überraschend, da unterschiedliche l"e-

thoden angewendet werden und diese verschiedene Aspekte der Schattenwirt-

schaft erfassen. Erwartungsgeiräss liegen die Schätzungen mit Hilfe der lm-

fragemethode am tiefsten (vgl. für Italien und für Scm~en) , und auch die 

Stichproben der Steuerbehörden auf Steuerhinterziehung verrröaen nur einen 

1) FEIGE geht bei seiner Schätzung auch davon aus, dass die Unlaufqeschwin-
digkeit des Geldes in den beiden Sektoren identisch ist. Allerdings ar-
gurrentiert er, dass er selbst eher eine höhere Umlaufgeschwindigkeit in 
der Schattenwirtschaft erwarten würde, eine Annahrre, die wiederum von 
SCHMITT (1982) kritisiert wird. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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Tabelle III-1 

SchäUWlgP.n der Grösse der Schattenwirtschaft 1n versc:hiedenen Ländern 

(in Prment des offiziellen Brottoeozialprodukt:11). 

J- Im Verqleid> ~ 
Z\11'1 off1ziellen 

Methode 

Brutto-
.,.1.1pra!ukt 

1976 5,91 - 7,91 Stid>probe auf Steuerhinter--
z1ehung 

J,91 Differenz zwil!ld'len gesamt:Wirt. 
Ausgaben urd Einnahn'en 

10\ zurtlck- } elnfad>e 
halterd Bar')eld\ruauf-Metrode 

131 - 141 realiotiad> 

81 - 12\ Bar')eld-Nadlfr-fwtiai 

131 - 221 Transaktimansatz 

1978 101 einfache 
Bar'IOld\ruauf-Metho<le 

261 - 331 TranaaJttlonaanaatz 

no:lifiziezter 
271 Transaktla\Ml'IINltz 

1978 13,61' Basiajahr 
} einfodE 

] 
1937/39 8ar'!Old\ruauf-

B, 71 Bll91sj.1955 

23,61 nach Aus- Transoktionsansatz 
schluss der 
finanziellen 
Zentren 

1978 1,81 - 2,41 Differenz zwisctei. gesantwirt. 
Ausgaben urd Einnamen 

2,s, - J,01 Differenz zwischen gesantwi.rt. 
Ausgaben urd Ei.Mamrn 

1979 7,21 Basisjahr: elnfad"e 
1977 (7,51) Bargeldm\lauf-Met:h:xle 

1975-79 10\ Mindest~ llnfrage 
noch ISTAT 

1978 101 - 251 ] Differenz zwischen effektiver 
urd tatsächlid>er En,erboquote 

251 - 331 

30\ elnfad'E 
Borqeldunlauf-trale 

1974 4,81 Differenz zwischen ge9ll'lrt:Wirt. 
Ausgaben und Einnatl'nt'n 

1980 3, 71 - 12,61 Borqeld-Nachfr-funktioo 

81 - 121 Barqeld-Nachfragefunktioo 

1978 2,31 tlnfr-

81 - 151 Stichprct:e auf Steuerhinter-
Ziehung 

3, 01 Buie: BIP Differenz zwischen gesantwirt. 
Ausgaben urd Elnnahren 

6,91 - 17,21 Bftrqeld-Nachfragefunktiat 

()Jolle 

IRS 1979 

PM!( 1979 

<lJ'D4I\N!i 
1977/79 

Tl\Nlll 1980 

FEIG: 1979 

CVIMIIRI 1979 

FEIG: 1979 

FEIG: 1982 

MIIVS un! 
9'!rnl 1981 

O'HiffiINS 1982 

MI\CAFEE 1980 

oumr un! 
IORRIS 1981 

nach: MI\RTINJ 
1980 

nach: Dl:Grada 
1980 

K'\Rrlml980 

SA11A 1980 

Pf:n-:RS>N 1982 

I.A>Onm'l982 

l<IIOGISSNER 1981 

ISl'CHSil< • l<LCJVL'\ID 
und ~ 1982 

MCh: HAN.SS:ti 1980 

BIJ\IE;l982 

l<LCJVL'\ID 1980 
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Teil der verborgenen Aktivitäten aufzudecken. Hingegen ergeben die Uirfas-

senden, bei den 'Spuren' auf dem Geldmarkt ansetzenden Met.1'1oden die höch-

sten Werte für die Grösse der Schattenwirtschaft. 

Die Unterschiede in den Schätzungen sind aber ebenfalls sehr gross, 1Nenn 

dieselbe Methode auf ein Land und für ein besti.rmltes Jahr angewendet wird: 

FEIGE beispielsweise erhält mit dem Transa~tionsansatz für die inoffizielle 

Wirtschaft der Vereinigten Staaten Schätzungen zwischen 13% und 22%; der 

Erwerbsquotenansatz, angewendet auf die italienische Wirtschaft, ergibt 

Schätzungen zwischen 10% und 33%, und für Schweden wird mit der Bargeld-

Nachfragefunktion ein Bereich zwischen 7% und 17% emittelt. Die hohe 

Varianz auch bei Anwendung ein und derselben Methode ist vennutlich auf die 

strengen und probleniatischen Annahrren zurückzuführen; dies zeigt sich auch 

darin, dass die Ergebnisse sehr sensitiv auf Veränderungen in den Annahnen, 

z.B. über das Basisjahr und die Umlaufgeschwindigkeit, reagieren. Höhere 

Ubereinstirrrnung zwischen den Methoden könnte dadurch erreicht werden, dass 

die Punktschätzungen, die i.iber direkte Methoden wie Befragungen und Stich-

proben ermittelt werden, als Basiswerte in den indirekten Schätzverfahren 

beriicksichtigt werden; dies wurde bisher nur sehr begrenzt genutzt. 1 

Die bisherigen Schätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft in ver-

schiedenen Ländern sind wenig geeignet, um die Beziehung zwischen dem offi-

ziellen privaten, dem öffentlichen und dem inoffiziellen Sektor, welche im 

Rahnen des Drei-Sektoren-M:xlells in TEIL II untersucht wurde, auf ihre 

errpirische Relevanz iiberprüfen zu können. Für viele Länder existieren nur 

einzelne Punktschätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft, und auch 

die mit Hilfe des Celdansatzes ermittelten Zeitreihen sind über verschie-

dene Länder kaum zu vergleichen und weisen für die einzelnen Län~r hohe 

Varianzen auf. Die Schätzungen mit der Bargeld-Nachfragefunktion würden den 

Anforderungen einer multiplen Regressionsanalyse am ehesten geredlt, da für 

einzelne Länder kontinuierliche und über die Zeit vergleichbare Zahlenreihen 

vorliegen; sie ~.ierden jedoch nicht unabhängig von der zu testenden Theorie -

der Hyp::>t.1-tese, dass ein p:,sitiver Zusamrenhanq beste.1-tt zwischen der Steuer-

belastung und der Grösse der Schattenwirtschaft eines bestilmrt:en Landes -

erheben. Daher kennen die Schätzungen nicht für eine entJirische Uberprüfung 

dieses Zusamrenhangs herangezogen 1Nerden. 

1) Vgl. jedoch DII.IDI' und M)RRIS (1981), die die von Sir PILE für das Ver-
einigte Königreich proklamierte Schattensektorqrösse von 7 ,5% für das 
Jahr 1977 als Basisinformation in ihrer Schätzung ver1Nenden. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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Den rreisten bisher erörterten r-Et.'1.oden zur Erfassung der Schattenwirtschaft 

ist gerreinsarn, dass ihnen kein theoretisches M::ldell zuarunde liegt, mit dem 

die Entstehung und Entwicklung des verlxlrgenen Sektors erklärt werden könn-

te. Insbesondere wird nicht auf die Gründe und die Umstände eingegangen, 

die Anreize für eine Abwanderung in die Schattenwirtschaft setzen. Eine Aus-

nahrre bilden die Schätzungen mit Hilfe der Bargeld-Nachfragefunktion (vgl. 

TANZI, KLOVIAND, KIRCHGÄSSNER u.a.), bei denen die Zunahrre der Schattenwirt-

schaft auf die Erhöhung der Steuerbelastung - allerdings nur auf diesen 

Faktor - zurückgeführt wird. Die Bereitschaft, in den verborgenen Teil der 

Wirtschaft überzuwechseln, hängt jedoch, neben der Belastung des privaten 

Sektors rrd. t staatlichen Steuerabgahen, von weiteren Faktoren ab. Diese wer-

den im folgenden erläutert und es werden Hypothesen über die Art des Ein-

flusses abgeleitet (TEIL IV.l). In TEIL IV.2. wird unter Rückgriff auf diese 

Hypothesen die relative Grösse der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern 

1:-estirm>t. Mit Hilfe eines Schätzverfahrens für 'unbeobachtbare Variablen' 

ist es rröglich, einen errpirischen Test der theoretisch abqeleiteten Hypc-

thesen durchzuführen (TEIL IV. 3). 
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Einflussfaktoren auf die Grösse und die Entwicklung der 

Schattenwirtschaft - Enpirische Untersuchungen. 

IV.1. Einflussfaktoren auf die Schattenwirtschaft 

Es gibt verschiedene Gründe, weshalb verstärkt Tätigkeiten in der inoffi-

ziellen Wirtschaft nachgefragt und auch angeboten werden. Die Entscheidung, 

in der Schattenwirtschaft tätig zu werden, hängt allgerrein ab von der indi-

viduellen Einschätzung der Kosten und Nutzen der Beschäftigung im offiziellen 

Arbeitssektor und in der Schattenwirtschaft und von den gegebenen finanziel-

len und zeitlichen Restriktionen. 

Folgende Einflussfaktoren werden im einzelnen berücksichtigt: 

- Die Belastung des privaten Sektors mit Steuern und Sozialversicherungs-

abgaben (a) ; 

- die Belastung des privaten Sektors mit staatlichen Reglementierungen (b); 

- die Wahrnehmung der Steuerbelastung (c); 

- die Steuemoral (d); 

- die finanzielle Restriktion (e); 

- die zeitliche Restriktion (f); und 

- das Risiko der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft (g). 

a. Belastung mit Steuern und Sozialversicherunasabgaben 

Die Zunahrre der Belastung des privaten Sektors ~it öffentlichen Steuerab-

gaben wird in der Literatur am häufigsten als Grund für die wachsende Bedeu-

tung der Schattenwirtschaft genannt (siehe GU'Il1ANN 1979, TANZ! 1980 und 

KLO.l'LAND 1980). Die Einkomnen- und Lohnsteuern fallen direkt beim Arbeit-

nehrrer an. Der Nutzen aus diesen Steuerabgaben besteht jedoch in dem öffent-

lichen Angebot von Gütern und Dienstleistunqen, die weitaehend den Charakter 

eines öffentlichen Gutes aufweisen, dh. der einzelne kann von der Nutzung 
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nicht ausgeschlossen werden, unabhengig davon, ob er an der Finanzierung be-

teiligt ist oder nicht, Mit zunehnender Steuerbelastung e:rnöht sich damit der 

Anreiz, sich als Trittbrettfahrer zu ve:rnalten und der Belastung im offiziel-

len Arbeitssektor durch eine erhöhte Aktivität in der Schattenwirtschaft aus-

zt.Meichen. 

Auch bei einer hohen Belastung mit indirekten Steuern auf Güter und Dienst-

leistungen haben scwohl die Arbeitnehrrer als auch die Arbeitgeber m5glicher-

weise ein Interesse, dem staatlichen Zugriff auszt.Meichen und die Steuern zu 

hinterziehen, denn beide Seiten können davon profitieren, Bei den Sozialab-

gaben liegen auf Grtmd der spezifischen Ausgestaltung des Sozialversiche-

rungsysterrs die Vorteile einer Urrgehung der Abgaben hingegen vor allem auf 

der Arbeitgeberseite: Die Arbeitnehrrer erwerben über die abgeführten Beiträge 

einen Anspruch auf spätere Sozialversicherungsleistungen, die ihnen sonst 

nicht gewährt würden, während für die Arbeitgeber die zu zahlenden Zuschüsse 

eindeutig Kosten darstellen. Aber in einigen L.'mdern ist der Anspruch auf 

Sozialversicherungsleistungen auch nur an ein Mininrum an offiziell geleiste-

ten Arbeitsstunden gebunden, so dass eine verstärkte Aktivität in der Schat-

tenwirtschaft keinen marginalen Effekt hat, sofern die offizielle Beschäfti-

gung bis zu diesem Minimum beibehalten wird. 

b. Belastung durch staatliche Reglerrentierungen 

Neben der Belastung lllit Steuern und Sozialversicherungsabgabf!n wird in der 

Literatur auch auf die zunehnende Belastung des privaten Sektors durdl 

staatliche Regulierung und Reglerrentierungen hingewiesen, die das Entstehen 

einer verborgenen Wirtschaft begünstigt. So schreibt beispielS1Neise TANZI 

(1980, S.34): 

'"Ihe two ma.in factors that create an underground econany are taxes 

and restrictions, and either is sufficient alone to bring about 

an underqround econany." 

Vielerlei Vorschriften, z.B. über die Arbeitszeit, Kündigungsfristen und 

Siche:rneitsvorkehrungen am Arbeitsplatz, sichern die Arbeitnehrrer gegen tlber-

beanspruchung, Unsiche:rneit und Unfälle ab; sie schränken ihn aber auch ein, 

indem sie den ~lichkeitsraum und die Flexibilität sa,.,ohl auf der Arbeit-

nelurer- als audl auf der Arbeitgeberseite vermindern. Während besti1'1Tlte Be-

völkerungsgruppen auf Grund behördlicher Bestimnungen auf eine verborgene 
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Tätigkeit rrehr oder weniger angewiesen sind (z.B. Ausländer, die illegal 

eingewandert sind und folglich auch keine Arbeitsgenehmigung besitzen), be-

steht auch für viele andere, legal Beschäftigte und auch für die Arbeitgeber 

ein Anreiz, die staatlichen Peglementierungen zu umgehen, um den Arbeitspro-

zess flexibler gestalten und kostengünstiger produzieren zu können. 

c. Wahrnehrnunq der Steuerbelastung 

Neben dem Niveau ist auch die Veränderung der Belastung mit Steuern un<l 

Sozialversicherungsabgaben von Bedeutung: Die Steuerzahler gewöhnen sich mit 

der Zeit, zumindest teilweise, an ein bestinmtes Abgabenniveau; ninmt nun die 

Abgabenbelastung zu, wird dies verstärkt wahrgenamen, da die Ausgaben ange-

passt werden müssen und die Steueranhebung z.B. auch in der Presse diskutiert 

wird. Die Belastung mit staatlichen Abgaben wird folglich umso eher wahrge-

nomren, je rascher und stärker sich die Ausgabenbelastung des privaten Sektors 

erhöht. 

d. Steuermoral 

Die Grösse der Schattenwirtschaft wird auch aadurch beeinflusst, in welchem 

l\usmass die Individuen dazu bereit sind, ihre Steuern ordnungsgemäss zu ent-

richten. Die Steuermoral spiegelt die psychologische Einstellung gegenüber 

dem Staat wieder und kann beispielsweise iiber die Einschätzung von Steuer-

sündern zu erfassen gesucht werden, W:xfurch die Steuermoral beeinflusst wird, 

ist noch weitgehend unerforscht; es ist aber zu vermuten, dass diese umso 

besser ist, je hrner der wahrgencmrene Nettonutzen aus dem staatlichen Iei-

stungsangebot und je gerechter das Steuersystem eingeschätzt wird. Wir er-

warten, dass sich mit abnehmender Steuermoral die Bereitschaft der Wirt-

schaftssubjekte, in die Schattenwirtschaft abzuwandern, erhöht. 

e. Einkcmrensrestriktion 

Die Besteuerung im offiziellen Sektor führt zu F.inkcmrenseinbussen, die die 

einkcmrensschwachen Schichten besonders stark treffen. Bei zunehmender Ab-

gabenbelastung haben diese besonders grosse Anreize, verstärkt Arbeit in der 

Schattenwirtschaft nachzufragen, um ihren bisherigen Lebensstandard erhöhen 

oder zumindest aufrechterhalten zu können: In derselben Zeit kann hier ein Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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grösseres Zubrot verdient werden, da Uberstundenbesteuenmg und Sozialab-

gaben nicht anfallP.n. Es ist daher zu erwarten, dass - ceteris paribus -

mit abnehrrendem real verfügbaren Einkornren die finanziellen Anreize, in die 

Schattenwirtschaft abzuwandern, zunehmen. 

f. Zeitrestriktion 

Die Opp:lrtunitätskosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft sind 

umso grösser, je rrehr Zeit die offizielle Beschäftigung in Anspruch nimnt; 

die Opp:lrtunitä.tskosten sinken entsprechend, wenn die zeitliche Restriktion 

weniger bindend ist. Dies ist der Fall, wenn die offizielle Arbeitszeit 

zurückgeht, wenn weniger Personen am offiziellen F:rwerhsleben teilhaben und 

wenn die Zahl der Arbeitslosen zunirmlt. Es wird unterstellt, dass die zu-

sätzliche frei verfügbare Zeit nicht allein in Form von rrehr Freizeit kon-

sumiert wird, sondern, da es die Substitution in den Schattensektor erleich-

tert, auch eine erhöhte inoffizielle Aktivität bewirkt. Wir erwarten daher, 

dass die Grösse der Schattenwirtschaft negativ korreliert ist mit der Grösse 

der Erwerbsquote und der geleisteten Arbeitszeit im offiziellen Sektor, 1 und 

wir erwarten einen positiven Zusarrmenhang mit dem Niveau der Arbeitslosig-
keit.2 

iJber den Zusamrenhang zwischen der Entwicklung der Schattenwirtschaft und 

der Erwerbsquote bzw. der effektiven Arbeitszeit in Bezua auf die weibliche 

Bevölkenmg lässt sich keine eindeutige Aussage machen: Die flnanzipations-

bewegung in den letzten Jahren hat zu einer Zunahme der Aktivität der Frauen 

ausserhalb der privaten Haushalte auf dem offiziellen Arbeitsrrarkt und damit 

zu einer Zunahrre der Erwerbsquote der Frauen geführt, und die erhöhte Inan-

spruchnahme von Teilzeitarbeiten hat die effektive Arbeitszeit der Frauen 

überdurchschnittlich gesenkt. Es ist jedoch unbestimnt, ob durch diese Ent-

wicklung die Bereitschaft, in der Schattern.,irtschaft tätig zu werden, zu-

oder abgencmren hat. Da die Entwicklung der Erwerbsquote und der Arbeitszeit 

für die männliche Bevölkenmg (bisher) keinem solchen Einfluss unterliegt 

und der Zusamrenhang mit der Grösse der Schattenwirtschaft daher eindeutig(er) 

1) Die Aufnahme einer Tätigkeit in der Schattenwirtschaft bedeutet nicht not-
wendigerweise, dass die Betreffenden vollkcmren aus dem offiziellen Ar-
beitsrrarkt ausscheiden; dem wird Rechnung getragen, indem die Enierbs-
quote und die Arbeitszeit als Einflussfaktoren berücksichtigt werden. 

2) Auch PEITENATI (1979) identifiziert die Arbeitslosen als eine der Gruppen, 
die besonders hohe Anreize haben, im Schattensektor tätig zu werden. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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beurteilt werden kann, wird auf die entsprechenden Daten - die altersbe-

reinigte Erwerbszeit und die effektive Wcx::henarbeitszeit - für Männer 

zurückgegriffen. 

g. Risiko der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft 

Das Risiko bzw. die Kosten der Beschäftigung in der Schattenwirtsdi11ft sind 

umso grösser, je stärker diese kontrolliert wird und je höher die Strafen 

für eine illegale Tätigkeit angesetzt sind. Damit ist zu erwarten, dass die 

Schattenwirtschaft - ceteris paribus - umso kleiner ist, je höher die zu er-

wartende Strafe und je höher die Wahrscheinlichkeit, dass das illegale Han-

deln aufgedeckt wird, von den Individuen eingeschätzt wird. 

Zusamrenfassend lassen sich folgende Hypothesen aufstellen: 

Die Schattenwirtschaft in einem. Land und / oder zu einem. Zeitpunkt 

ist umso grösser, 

• 

• 

je höher die Belastung mit Steuern und Sozialversicherungs-

abgaben;l 

je höher die Belastung durch staatliche Reglerrentierungen; 1 

• je rascher die Zunahrre (und damit die Wahrnehm.mg) der Abgaben-

belastung; 

• je geringer das real verfügbare Pro-Kopf-Einkomren; 

• je schlechter die Steuenroral; 

• je geringer die Opportunitätskosten der Zeit, dh. je geringer 

die offizielle, altersbereinigte Erwerbsquote und die Arbeits-

zeit der Männer und je höher di.e Arbeitslosenquote; und 

• je geringer die Kosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft, 

dh. je geringer das erwartete Strafrnass und die Aufdeckungswahr-

scheinlichkeit einer inoffiziellen Betätigung. 

1) Auf Grund des Öffentlichen-Gut-Olarakters vieler öffentlich angebotener 
Güter und Dienstleistungen und der staatlichen Vorschriften wird, wie be-
r~its angedeutet, der Nutzen aus der staatlichen Tätigkeit für das einze-
ne Individuum im folgenden vernachlässigt. Damit entspricht die Belastung 
mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen und staatlicher Reglerrentie-
rungen der Nettobelastung des privaten Sektors durch die Staatsaktivität. 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



86 

N. 2. Relative Grösse der Schattenwirtschaft il1 17 OECD Ländern -

Eine Querschnittuntersuchung. 

N.2.1. Vorqehen der 'weichen .M:ldellierung' 

Die in den Sozialwissenschaften übliche Vorgehensweise zur Untersuchung des 

Zusamrenhangs zwischen verschiedenen exogenen Einflussfaktoren und einer 

endogenen Variable ist die Ilnlltiple Regressionsanalyse: Aus der funktionalen 

Beziehung zwischen der abhängigen (S) und den unabhängigen Variablen 

(X1 , .•• ,Xn) in Form einer einfachen linearen Gleichung 

( 1) s + a•X 
n n 

[A]• [x] 

werden, z,B, mit der Kleinst-Quadrate-Methcde, die Pararreter der Schätzglei-

chung bestilllnt. In unserem Fall ist die abhängige Variable, die Grosse der 

Schattenwirtschaft, jedoch unbeobachtbar, dh. es liegt beschränkte Informa-

tion vor, Es IIUlSS daher urrgekehrt vorgegangen werden: Es werden unter Berück-

sichtigung von exogenen Informationen Annahlren iiber die Gewichte a1 , •. , ,an 

für die einzelnen Einflussfaktoren aerr,acht und damit die relative Grösse der 
Schattenwirtschaft abgeleitet, 1 -

Für die Bestimnung der Gewichte ist es ITÖglich, auf ein Verfahren zurückzu-

greifen, das explizit für die Analyse von Entscheidungssituationen mit be-

schränkter Information entwickelt wurde: "Linear partial inforroation" 

(LPI) • 2 Diese formale Entscheidungsregel IPI eignet sich insbesondere zur 

Analyse von solchen Situationen, in denen weder Kenntnisse über die exakte 

Grössenordnung noch über die Wahrscheinlichkeit der zugrundeliegenden Varia-

blen vorliegen, In unserem Fall bezieht sich die "linear partial infor-

mation" auf die Gewichte ai, Nach der Methcde des "soft rrodelling" werden 

anhand von (exogenen) Plausibilitätsiiberlegungen die verschiedenen Einfluss-

variablen nach der Relevanz geordnet und eine Cewichtsmatrix abgeleitet, Mit 

dieser Gewichtsmatrix (Al wird die Datenmatrix (X) , die sich aus den einzelnen 

Beobachtungen für die exogenen Variablen zusaimensetzt, ll'Rlltipliziert/ anhand 

1) Aussagen über die absolute Grösse wären nur zulässig, wenn zusätzlich 
Annahrren über das Konstantglied der Gleichung (welches hier nicht expli-
zit aufgeführt ist) gemacht werden könnten; hierfür liegen jedoch keine 
Anhaltspunkte vor. 

2) Siehe KOFLER und MENGES (1976). 

Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:17:14AM

via free access



87 

der Ergebni5lll3.trix können dann Aussagen über die relative Grösse bzw. Ver-

änderung der endogenen Variable, der Grösse der Schattenwirtschaft, gemacht 

werden. 

Die LPI - Entscheidungsregel wird zunehrrend in den Sozialwissenschaften heran-

gezogen, um der beschränkten Information Uber die zugr\.U'ldeliegenden, z.B. 

qualitativen cder unbecbachtbaren Variablen gerecht zu werden, 1 Auswertungen 

von Experi.Irenten in der Psychologie haben ergeben, dass mit Hilfe eines 

einfachen linearen Modells, in dem die Determinanten der zu erklärenoen 

Variable berücksichtigt und mit gleichen, intuitiven cder zufälligen Gewich-

ten ITn.Iltipliziert werden, bessere Prognosen m5glich sind als mit den Aussagen 

von Experten, die sich ihr Urteil bilden, ohne auf ein explizites Modell 

Bezug zu nehrren. Unter bestimnten Voraussetzungen konnte auch gezeigt werden, 

dass die VeTh'el'ldung von Einheitsgewichten in einem linearen Modell zu bes!",e-

ren Voraussagen führt als wenn die Koeffizienten mit einem entsprechenden 

Regressionsverfahren (z.B. der Kleinst-Quadrate-1-'ethcde) geschätzt werden. 2 

Ubertragen auf die hier betrachtete Situation bedeutet dies, dass die An-

nahrren über die Gewichtsmatrix (Al der linearen Gleichung des ~bdells, ver-

bunden mit der Wahl der relevanten Einflussfaktoren (X) , nöglicherweise 

genauso gute Voraussagen für die Grösse und die Entwicklung der Schatten-

wirtschaft liefern wie Schätzungen, die auf reinen Spekulationen, auf 

'guessti.Irates' cder auf (direkten und indirekten) Methcden basieren, die sich 

auf keine eindeutige Beziehung zwischen der Grösse der Schattenwirtschaft 

und deren Einflussfaktoren stützen. 

1) Die theoretischen Grundlagen und verschiedene Anwendungen des "soft 
rrodelling" werden in dem 5amrelband von MENGES, SCHELBERT und ZWEIFEL, 
(1981) wiedergegeben. Siehe insbesondere den Beitrag von H. SCHELBERI', 
Lineare partielle Information und wirtschaftliche Entscheidungen, 
S.40-59. 

2) Siehe 01\WES und O)RR!CW, (1974), EINOORN \IDd OCG\Rl'H (1975) und WAINER 
(1976). WIUNER (1974) verwendet diese ~thode auch in einer politik-

wissenschaftlichen Untersuchunq, in der er den Ausgang von Senatoren-
wa~len in den Vereinigten Staaten auf diese Weise voraussagt. 
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IV. 2 • 2. Datenmatrix 

Die DatellllBtrix umfasst acht Einflussfaktoren, die für 17 OECD Länder und 

das Jahr 1978 in Tabelle IV-1 wiedergegeben sind: 1 

- Die Entscheidung, in die Schattenwirtschaft auszu...:-eichen, hängt von den 

individuellen marginalen Steuersätzen ab, denen sich der einzelne gegen-

übersieht. Ein hohes Einkamen ilrpliziert jedoch nicht inner die höchste 

marginale Belastung: Für Empfänger von staatlichen Transferzahlungen be-

trägt der marginale Steuersatz sehr oft 100% (und evt. darüber), da sie 

alle bisherigen Leistungsansprüche verlieren, sobald ihr EinkOl'I!En ein 

bestimntes Niveau übersteigt. Da für die betrachteten Länder keine ver-

gleichbaren Angaben über die gesamte marginale Abgabenbelastung vorliegen, 

wird im folgenden auf die durchschnittliche Belastung zurückgegriffen: 

Die Steuerbelastung wird gerressen anhand der (direkten und indirekten) 

Steuerabgaben und der Sozialversicherungsbeiträge als Anteil am Brutto-

inlandsprodukt (STges). Schweden weist mit einer Quote von 53% die höch-

ste Belastung auf, gefolgt von den anderen skandinavischen und Benelux-

Ländern Norwegen (48,9%), den Niederlanden (47%), Belgien (42,6%) und 

Dänemark (42%). Der Anteil der Steuern und Sozialabcraben am Bruttoinlands-

produkt liegt in der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Österreich 

zwischen 36% und 40%, und auch in den Vereinigten Staaten, Kanada, dem 

Vereinicrten KönigreidJ., Italien und der Schweiz liegt die Quote über 30%. 

In Japan und Spanien machen die Steuer- und Sozialversicherungsabgaben 

knapp ein Viertel des Bruttoinlandsprodukts aus. Für diese Länder Iflit 

einer vergleichsweise geringen Belastung mit Steuern und Sozialabgaben 

erwarten wir - oeteris paribus - eine gerinqere Al::Manderung in die Schat-

tenwirtschaft als in den Ländern mit einer hohen Abgabenbelastung. 

- Die Belastung des privaten Sektors durch staatliche Recrulierung bzw. Re-

glerrentierungen wird in ersten Ansätzen direkt zu erfassen gesucht (vgl. 

TEIL II.l). Eine enpirische Untersuchung auf der Basis dieser Ergebnisse 

ist auf Grund der geringen Beobachtungszahl und der mangelnden Vergleich-

barkeit bisher jedoch nicht nöglich. Es wird daher als approximatives 

Mass für die Belastung des privaten Sektors durch staatliche Vorschriften 

1) Die genauen Definitionen und Quellen sind in Tabelle A-1 des Anhangs 
wiedergegeben. 
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Tabelle IV-1 

Einflussfaktoren auf die Grösse der Schattenwirtschaft. 17 OECD Länder, 19 78. 

~ Steuerbelastung Belas~ d. 
Wahrneh!rung der Steuer- Verfügbares ~ Er,,erbsquote Arbeitszeit ,;taatl. ~ Steuerbelastung ururoral Kopf-Einkorren lerrentierung 

Steuern u. So- Öffentlich Veränderung der Index (in U.S,Dollar, al tersberei - W::lchenstun-
z ial versiehe- Beschäftigte Steuerbelastung zu Preisen un::l nigt und für den in der 
rungsbei träge in I der Er-- ""° 1973 - 1978 Wechselkursen pl.änner; in % Metall-
in % des BIP ....rbsper.aaen (Prozentp.,nkte) ""° 1975) in:lustrie 

STges = ASTges UlMJRAL YVF DM! ZEIT 

17 s 53,0 s 28,2 s 10,9 I 17,0 IRL 1 2 683 SF 78,0 s 30,0 

16 N 48,9 Dl(1 22,8 B 6,3 F 14,3 SP 2 803 F 80,9 N 30, 1 

15 NL 47,0 
: )20,1 

CH 4,~ SP 
)11,6 

I 3 292 B 81 ,3 A 33,4 

14 B 42,6 F 
\ 3,2 

B UK 3 892 A 

J 82,2 

B 35,2 

13 OK 42,0 Cl\ 18, 3 SP : l 9,0 

JA 4 416 I OK 38,5 

12 BRD 39,8 A 17,9 I J 3,0 
A 4 787 NL Cl\ 38,8 

11 F 38,4 SF 16,9 NL SF 5 072 lHl 83,2 USA 40,4 

10 A 36,6 B 15,8 IRL 2, 1 ,~ l NL 5 918 SP 85,3 JA 40,6 

9 SF 36,3 USA 15, 7 Bro 
} 1,8 ~ 6,3 

F 6 302 USA 85,5 
: )41,0 

8 IRL 34,8 IRL1 15,3 JA B 6 305 Cl\ 85,8 

7 UI( 34, 7 
:;, }3,9 

UI( 1, 7 N 6 394 s1 
} 87,7 

NL 41, 1 

6 I 32,9 N 1, 5 ~j BRD 6 683 N I 41,5 

5 USA 31, 1 F 13,6 SF 1,1 OK Cl\ 6 784 JA 89,2 ~ 141,6 
4 CH 31,0 I 13,2 USA o,9 ! 3,6 

USA 7 184 IRL 90,9 

3 Cl\ 30,2 SP 11,3 Cl\ -1 ,2 s 7 373 ,UK 91,2 UK 41,9 

2 SP 23,0 CH 10, 1 A -1 ,3 OK 7 421 OK 91,5 IRL 42,4 

1 JA 22,9 JA 6, 3 OK -2,2 Cl! 1 ,0 CH 7 973 CH 93,8 CH 44,4 

Annerlumgen: 1 > 1911 nähere Angaben siehe Amerlcunqen zu Tabelle A-1 im Anhang. 

Arbeits-
loserquote 

Durdlsc:hnitt 
1969 - 1978 
in' 

AliJ 

IRL 1,0 
Cl\ 6,3 

I 6, 1 

USA 5,8 

B 
] 3, 7 

SP 

F J 3,4 UI( 

SF 3,3 

Bro 3, 1 

NL 3,o 

OK 2 18 

s 2,0 

JA 1 ,8 
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} 1,5 
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CH 0,2 
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der Anteil der im unmittelbaren öffentlichen Dienst (Voll-) Beschäftigten 

an den gesamten Erwerbspersonen herangezogen (REG) . 1 

Wieden.im liegen einige skandinavische Länder an der Spitze der Werteskala: 

Schweden verzeichnet den höchsten Anteil mit 28,2% , gefolgt von Dänerrark 

(22,8%) und Noniegen (20,1%). Doch weisen auch Länder wie das Vereinigte 

Königreich und Kanada eine hohe Belastung durch staatliche Reglerrentie-

rungen auf, der Anteil liegt bei rund 18% - 20%, während die Belastung 

mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen in diesen Ländern relativ 

gering ist. Belgien und die Niederlande liegen mit 15,8% bzw. 13,9% in 

der Mitte der Werteskala, gerreinsarn mit den Vereinigten Staaten und Ir-

land (rund 15%), der Bundesrepublik I:eutschland, Frankreich und Italien 

(13% - 14%). D:!n geringsten Anteil an öffentlich Bediensteten 11ieisen Spa-

nien (11,3%), die Schweiz (10,1%) und Japan (6,3%) auf; wir erwarten wie-

denim für diese Länder, aber nun auf.Grund der geringen Belastung durch 

staatliche Vorschriften, (ceteris paribus) einen relativ geringen Umfang 

der Schattenwirtschaft. 

- Die Wahrnehmung der Steuerbelastung wird über die Veränderung der .Bela-

stung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben über 5 Jahre (1973 bis 

1978) zu erfassen gesucht (nSTges>· Schweden weist die grösste Zunahrre 

der Steuerbelastung (und gleichzeitig das höchste Niveau) auf: Der Anteil 

am Bruttoinlandsprodukt stieg in den fünf Jahren um tiber 10 Prozentpunkte. 

Auch in Beglien hat die Steuerbelastung - ebenfalls bereits auf einem 

hohen Niveau - stark zugenomren ( + 6,3 Prozentpunkte). In anderen Län-

dern (Norwegen, Dänemark und österreich) ist die Steuerbelastung 1978 

auch relativ hoch, sie hat gegenüber den Vorjahren aber nur schwach zuge-

ncmren bzw. ist sogar zurückgegangen, in österreich um 1, 3 Prozentpunkte 

und in Dänemark um 2, 2 Prozentpunkte. für die Schweiz er9ibt sich ein 

urrgekehrtes Bild: Wahrend die Steuerbelastung in diesem Land 1978 mit 

31% noch relativ gerin9 war, ist sie gegenüber den fünf Jahren zu'lor um 

4,8 Prozentpunkte gestiegen; nicht das Niveau, sondern die Zunahrre der 

Steuerbelastung dürfte in diesem Land einen Anreiz für die offiziell Be-

1) Dabei wird unterstellt, dass eine positive Relation zwischen diesem 
Anteil und der Belastuna des privaten Sektors durch staatliche Regle-
rrentierungen besteht. Ein exakteres Mass wäre der Anteil der in der 
öffentlichen Administration (ohne Bildungs- und ,esundheitssektor) 
Beschäftigten an den Erwerbspersonen; jedoch werden diese Zahlen nicht 
einheitlich über den betrachteten Zeitraum und die 17 untersuchten 
Länder ausgewiesen, so dass ein Vergleich nicht llÖ<_l'lich ist. 
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schäftigten geben, in die Schattenwirtschaft abzuwandern. In den Verei-

nigten Staaten und in Kanada ist hingecren sONOhl das Niveau als auch die 

Veränderung der Steuerbelastung gering; wir erwarten in diesen beiden 

Ländern - ceteris paribus - einen relativ geringen Einfluss der staatli-

chen Besteuerung auf die individuelle Entscheid=g, in die Schattenwirt-

schaft überzuwechseln. 

- Es ist äusserst schwierig, die Steuenroral über verschiedene Länder ein-

zuschätzen. Finanzwissenschaftliche Forschungsarbeiten im deutschsprachi-

gen Raum haben sich schon seit längerer Zeit damit befasst, di~ Einstel-

lung der Individuen zur Besteuerung bzw. zur SteuerhinterzieJnmg mit 

Hilfe von Umfragen zu ennitteln. 1 Auf Grundlage solcher Umfrageergeb-

nisse und der weiteren Literatur zu diesem Therra hat 'l'Rfil'IBR (1974) 

eine Hierarchie (bzw. Rangordnung) verschiedener Länder in Bezug auf die 

Steuerunrroral abgeleitet: 2 

USA 

Finn- (SF) 
land 

Italien (Tl 

Frankreich (F) 

Spanien (SP) Belgien (B) 

BRD österreich (A) Niederlande (NL) 

Kanada (CA) Japan (JA) Irland (IRL) 

Däne- (DK) Nor- (N) Schwe- (S) Verein. (UK) 
mark wegen den Königreich 

Schweiz (CH) 

Index 

17,0 

14,3 

11,6 

9,0 

6,3 

3,6 

1,0 

Den insgesamt 17 Ländern wird je nach ihrer Stellung innerhalb di.eser 

Hierarchie ein Index zwischen 1 und 17 zugeordnet, wobei 17 für die ver-

gleichsweise schlechteste und 1 für die beste Steuernoral steht. 3 Italien 

1) Siehe SCHM:iLDERS (1960), STRUMPEL (1966b) und BEICHELT et.al. (1969). 
Hierzu wurden - als beste Approximation - die Befragten um die Beurtei-
lung eines Steuersünders gebeten; als Vergleichsrröglichkeit wurde ein 
Ehrenmann, ein Kavalierssünder, ein Dieb und ein Verorecher (übersetzt 
in die jeweilige Sprache) angeführt. 

2) In der Studie von TRETrER werden keine Angaben über die Steuernoral in 
den Vereinigten Staaten, Kanada, Japan und Irland gemacht. Mangels bes-
serer Information wird für diese Länder eine mittlere Position in der 
Steuerunnoral-Hierarchie angenormen, um eventuelle Verzerrunaen rröq-
lichst gering zu halten. 

3) Da keine Information dariiher vorliegt, in welchem Ausrrass sich die 
Steuernoral zwischen Ländern unterscheidet, wurden die Werte so gewählt, 
dass die Abstände zwischen den einzelnen ~tufen der Hierarchie identisch 
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hat derrnach die schlechteste Steuerrroral, gefolgt von Frankreich (Index 

14,3) und Spanien und Belgien (Index 11,6), während die Schweiz dieser 

Klassifizierung zufolge die beste Steuel'.lT'Oral (Index 1,0) aufweist (vgl. 

Tabelle IV-1). Wir erwarten, dass - ceteris paribus - in Italien, Frank-

reich, Spanien und Belgien eine höhere Bereitschaft besteht, in der Schat-

tenwirtschaft tätig zu werden als in den anderen Ländern und insbesondere 

in der Schweiz. 

- Die Einkamenssituation wird gerressen anhand des real verfügbaren Einkan-

rcens pro Kopf der Bevölkerung (YVF) • Die niedersten Pro-Kopf-Einkamen 1978 

hatten Irland mit 2 683 U.S.Dollar und Spanien mit 2 803 U.S.Dollar, aber 

auch Italien (3 292 U.S.Dollar) und das Vereinigte Königreich (3 892 U.S. 

Dollar) zählen zu den Staaten mit einem relativ geringen verfügbaren Pro-

Kopf-Einkamen. Wir erwarten für diese Länder, dass - ceteris paribus - die 

Anreize auf Grund der finanziellen Situation vergleichsweise gross sind, 

in die Schattenwirtschaft abzuwandern. Hingegen erwarten wir für die 

Schweiz, für Dänemark, Schweden und die Vereinigten Staaten, dass das re-

lativ hohe verfügbare Pro-Kopf-Einkamen pro Ei.ni.ohner vergleichsweise 

wenig Anlass gibt, eine Tätigkeit in der Schattenwirtschaft aufzunehrcen. 

- Die Zeitkosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft sind positiv 

korreliert mit der nännlich:n En.erbsquote (ERW) und der Arbeitszeit der 

Männer (ZEIT) in der offiziellen Wirtschaft und sie sind negativ korreliert 

mit der offiziellen Arbeitslosenquote (AIQ); eine Verringerung der Erwerbs-

quote und der effektiv geleisteten Arbeitszeit und ein Anstieg der Arbeits-

losenquote lässt daher auf eine Zunahrce der inoffiziellen Tätigkeit 

schliessen. Als Variablen werden die altersbereinigte En.erbsquote (für die 

15- bis 64-jährigen Männer), die durchschnittlich geleisteten W:X::henarbeits-

stunden in der Jl'etallindustrie1•2 und die Arbeitslosenquote verwendet; lilTI 

kurzfristige Konjunkturschwankungen auszuschalten, wird der Durchschnitt 

der Arbeitslosenquote über die letzten 10 Jahre gebildet. 

1) Die Wochenarbeitsstunden in der Jl'etallindustrie werden als Indikator für 
die offiziell geleistete Arbeitszeit der Männer herangezogen. 

2) &=hl in der Erwerbsquote als auch in der Arbeitszeitvariablen werden 
Voll- und Teilzeitarbeiten einbez=.en; eine geringere effektive Wochen-
arbeitszeit, die auf Grund eines hohen Anteils an Teilzeitbeschäftiqten 
in einem Land ausgewiesen wird, wird damit durch eine entsprechend hö-
here offizielle Erwerbsquote ausgeglichen. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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Die vergleichsweise geringste Erwerbsquote weist Finnland auf mit 78% 

(Tabelle IV-1). Aber auch in Frankreich, Belgien, Österreich, Italien, 

den Niederlanden und der Bundesrepublik Deutschland sind rrehr als 15% 

der 15- bis 64-jährigen Jl-1änner ni~ht an dem offiziellen Erwerbsleben be-

teiligt, dh. die Erwerbsquote liegt zwischen 80% und 85%. Demgegenüber 

ist die Erwerbsquote in der Schweiz, in Dänemark, dem Vereinigten König-

reich und in Irland mit über 90% relativ hoch. 

Die durchschnittlich geleisteten W:x:henarbeitsstunden sind in den letzt-

genannten Ländern (mit Ausnahrre von Dänemark) ebenfalls extrem hoch. In 

den rreisten mitteleuropäischen Ländern, in den Vereinigten Staaten und in 

Japan werden im Durchschnitt 40 - 41 Stunden in der Woche gearbeitet. In 

österreich liegt die Arbeitszeit mit 33,4 Stunden hinqegen deutlich unter 

diesem Wert. In den skandinavischen und den Benelux-Ländern ist die effek-

tiven Wochenarbeitszeit am gerinqsten: In Schweden und Norwegen werden im 

Durchschnitt (Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte ! ) 30 Stunden pro Woche 

geleistet, in Belgien liegt die Stundenzahl bei 35,2 Stunden und in Däne-

mark bei 38,5 Stunden. Nur in Finnland und in den Niederlanden wird 

w5chentlich rrehr als 40 Stunden gearbeitet. 

Die Höhe der durchschnittlichen Arbeitslosenquote über die Zeit von 1969 

bis 1978 zeigt ebenfalls erhebliche Unterschiede zwischen den betrachte-

ten Ländern an. Zu den Staaten mit einer hohen Arbeitslosenquote zählen 

Irland (7%), Kanada, die Vereinigten Staaten und Italien (rund 6%). Acht 

der 17 Länder weisen eine durchschnittliche Arbeitslosenquote von rund 

3% - 4% auf. In Schweden, Japan, Österreich und Norwegen sind es 1,5% bis 

2%. Nur in der Scm-,eiz qab es in den 70er Jahren kein Beschäftigungspro-

blem: 99,8% der Erwerbsfähigen verfügten Uber einen Arbeitsplatz in der 

offiziellen Wirtschaft. 

- Angaben über das~ erwartende Strafrnass bei Aufdeckung der illegalen 

Tätigkeit stehen bisher weder fiir ein Lancl. im Zeitablauf noch für ver-

schiedene Länder zu einem Zeitpunkt zur Verfügung; Informationen über die 

subjektive Einschätzung der Wahrscheinlichkeit der Aufdeckung des illegalen 

Handelns liegen ebenfalls nicht vor. Die Kosten der Pesch2ftigung in der 

Schattenwirtschaft missen daher - auf Grund fehlender Angaben - in den 

folgenden. errpirischen Untersuchungen unberücksichtigt bleiben. Dies impli-

ziert indirekt, dass ein gleiches Ausrrass an Kosten in den 17 Ländern und 

über den Untersuchungszeitraum angenam-en wird. 
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Aus Tabelle IV-1 wird ersichtlich, dass der Einfluss der verschiedenen Fak-

toren auf die Grösse der Schattenwirtschaft in den Ländern zum Teil stark 

voneinander al:M=icht. In Schweden beispiel~ise ist die Belastung durch 

Steuern und sonstige Staatseingriffe sehr hoch, hingegen spricht die rela-

tive Stellung hinsichtlich der Steuer(un)rroral, des verfügbaren Einkamens, 

der En-ierbs- und der Arbeitslosenquote nicht für eine allzu grosse Schatten-

wirtschaft. Irland weist das niederste Einkcmren und die höchste Arbeits-

losenquote auf, es bestehen jedoch keine besonders hohen P.nreize von Seiten 

der staatlichen Aktivität (der Besteuerung und Reglementierung) und der 

Arbeitszeit, in die Schattenwirtschaft abzuwandern. Ware allein die Bela-

stung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben ausschlaggebend, wiirden 

wir für Italien eine relativ geringe Schattenaktivität erwarten; hingegen 

sprechen die schlechte Steuerrroral, das niedere Einkamensniveau und die 

hohe Arbeitslosigkeit für eine grosse verborgene Wirtschaft. 

Anhand des Rang-Korrelations-Koeffizienten1 kann verdeutlicht werden, wie 

stark die Rangfolge der Lärrler (von 17 bis 1) in Bezug auf die Steuerbela-

stung von derjenigen in Bezug auf die anderen Einflussfaktoren al:M=icht: 

Rangfolge 
in Bezug auf die 

Steuerbelastung 

Rangfolge 
in Bezug auf die/das 

- staatliche 
Reglementierung 

- Wahrnehmung der 
Steuerbelastung 

- Steuerunrroral 

- verfügbare Pro-
Kopf-Einkcmren 

- En-ierbsquote 

- Arbeitszeit 

- Arbeitslosenquote 

Rang-Korrelations-
Koeffizient2 

0,59** 

0,18 

- 0,01 

- 0,36 

0,23 

0,50* 

- 0,26 

1) Der Rang-Korrelationskoeffizient wird berechnet aus der Differenz der 
Ränge der einzelnen Länder in Bezug auf die Einflussfaktoren (D) und der 
Gesamtzahl der Ränge (n): r = 1 - 6W2/(n 3 - n). Je näher r bei +l liegt, 
desto weniqer unterscheiden sich die Rangfolgen; für r = 1 sind die Rang-
folgen identisch. 

2) 
* (**) bedeutet, dass sich der Koeffizient auf dem 95% (99%) Sicherheits-
niveau signifikant von Null unterscheidet. Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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In 5 von 7 Fällen unterscheidet sich der Rang-Korrelations-Koeffizient 

statistisch nicht von Null (auf dem 95%-Sicherheitsniveau), dh. die Rang-

folge der Länder in Bezug auf die jeweiligen Einflussfaktoren (die Wahr-

nehmung der Steuerbelastung, die Steuerururoral, das verfügbare Pro-Kopf-

Einkamen, die Erwerbs- und die Arbeitslosenquote) weicht signifikant von 

der Rangfolge in Bezug auf die Steuerbelastung ab l dh. die Reihen sind un-

korreliert • Die Rangfolgen der Länder in Bezug auf die staatliche Reglerren-

tierung und die Arbeitszeit sind hingegen positiv korreliert mit der Rang-

folge für die Steuerbelastung; die Einbeziehung dieser beiden Faktoren, 

neben der Steuerbelastung, bringt damit weniger zusätzliche Information als 

die Einbeziehung der anderen Variablen. 

Um die Werte der verschiedenen Einflussfaktoren vergleichen zu können, wer-

den die Variablen X um ihren ll'littelv.rert und die Varianz standardisiert\ 

ausser der Rangfolge der Länder beziialich eines Einflussfaktors wird damit 

auch die Infonration über die Jlbstände zwischen den Werten in den Variablen 

berücksichtigt. Das Ergebnis für die endogene Variable, die Grösse der 

Schattenwirtschaft, lieat da!l'it ebenfalls in standardisierter Fonn vor, dh. 

es können nur Aussagen über die erwartete relative Grösse der Schattenwirt-

schaft in den betrachteten Ländern qerracht werden. 

1) zi = (Xi - Xi)/<\, wobei xi= Mittelwert und Gi Standard~ichung 

der Variable X. . 
l. 

2) Im Veraleich hierzu werden bei FREY und WECK (1983a) nur die Rangfolgen 
der Länder in Bezug auf die Einflussfaktoren in die Berechnung der rela-
tiven Grösse der Schattenwirtschaft (für das Jahr 1975) einbezogen. In 
FREY und WECK (1983b) wird hinqeqen zur Bestimnung der Entwicklung der 
Schattenwirtschaft von 1960 bis 1978 auf die standardisierten Werte zu-
rückgegriffen. In FREY, WECK und 'POM-'!'PEHNE (1982) wird die Entwicklung 
der Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland ebenfalls mit 
der r-Ethode der "weichen M:xlellieruna" und standardisierten Werten unter-
sucht. 
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IV. 2. 3. Matrix der Gewichte 

Der Einfluss der Faktoren auf die Abdanderung in die Schattenwirtschaft hängt 

{abgesehen von der Information in den Variablen) entscheiderrl von den rela-

tiven Gewichten ai ab, die den einzelnen Variablen Xi zugeordnet werden 

{vgl. Gleichung 1, TEIL IV. 2 .1.) . Wie zuvor ausgeführt, müssen Annahrren über 

diese Gewichte gerracht werden, da sie mit Hilfe üblicher statistischer 

Schätzverfahren nicht bestinmt werden können. 

In Anlehnung an Aussagen in der Literatur wird davon ausgegangen, dass die 

Belastung mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen im Vergleich ~it den 

anderen Faktoren den wichtigsten {oder zumindest gleich bedeutenden) Ein-

fluss auf die Abwanderung in die Schattenwirtschaft ausübt. Dies kann 

auch aus verschiedenen Unfrageergebnissen gefolgert werden. 1 Da ein hohes 

Steuerniveau keine grossen Auswirkungen auf die Schattentätigkeit hat, so-

fern die Individuen aus 'nnralischen' Gründen nicht bereit sind, Steuern zu 

hinterziehen, wird einer niederen Steuernnral zwar nicht eine so grosse Be-

deutung wie einer hohen Steuerbelastung beigemessen, sie wird jedoch als 

rrehr {oder zumindest gleich) bedeutend wie alle übrigen Faktoren angesehen. 

Eine ebenfalls wichtige, aber nicht ganz so bedeutende Rolle für die Abwan-

derung in die Schattenwirtschaft wird dem Einfluss der Belastung durch staat-

liche Reglerentierungen und des verfügbaren Pro-Kopf-Einkarrrens zugewiesen. 

Der Einfluss der Zeitfaktoren - der Erwerbsquote und der Arbeitszeit - wird 

dem:Jegenüber wiederum geringer bewertet, ihm wird jedoch ein grösseres {oder 

zumindest gleich grosses) Gewicht gegeben wie der Höhe der Arbeitslosigkeit 

und der Veränderung der Steuerbelastung. Für letztere wird der relativ 

1) Z.B. kamen DEAN, KEENAN und KENNEY (1980) auf Grund einer Umfrage in 
Schottland im Jahr 1977 zu dem Ergebnis, dass knapp 40% der Befragten 
die Ausgestaltung des Steuersystems allgemein für die Entscheidung, Steuern 
zu hinterziehen, verant=rtlich machen; davon halten 25% das allgemeine 
Niveau der Steuerabgaben für zu hoch und 10% sehen das unfaire Steuersystem 
bzw, 2% die unfaire Besteuerung von Öberstunden als Grund an. Daneben nen-
nen rund 33% ökonanische Betrachtungen {Habsucht, Arrra..lt, finanzieller Druck 
und Schwierigkeiten) als ausschlaggebend für die Steuerhinterziehung; etwa 
6% sehen die Ursache in der Verschv.'endung von Steuergeldern und ungerechter 
Sozialleistungen und knapp 4% führen die geringe Wahrscheinlichkeit einer 
Aufdeckung der Steuerhinterziehung an. Die Angaben von rund 12% der Befra-
ten sind 'undefiniert', und die restlichen 5% geben Gründe wie "das System 
durchbrechen" und "weil andere es tun" an. 
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schwächste Einfluss unterstellt. 1 

Aus diesen Annahrren wird nach dem LPI-Prinzip der 'weichen Mo::lellierung' 

folgende Rangfolge der Gewichte für die acht Einflussfaktoren abgeleitet: 

aSteuer-
:! 

1 asteuer-
:! 

~inkamen 
:! 

~rbs-
:! 

aArbeits-
belastung Ulll!Dral quote losenquote 

¾eglerren- aArbeits- \reränderung 
tierung zeit der Steuer-

belastung 

Die Gleichheits- und Ungleichheitszeichen können wie folgt in der Gewichts-

rnatrix (A), welche spaltenweise zu lesen ist, dargestellt ,.>erden: 

[ A] 1 1/2 1/4 1/6 1/8 

0 1/2 1/4 1/6 1/8 

0 1/2 1/4 1/6 1/8 

0 0 1/4 1/6 1/8 

0 0 1/4 1/6 1/8 

0 0 0 1/6 1/8 

0 0 0 0 1/8 

0 0 0 .o 1/8 

(a) (b) (c) (d) (e) 

Der Gewichtsvektor (a) der Matrix (A) bewertet den Einflussfaktor x1 , die 

Belastung mit Steuern und Sozialversicherungsabgaben, mit 1 und alle an-

deren Faktoren blei.hen unberücksichtigt. Der Gewichtsvektor (b) bezieht 

neben der Steuerbelastung auch den Einfluss einer niederen Steuernoral mit 

ein, u.s.w. Der Gewichtsvektor (e) entspricht der Gleichgewichtung aller 

acht Einflussfaktoren; er stellt das andere Extrem zu der C,ewichtung (a) 

dar, bei der nur der Einfluss der Steuerbelastung berücksichtigt wird. 

1) Alternativ könnte argurrentiert werden, dass der Belastung des privaten 
Sektors mit Steuerabgaben und sonstigen Eingriffen (STaes und REG) die 
höchste und eine gleich grosse Bedeutung zukcmnt. Das Ergebnis ändert 
sich dadurch jedoch nur geringfiigi.g (der Rang-Korrelations-Koeffizient 
zwischen den alternativ ermittelten Rangfolgen der Länder in Bezug auf 
die Grösse der Schattenwirtschaft beträgt 0,98). 
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IV. 2. 4.. Ergebnis 

Die Gewichtung der Datenmatrix (X) mit der Gewichtsmatrix (A) ergibt die 

Ergebnismatrix für die relative Grösse der Schattenwirtschaft für das Jahr 

1978; sie ist in Spalte (a) - (e) in Tabelle IV-2 dargestellt. 

Spalte (a) gibt die Rangfolge der Länder in Bezug auf die Grösse der Schatten-

wirtschaft wieder, wenn nur der Steuerbelastungsvariablen ein Einfluss zuer-

kannt wird. Unter dieser Voraussetzung erwarten wir für die skandinavischen 

Länder (mit Schweden an der Spitze) urrl die Beneluxländer die relativ grösste 

inoffizielle Wirtschaft. Wird der Einfluss der Steuer ( un) rroral mit einbezogen 

(Spalte b), ändert sich das Bild entscheiderrl: Nun stehen Frankreich und 

Italien auf den obersten Rängen der Skala urrl die erwartete Grösse der Schat-

tenwirtschaft vor allen in Schweden urrl Nor,,iegen sinkt beträchtlich. Werden 

die Belastung durch staatliche Reglerrentierungen urrl das Niveau des Pro-Kopf-

Einkcmrens als weitere Einflussfaktoren berücksichtigt (Spalte c), deutet dies 

vor allen für Frankreich urrl die Bundesrepublik Deutschland auf eine weniger 

grosse Schattenwirtschaft hin; auf Grurrl des geringen Pro-Kopf-Einkcmrens in 

Irland urrl des hohen Anteils der öffentlich Bediensteten im Vereinigten 

Königreich wird in diesen Ländern ein deutlich grösserer Umfang an verborge-

nen Aktivitäten erwartet - ein Effekt, der durch den Einfluss der Erwerbs-

quote und der Arbeitszeit (Spalte d) weitgehend wieder aufgehoben wird. 

In den mittleren Spalten der Tabelle IV-2 ist der Mittelwert aus den Rängen 

der Ergebnismatrix und die hieraus resultiererrle (Errl-)Rangfolge für die 17 

untersuchten Länder abgetragen: Insgesamt erwarten wir demnach den relativ 

grössten Umfang der Schattenwirtschaft in Schweden, gefolgt von Belgien, 

Italien urrl Frankreich. Auch in den Niederlanden urrl Nor,,iegen erwarten wir 

nach diesen Berechnungen eine relativ stark ausgebaute verborgene Aktivität. 

Die übrigen europäischen Länder (mit Ausnahr!E der Schweiz) liegen in der 

Mitte der Rangskala (auf Rang 5 bis 11), wir erwarten eine mittelgrosse bis 

kleine Schattenwirtschaft. In den Vereinigten Staaten urrl Kanada dürfte die 

inoffizielle Tätigkeit im Vergleich mit den anderen Ländern ebenfalls klein 

sein, und für die Schweiz und Japan, die den Abschluss in der Rangfolge bil-

den, erwarten wir eine sehr kleine Schattenwirtschaft. 
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Tabelle IV-2 

Bestinmung der relativen Grösse der Schattenwirtschaft in 17 OEx:D Ländern, 1978. 

Verfahren der 'weichen M:xl.ellierung' (IPI). 

~ 
Ergebnismatrix (Eri!-) ~ittlere Verteilung der Ränge 

(a) (b) (c) (d) (e) Rang- Mittel- absolute 
folge "'"rt At,,,eic-.hg. l 2 ' ' 5 • 7 ' 9 10 ll 12 13 llil 15 J6 17 

17 s F I s s s 16,0 1 ,20 

16 N I s A B B 15,0 0,40 -
15 NL B B B I I 13,6 3,04 

14 B NL IRL I F F 12,8 2, 16 

13 OK s A N IRL NL 12,6 1,52 

12 Bl1D l'HJ NL F NL N 17,5 1, 70 

11 F N N SF N A 11,8 2, 16 

10 A A F NL A IRL 9,8 2,96 

9 SF OK UK OK SF Bl1D 9,2 2,24 

8 IRL IRL OK Bl1D Bl1D OK 8,4 2, 32 

7 Ul( SP SP SP SP SF 8,0 2,00 -

6 I SF Bl1D IRL CA :1 1,92 -
5,8 

5 USA USA SF UK UK 1, 76 

4 CH CA CA CA US/\ CA 4 ,2 0, 72 -
3 CA OK USA USA OK USA 4,0 0,A0 -
2 JA JA JA JA JA JA 2,0 0,00 • 
1 SP CH CH CH CH CH 1,6 0,96 -
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lkn die Sensitivität der Ergebnisse in Bezug auf die vorgenrnmmen Gewichtun-

gen zu prüfen, wird die mittlere absolute Al:Meichung (MAA = 1/n l: 1 X - X 1 ) 

J:erechnet (vgl. Tal:elle IV-2). Mit einem Wert von 3,04 weist Italien die 

höchste mittlere absolute Al:Meichung auf; das Ergebnis für die relative 

Grösse der Schattenwirtschaft in diesem I.and ist daher stark davon abhängig, 

welche Gewichte (innerhalb der Gewichtsmatrix Al den einl:ezogenen Einfluss-

faktoren zugewiesen werden. Dassell:e gilt für Irland, Dänemark, die Burrles-

republik Deutschland, Österreich urrl Frankreich. Das Ergebnis für Japan ist 

hingegen vollkarrnen insensitiv gegenüber den vorgenarrnenen Gewichtungen: 

Unabhängig von dem Gewichtungsvektor liegt Japan in der Skala (a) bis (e) 

jeweils auf Rang 2. 

Die Sensitivität der Ergebnisse für die verschiedenen Lärrler wird im rechten 

Teil der Tal:elle IV-2 auch graphisch veranschaulicht. Der jeweils links abge-

tragene Punkt stellt das minimale oder günstigste Ergebnis für ein Land (be-

zogen auf die Ergebnismatrix) dar, der rechte Punkt das maximale Ergebnis. 

Die Länge der abgetragenen Linie verdeutlicht die Spannweite (in Rängen) 

zwischen dem minimalen und dem maximalen Ergebnis; mit zunehrrender Spannweite 

vergrössert sich auch die Sensitivität der Ergebnisse für die relative Grösse 

der Schattenwirtschaft. Die abgetragenen Rangzahlen nehrren von links nach 

rechts und von unten nach oben in der Graphik.zu. 

Auf Grund dieser Untersuchungen können die 17 untersuchten Länder in zwei 

Gruppen eingeteilt werden: Die erste Gruppe umfasst die Länder, deren Ergeb-

nis für die relative Grösse der Schattenwirtschaft gegenüber den Gewichtungen 

(a) - (e) insensitiv ist, während in der zweiten Gruppe die Ergebnisse sensi-

tiv und damit instabiler sind. In Tal:elle IV-3 ist diese Unterscheidung nach 

(i) der relativen Grösse der Schattenwirtschaft urrl (ii) der Sensitivität der 

Ergebnisse berücksichtigt; das Ergebnis ist in Matrixform wiedergegeben. 

Wir erwarten demnach mit einiger Sicherheit eine im Vergleich mit den 

anderen Ländern sehr grosse Schattenwirtschaft für 

SCHWEDEN und BELGIEN , 

eine~ Schattenwirtschaft für 

die NIEDERLANDE und IDRWEGEN , 
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Tabelle IV-3 

Relative Grösse der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern, 1978. 

Ergebnisse nach dem LPI -Verfahren, 

unter Berücksichtigung der Sensitivität der Ergebnisse. 

Pelative Grösse Sensitivität der Ergebnisse 
der Schatten-
wirtschaft klein gross 

(0,0 :!> MM* .> 2,0) (MM*> 2,0) 

sehr gross SCHWrnEN ITALilN 

17 ;.l~!l.J 
;. 13 

BELGIEN 

gross NIEDERLANDE FRANl<REICll 

13 ·{~:1.J 
;. 10 

NORWD:»I cls'I'ERREICll 

mittelgross FINNIHID 
IRIAND 

BUNDESREPUBLIK Dn1l'SCHU\ND 

10 ~e::1.1 ~ 7 n.llNEw.RK 

SPANIEN 
klein 

VER!s'INIG'IBS KÖNIGREICll 

7 •l::!1. J ;,, 4 KANAllll 

VEREINIGl'E srAA= 

sehr klein JAPAN 

4 •{~!l.} ~ 
SOIWEIZ 

1 

• Mittlere absolute 1\1::,,,eichung. 
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und eine mittelgrosse Schattenwirtschaft für 

FINNLAND • 

In vier Ländern, 

SPANIEN , dem VEREINIGI'EN KÖNIGREICH , 

den VEREINIGI'EN S'l'MTEN und KANADA 

deutet das Ergebnis auf eine kleine Schattenwirtschaft, und für 

JAPAN und die SCHWEIZ 

auf eine sehr kleine Schattenwirtschaft hin. -----

Fiir die übrigen Lärrler (u.a. Italien, Frankreich, Österreich und die Burrles-

republik Deutschlarrl) lässt die Analyse keine zuverlässige Aussage zu. 

Wie bereits betont, erlaubt diese Methode keine Aussagen über die absolute, 

sondern nur über die relative Grösse der Schattenwirtschaft. Der Vorteil 

dieses Ansatzes im Vergleich mit den alternativen direkten und irrlirekten 

Methoden besteht darin, dass die Einflussfaktoren, die eine Al:Manderung in 

die inoffizielle Wirtschaft begünstigen, explizit eingeführt ~,erden, und dass 

alle relevanten Einflussfaktoren berücksichtigt werden können. Durch dieses 

Verfahren ist es nicht nur nöglich, Schätzungen für die relative Grösse der 

Schattenwirtschaft abzuleiten, sondern es werden gleichzeitig die Ursachen 

der Entstehung einer Schattenwirtschaft aufgezeigt. Beispielsweise deutet 

die Untersuchung darauf hin, dass vor allem in Schweden die Belastung mit 

staatlichen Abgaben urrl Reglarentierungen inzwischen so hoch ist, dass von 

dieser Seite ganz enorme Anreize bestehen, in die Schattenwirtschaft abzu-

wandern.1 

l)Dieser Entwicklung wird gerade in neuester Zeit in Schweden selbst vermehrt 
Au:arerksarnkeit geschenkt (vgl. STID1BERG 1981, S.8): "Trotz der unsinnigen 
Steuerlast hat es in Schweden keinerlei Steuerrevolte gegeben. Dagegen 
scheinen sich die Menschen dem ungeliebten System in aller Stille mit der 
Arbeitsleistung, den Verbrauchsgewohnheiten und der Steuenroral angepasst 
zu haben. Als Folgen der Abgabenlast machen sich heute eine verminderte 
Arbeitsbereitschaft, ein nicht geringer Missbrauch der Sozialleistungen, 
zunehlrende Steuerhinterziehung und ein Wachstum der Schattenwirtschaft be-
merkbar." 
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Natürlich können viele Einwärrle gegen dieses eher 'naive' Vorgehen vorge-

bracht werden: Es kann argurcentiert werden, dass die berücksichtigten Ein-

flussfaktoren (ganz abgesehen von den Datenprobleman), die gebildete Rang-

folge un:l die angencmnenen Gewichte nicht auf einem expliziten Modell 

basieren, son:lern anhan:l von Plausibilitätsüberlegungen un:l Argumenten aus 

der Literatur herangezogen .,,,erden. Es wurde jedoch darauf hingewiesen, dass 

die Wahl der Gewichte nicht per se von so grosser Bedeutung ist, un:l es wurde 

ausserdem die Sensitivität der Ergebnisse in Bezug auf die unterschiedlichen 

angencmrenen Gewichte berücksichtigt. Das gewählte vorgehen ernöglicht es, 

die Einflussfaktoren zu identifizieren, die im En:leffekt (dh. auf Grund der 

Infonnation in der Datenreihe un:l auf Grund der angenarmenen Gewichtung) den 

grössten Einfluss auf die relative Position eines Lan:les in der Rangfolge für 

die Grösse der Schattenwirtschaft haben. Die unterstellte Beziehung zwischen 

den Einflussfaktoren un:l der Grösse der Schattenwirtschaft kann mit dem LPI -

Verfahren jedoch ~ (im statistischen Sinn) getestet .,,,erden, eine eigent-

liche Uberprüfung insbesondere der Hypothese über den Einfluss der Steuerbe-

lastung auf das Arbeitsmarktverhalten der offiziell Beschäftigten und die 

AJ::,,,,anderung in die Schattenwirtschaft ist nicht rröglich. 

Ein weiteres Problan, dan jedes Ein - Gleichungs - Modell gegenübersteht, ist 

die Frage der Kausalität: In der Bestirmungsgleichung für die Grösse der ver-

borgenen Wirtschaft (Gleichung 1, TEIL IV. 2 .1.) rri.issen die exogenen Faktoren 

Xi auf der rechten Seite die endogene Variable s beeinflussen. Es ist jedoch 

nicht auszuschliessen, dass eine Ärrlerung der Grösse der Schattenwirtschaft 

eine Rückwirkung auf einige oder alle diese Faktoren hat. Beispielsweise ist 

denkbar, dass ein Anstieg der inoffiziellen Beschäftigung die politischen 

Entscheidungsträger dazu veranlasst, die Besteuerung un:l Reglemantierung des 

privaten Sektors zu erhöhen, um dem Rückgang der Steuereinnahnen in Folge der 

Ab,;anderung in die Schattenwirtschaft entgegenzuwirken. Auch die Arbeits-

losigkeit kann sich in der Folge ~iner wachsenden Schattenwirtschaft erhöhen 

- (vgl. DeGRAZIA 1980, S. 557): " .•. unerrployirent can be both cause and effect 

of clandestine work", - und das offiziell gerressene Sozialprodukt vermindert 

sich auf Grund der Verlagerung der Aktivit~ten in die inoffizielle Wirtschaft. 
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um einer 'gegenseitigen Kausalität' P.echnung zu tragen und ihre Bedeutung 

abschätzen zu können, wäre ein Jl'odell der Interaktion zwischen dem offiziel-

len privaten Sektor, dem politisch - administrativen Sektor und der Schatten-

wirtschaft notwendig, das explizit Verhaltenscleichungen und institutionelle 

Restriktionen beinhaltet; ein solches umfassendes Jl.'odell existiert jedoch 

bislang nicht. Es ist aber rröglich, in einem Mehr - Gleichungs - M::ldell zwi-

schen Einflussfaktoren und Indikatoren der Schattenwirtschaft zu unterschei-

den; die Abgrenzung muss allerdings eindeutig sein, dh. ein Test auf gegen-

seitige Kausalität ist auch hier wie bei allen anderen 1-'ethoden nicht rrög-

lich. Die Anwendung eines fortschrittlichen statistischen Verfahrens erlaubt 

es, die Pararreter in der strukturellen Beziehung zwischen Einflussfaktoren 

und der 'unbeobachtbaren 'Variable bzw. deren Indikatoren zu bestimren und 

daraus auf die theoretische Grösse, den Unfang der Schattenwirtschaft, zu 

schliessen. Ausserdem ist es rröglich, den Einfluss der verschiedenen Fakto-

ren auf ihre Signifikanz zu testen. Dies wird im folgenden Abschnitt für 

dieselben 17 Länder in einer kaminierten Querschnitt - Längsschnitt - Unter-

. suchung durchgeführt. 
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rv.3. Die Grösse der Schattenwirtschaft als 'unl::.eobachtbare' Variable -

Eine kanbinierte Querschnitt-Längsschnitt-Untersuchung 

rv.3.1. Struktur des 1'kxiells 

In der bisherigen Analyse wurden einige Variabeln als Einflussfaktoren 

betrachtet, obwohl diese ebensogut oder besser als Effekte bzw. Indikatoren 

der Schattenwirtschaft interpretiert werden können. Am offensichtlichsten 

ist dies bei der Erwerbsquote: Nirmtt die Aktivität in der Schattenwirtschaft 

zu in der Art, dass die Erwerbstätigkeit vollkarrnen van offiziellen in den 

inoffiziellen Sektor verlegt wird, nimnt in der Folge die offizielle Er-

werbstätigkeit ab. Von eina:i solchen WirkungszusarmEnhang wird auch in dem 

"italienischen Ansatz" ausgegangen, bei dem aus der Gegenüberstellung der 

~ffiziellen und der effektiven E:rwerbsquote auf die Grösse der Schatten-

wirtschaft geschlossen wird; allerdings wird hie~ abgesehen von der Enoierbs-

quote, keine andere Infonnation herangezogen. Wird die Beschäftigung in der 

offiziellen Wirtschaft nur zum Teil durch eine inoffizielle Tätigkeit substi-

tuiert, rracht sich dies in ein6'!1 Rückgang der offiziell geleisteten Arbeits-

stunden bemerkbar. Es bestehen saviohl von der Arbeitgeber- als auch von der 

Arbeitnehrrerseite her W:iglichkeiten, die Arbeitsmarktbestimnungen des 

Gesetzgebers, z.B. die Festlegung der Wochenarbeitsstunden und der Feiertage, 

über Teilzeit- und Mehrfachbeschäftigungen und über mehr oder weniger Über-

stunden flexibel zu gestalten; dh. sa,iohl die Erwerbsquote als auch die 

geleisteten Arbeitsstunden in der offiziellen Wirtschaft stellen nur in 

beschränktem Masse ein wirtschaftspolitisches Datum dar. Es ist daher sinn-

voll, die Hötte der offiziellen Erwerbsquote und der geleisteten Arbeits-

stunden als Indikatoren für, und nicht als Einflussfaktoren auf die Grösse 

der Schattenwirtschaft anzusehen. 

Als zusätzlicher Indikator für die Grösse der Schattenwirtschaft wird die 

Wachstumsrate des realen Sozialprodukts herangezogen: Eine Zunahme der 

verborgenen Tätigkeit entzieht der offiziellen Wirtschaft Ressourcen uoo 

mindert das offiziell gemessene Sozialprodukt. Da sich die absolute Höhe 

der gesamtwirtschaftlichen Produktion im offiziellen Sektor aus weitgehend 

anderen Gründen sehr stark in den einzelnen Ländern unterscheidet, wird 

daher zur Messung dieses Effektes auf die Wachstumsrate des Sozialprodukts 

abgestellt. 
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Es erscheint zunächst naheliegend, auch die 'Spuren' auf dem Geldmarkt, 

die die Schattenwirtschaft hinterlässt, als Indikator heranzuziehen. Dieses 

Vorgehen ist zwar sinnvoll für die Petrachtung der zeitlichen Entwicklung 

der Schattenwirtschaft in einem bestinmten Land, es eignet sich jedoch nicht 

für eine Q.lerschnittuntersuchung über verschiedene Länder: Zum einen ist die 

absolute Grösse und die Entwicklung der rronetären Aggregate im internationa-

len Vergleich sehr unterschiedlich. Zum anderen aber, und dies ist von grös-

serer Pedeutung, werden in vielen Ländern gerade ausländische Wahrungen für 

die Transaktionen in der Schattenwirtschaft verwendet: Dies trifft beispiels-

weise zu für den u.S.Dollar in südarrerikanischen und fernöstlichen Staaten, 

die Deutsche Mark in der Deutschen Derrokratisdlen Republik und den Schweizer 

Franken in verschiedenen europäischen und anderen Ländern (vgl. BIADES 1982). 

Es ist daher nicht sinnvoll, rronetäre Grössen wie den Bargeldurrlauf und die 

Geldrrenge als Indikatoren für die Schattenwirtschaft Ober verschiedene Länder 

zu ven.ienden. 

Als Einflussfaktoren auf die Grösse der Schattenwirtschaft werden neben der 

Steuerbelastung die Pelastung durch staatliche Reglerrentierungen, die Ver-

änderung der Steuerbelastung, die Steuer(un)rroral, das verfügbare Pro-Kopf-

Einkamen und die Arbeitslosenquote berücksichtigt. Es wird theoretisch 

erwartet, dass die Grösse der Schattenwirtschaft positiv beeinflusst wird 

durch die Höhe der Pelastung mit Steuern und staatlichen Vorschriften, der 

Veränderung der Steuerbelastung, der Steuerunrroral und der Arbeitslosenquote, 

und negativ durch das Niveau des verfügbaren Einkcmrens. Eine Vergrösserung 

der Schattenwirtschaft wirkt sich hingegen - so die theoretische Erwartung -

negativ auf die Höhe der offiziellen Erwerbsquote, auf die geleisteten 

Arbeitsstunden und das Wachstum des realen Sozicl.lprodukts aus • 

In Verbindung mit diesen Hypothesen über die Einflussrichtung der Variablen 

und die erwarteten Vorzeichen des Einflusses kann die in Figur IV-1 wie-

dergegebene strukturelle Peziehuno zwischen den Einflussfaktoren und der 

'unbeobachtbaren' Variable, der Grösse der Schattenwirtschaft, als auch 

deren Indikatoren aufgestellt werden. Die Pararreter des M'.:Jdells können mit 

einem Verfahren, das zur Analyse von ".!_inear 1_nterdependent ~tructural 

.!:_elationships" (LISREL) unter Einschluss von unbeobachtbaren oder latenten 

Variablen entwickelt wurde, bestimnt werden. Das Verfahren unterscheidet 

sich insofern von einer gew'5hnlichen Regressionsanalyse, als nicht nur ein, 

sondern ~ Indikatoren zur Abbildung der abhängigen 'unbeobachtbaren' 

Variable herangezogen 1>1erden können. 
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Figur IV-1 

Strukturelle Beziehung zwischen den Einflussfaktoren, 

der 'unbeobachtbaren' Variable und den Indikatoren. 
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IV. 3. 2. Die LISREL - f.'ethode l 

Die LISREL - M::!thode ist ein sehr allgerreines und flexibles Schätzverfahren; 

sie erlaubt die Untersuchung von Pfadanalyse - !lbdellen, ökonorretrischen M::>-

dellen, Fa1<:toranalyse- und Kovarianzstruktur - M:xl.ellen. Das allgerreine 

LISREL - !lbdell besteht aus zwei Teilen, dem "neasurerrent rrodel" und dem 

"struc:tural equation nodel". Ersteres beschreibt, wie die latenten Varia-

blen durch die beobachteten Variablen ( = Indikatoren) 'gerressen' werden, 

und das Strukturrrodell spezifiziert die kausale Beziehung zwischen den ver-

schiedenen latenten Variablen und deren Einflussfaktoren. r-<.i.t Hilfe des 

.Maxinu.nn - Likelihood - Schätzverfahrens wird aus der vorgegebenen Struktur 

des M:xl.ells die Varianz - Kovarianz - Matrix der beobachteten Variablen (Xi 

und Zj ) geschätzt; dabei werden die freien Pararreter des M'.xl.ells so ge-

wählt, dass die Al::rweichung der geschätzten von der 'wahren', dh. der beob-

achteten Varianz - Kovarianz - Matrix minimiert wird. Voraussetzung für 

dieses vorgehen ist, dass alle Pararreter des M::>dells identifiziert sind 

(Identifikationsproblem), und hierzu l!IUSS ein Teil der Pararreter (des 

strukturellen und/ oder des Jl.t?ssrrodells) theoretisch festgelegt werden. Die 

LISREL - Jl.t?thode erlaubt, neben latenten Variablen auch Fe."f-tler in der Schätz-

gleichung und™ in den beobachteten Variablen zu berücksichtigen und 

sie liefert, neben der Schätzung der ( X,Z) - Varianz - Kovarianz -Matrix 

und der unbekannten Pararreter, Schätzungen für die Fehlervarianzen des 

M::>dells. 

Die zu untersuchende strukturelle Beziehung stellt eine Vereinfachung die-

ses allgerreinen M:xlells dar: 2 Es handelt sich un eine unbeobachtete Varia-

ble, die Grösse der Schattenwirtschaft, die durch 6 Faktoren (X1 , ... ,x6) 

beeinflusst wird und durch 3 Indikatoren (z1 ,z2 ,z3) abgebildet werden kann 

(vgl. Figur IV-1). Für die Einflussfaktoren Xi nehrren wir an, dass sie 

ohne Fehler gerressen werden. 3 Es ist jedoch nicht sinnvoll, davon auszu-

1) Eine ausführliche Darstellung des allgerreinen lbdells und des Schätzver-
fahrens wird im Anhang gegeben. Die LISREL - f.'ethode wird beschrieben in 
JÖRESKCG und VAN THILI.O (1973), wobei die Autoren neben der Beschreibung 
des allgerreinen M:xiells und des Schätzverfahrens auch einige Anwendungs-
beispiele anführen. 

2) Irn Grunde handelt es sich un ein MIMIC- n:idell ("multiple indicators 
!!!lllt!Ji.le S:_auses"), welches mit Hilfe des LISREL-Verfahrens geschätzt 
wird. Vgl. hierzu HUJER und KNFPEL (1982) . 

3) Dies ist erforderlich, da eine bestimnte Zahl an Pararretern des ~bdells 
vorgegeben werden muss. Durch die Anna"f-trre von Messfehlern in den Daten 
der Einflussfaktoren würde die Aussagekraft des M::>dells an anderer Stelle 
enpfindlich eingeschränkt. 
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gehen, dass sich in der Grösse der Indikatoren - vor allem, da sie ill:€r 

verschiedene Länder betrachtet werden - allein der Einfluss der Schatten-

wirtschaft wiederspiegelt; auch andere Faktoren haben auf die Grösse dieser 

Variablen einen Einfluss. Dieser Einfluss wird anhand von Störgliedern (öjl 

aufzufangen gesucht. Auch in der Bestirrmungsgleichung fiir die Grösse der 

Schattenwirtschaft wird eine stochastische Grösse ( 1;) eingeschlossen, mit 

der zufällige Einfliisse abgebildet werden sollen. 

Da die Indikatoren und die Grösse der Schattenwirtschaft nur in einem rela-

tiven Sinn interdependent sind, muss eine Nonnalisierung vorgenamen werden; 

hierfür wird der Pararreter für den Indikator 'Arbeitszeit', für den eine 

negative Korrelation mit der Grösse der Schattenwirtschaft anqenOIT1ren wird, 

auf den Wert -1,0 festgesetzt. Ausserdem werden die Variablen standardi-

siert (über die Länder und über die Zeit). Die Ergebnisse der LISREL-

Schätzung sind daher nur relativ zu interpretieren. 

Die Untersuchunq wird für dieselben 17 OECD Länder durchgeführt wie die 

Untersuchung mit der LPI - Methode. lln die Zahl der Beobachtungen und die 

der Freiheitsgrade zu erhöhen, werden neben den Beobachtungen für das Jahr 

1978 vier weitere Zeitpunkte eingeschlossen: Es wird eine kanbi.nierte 

Querschnitt - Länqsschnitt - Untersuchung iiber die Jahre 1960, 1965, 1970, 

1975 und 1978 fiir die 17 Länder vorgenornren. Dabei wird unterstellt, dass 

die Pararreter des M:>dells über die Länder und über die Zeit konstant sind 

und dass die Beobachtungen über die verschiedenen Zeitpunkte unkorreliert 

sind. 1 

Die in der Untersuchung verwendeten Daten für die 5 Jahre sind im ~ 

in Tabelle A-1 wiedergegeben. Es handelt sich dabei um dieselben Varia-

blen wie die im Abschnitt zuvor beschriebenen. Für die Steuerbelastungs-

variable wird alternativ der Gesamteinfluss des Anteils der ,cesamtsteuern 

inkl. der Sozialversicherungsbeiträge (STgesl und der Einfluss der einzel-

nen Karponenten, des Jlnteils der direkten Steuern (S'T.'dirl , der indirekten 

Steuern (STindirl und der Sozialversicherungsbeiträge (SVB = STges - STdir 

- STindirl am Bruttoinlandsprodukt eincreschlossen. 

1) Vgl. JÖRESKOG (1978). - Dieser Anforderunq wird beriicJ,.sichtiot, indem 
nur alle Zeitpunkte in 5- ( bzw. 3- ) Jahres - Jlbst/:inden ven-.,endet werden. 
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Für die Entwicklung der Steuemoral iiber die Zeit liegen keine Eber die 

Länder vercüeichbaren Daten vor. Es ist jedoch nicht sinnvoll, davon aus-

zugehen, dass die Steuern-oral in allen 17 Ländern in der Zeit von 1960 bis 

1978 konstant geblieben ist. In den Vereinigten Staaten werden seit einiger 

Zeit Umfragen zur Einstellung zun Staat und der Einschätzung des zu zahlen-

den Steuerbetrags in einigert'\:lssen reaelnässigen Abständen durchgefiihrt. 1 

Aus den Ergebnissen dieser Umfragen kann eine Indexreihe für die Entwick-

lung der Steuemoral (bzw. Steuerunrroral) in den Vereinigten Staaten kon-

stnliert werden (1970 = 100) : 2 

1960 

61 

1965 

74 

1970 

100 

1975 

118 

1978 

121 

Ein Index von 121 im Jahr 1978 bedeutet, dass die Steuemoral gegenüber 

1975 (Index 118) und den Vorjahren (z.B. 1960 mit einem Index von 61) zu-

riickgegangen ist. Befragungen in der Bundesrepublik Deutschland3 lassen 

darauf schliessen, dass eine ähnliche trendmässige Verschlechterung der 

Steuemoral iiber die Zeit stattgefunden hat. Es wird im folgenden davon 

ausgegangen, dass sich in allen 17 Ländern die Steuemoral in gleicher 

Weise versdllechtert hat wie in den Vereinigten Staaten in der Zeit zwi-

sdlen 1960 und 1978 - eine strenge, aber doch nicht so riaorose Annahm'! 

wie die der Konstanz der Steuemoral in allen Ländern iiher die betrachtete 

Periode. Damit lässt sich aus den Indexzahlen für die relative Steuerrroral 

in den 17 Ländern und der Indexreihe für die zeitliche Entwicklung in den 

Vereinigten Staaten eine Reihe für die Steuemoral hzw., negativ fonnuliert, 

der Steuerurmoral (UNM)AAL) konstnrieren, die die Veränderung i.iber die Zeit 

und die relative Stellung der Länder wiederqibt. 

1) Vgl. für eine tlbersicht CITRIN (1979) und SMI'!'H, TAYLOR und MATHI<'WSI'Z 
(1980). 

2) Die Eraebnisse der Befraaunaen für die untersuchten Zeitperioden und die 
daraus-abaeleitete Indexreihe für die Entwicklung der Steuemoral in den 
Vereiniat~ Staaten sind in Tabelle A-2 im Anhana wiedergegP.ben (vgl. 
FREY, WECK und ror+1EREHNE 1982). - · 

3) Siehe DÄKE (1979, S.2/43) und IDELLE-NEllMANN (1977, S.196) sowie NJELLE-
NEUMANN (1974, S.360). Weitere tlntersuchunaen der Steuemoral z.B. in 
Schweden (\GGEL 1974) und dem Vereinigten Köniqreich (LEt-ITS 1979b) stüt-
zen sich jevieils auf einmalige Umfrageeraebnisse, so dass ein Vergleich 
der Steuemoral iiher die Zeit nicht rröqlich ist. 
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Der Effekt der Schattenwirtschaft auf die Veränderung des offiziell geires-

senen realen Sozialprodukts wird erfasst i_iher die jährliche Wachstllll'Srate 

des Bruttoinlandsprodukts in konstanten Preisen (gBIP). Diese Wachstllll'Srate 

ging Anfang der 70er Jahre in allen Ländern stark zurück; der Durchschnitts-

wert für die 17 Staaten sank von 5,4% im Jahr 1970 auf -0,4% im Jahr 1975 

(vgl. Tabelle A-1 im ~nhang). Diese allgerreine Entwicklung ist zurückzufüh-

ren auf die durch die OPEC- Staaten verursachte Ölkrise, die 1973/74 ein-

setzte. Um diesen Einfluss auszuschliessen, der in keinem Zusannenhang mit 

der Entwicklung der Schattenwirtschaft steht, wird jeweils die Differenz 

z;rischen der Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts in einem Land und des-

sen Durchschnittswert i.iber alle Länder (jeweils für einen zeitpunkt) ge-

bildet (gBIPO) . 

IV.3.3. Ergebnis1 

Die LISREL - Schätzung der zuvor abgeleiteten strukturellen Beziehung eraibt 

einen positiven, aber statistisch nicht siqnifikanten Einfluss der Gesamt-

belastung mit direkten und indirekten Steuern inkl. der Sozialversicherungs-

beiträge auf die Grösse der Schatten;•irtschaft. Wird die Variahle in ihre 

einzelnen :I<atp)nenten aufgespalten, erweist sich der Anteil der direkten 

Steuern am Bruttoinlandsprodukt als hoch signifikant mit dem theoretisch 

erwarteten Vorzeichen, während die Koeffizienten für den Anteil der indi-

rekten Steuern und der Sozialversicherungsabaaben statistisch nicht von Null 

tu unterscheiden sind. 

Das Ergebnis der LISFEL- Schätzung für das Gesamtrrodell unter Verwendung 

der einzelnen Konponenten der Steuerbelastung (STdir- STindir• SVB) ist in 

Figur IV-2 darqestellt; die geschätzten Parameter und die t- Statistiken 

(in Klannern) sind an den Pfeilen abgetragen, die die Einflussrichtung zwi-

schen den Variablen kennzeichnen. Wie aus Fiour IV-2 zu ersehen ist, hat 

die Abgabenbelastung der Privaten mit direkten Steuern (STdir) einen signi-

fikant positiven Einfluss auf die Grösse der Schattenwirtschaft, und das 

Vorzeichen entspricht den t.heoretischen Erwartungen. Die Koeffizienten der 

Anteile der indirekten Steuern (STindirl und der Sozialversicherungsbeiträge 

1) Für eine Darstellung der Ergebnisse der LISREL - Schätzung siehe FREY und 
W0CK (1982b) . Vgl. ausserdem WFx::K (1982) und WEX::K und FREY (1982) . 
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Figur IV-2 

LISREL - Schätzung der strukturellen Beziehung zwischen 
der Grösse der Schattenwirtschaft und deren Einflussfaktoren und Indikatoren. 

Korrbinierte Querschnitt - Längsschnitt - Schätzung über 17 OEX::D Länder und 5 Zeitpunkte ( N = 85 ) • 
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(SVB) sind hinaeqen nicht von Null zu unterscheiden; dh. die Schätzuna 

deutet darauf hin, dass zwar die direkten Steuerabaahen, nicht aber die 

indirekten Steuerabaaben und die Sozialversicherunasbeiträge als Belastuna 

empfunden werden und einen (relevanten) Anstoss aeben, in die verhoraene 

Wirtschaft auszuweichen. 

Neben der direkten Steue.rbelastuna kann für zwei andere Variablen ein 

statistisch signifikanter Einfluss mit dem theoretisch erwarteten Vorzei-

chen festgestellt werden: Eine Erhöhuna der Belastung durch staatliche Reg-

lementierungen (REG) als auch eine Verschlechterung der Steuernoral (~ Zu-

nahrre der lJNI.ORAL) bewirken einen Anstieg der Grrisse der Schattenwirtschaft. 

Die Koeffizienten sind auf Grund der Normierung nur relativ zu interpretie-

ren; dh. der (signifikante) Koeffizient für die Steuerunnoral ist mit 0,48 

am grössten, der Einfluss der direkten Steuerbelastunq auf die Grösse der 

Schattenwirtschaft ist mit O ,42 etwas geringer und der Koeffizient für die 

Belastung durch staatliche Reglementierungen weist mit einem Wert von O ,29 

auf den vergleichsweise schwächsten Einfluss hin. 

Die Vorzeichen der Pararreter der drei anderen Einflussfaktoren, der Wahr-

nehmung der Steuerbelastung (gemessen anhand der Veränderung des Jl.nteils 

der direkten Steuern am Bruttoinlandsprodukt, llsrdirl, des real verfügbaren 

Pro-Kopf-Einkormens (YVF) und der Arbeitslosenquote (ALQ), entsprechen 

nicht den theoretischen Erwartunaen; statistisch sind sie jedoch, wie die 

Belastung mit indirekten Steuern und Sozialversicherunqsabgaben, nicht von 

Null zu unterscheiden. Für den Einfluss der Arbeitslosenquote ist dieses 

Ergebnis rröglicherweise dadurch zu erklären, als durch diese Variable zwei 

entgegengesetzte Einflüsse abgebildet werden: Eine hohe Arbeitslosenquote 

ist im allgemeinen verbunden mit einer konjunkturellen Absc.hwungphase, die 

s=hl in der offiziellen als auch vennutlich in der Schattenwirtschaft zu 

einem Rückgang der Nachfraae nach Arbeit durch die Arbeitgeber und dal!'it 

zu einer Verknappung der Arbeitspliitze führt; andererseits wird durch die 

Zunah!re der Arbeitslosen das Arbeitsangebot in dem verborcienen Teil der 

Wirtschaft erhöht. Entsprechend dem Eraebnis der LJSREL - Schätzung ist auch 

die (durch das Niveau des verfügbaren Durchschnitteinkcmrens) abgebildete 

Einkamenssituation in den betrachteten, hoch industrialisierten Ländern 

von keiner signifikanten Bedeutung; das Eraebnis deutet sogar eher auf 
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einen urrgekehrten Zusarmenhang hin. 1 Für die Verändenmg der direkten 

Steuert:.elasttD1g kann ebenfalls enpirisch kein statistisch signifikanter 

Einfluss und damit kein Zusarmenhang zwischen der Wahrnehmung der Steuer-

last und der Grösse der Schattenwirtschaft festgestellt werden. 

Der Schätzfehler in der Bestimnungsgleichung für die Grösse der Schatten-

wirtschaft ist gering; die Standardabweichung (r,;) beträgt 0,010. Damit 

kann die Grösse der Schattenwirtschaft, dargestellt anhand der drei Indi-

katoren, recht gut durch die einbezogenen, statistisch signifikanten Ein-

flussfaktoren erklärt werden. 

Aus dem rechten Teil der Figur IV-2 ist ersichtlich, dass die Art:.eitszeit 

(ZEIT) (mit einem norrralisierten ParaJTEterwert von -1,0) und die Erwerbs-

quote {mit einem Parameter von -0,808) zwei wichtige Indikatoren für die 

Grösse der Schattenwirtschaft darstellen; der Effekt der inoffiziellen 

Wirtschaft auf das {um den Mittelwert bereinigte) Wachstum des Inlandspro-

dukts {gBIPO) ist im Vergleich dazu weniger gross (der Parameter beträgt 

0, 198) . Dieses Ergebnis wird durch die Angaben für die Standardfehler der 

Variablen bestätigt: Durch die Fehlervarianzen können 62 ,1% (= 0, 788 2 ), 

41,9% {= 0,647 2 ) und 97,6% (= 0,988 2 ) der Varianz der (standardisierten) 

Indikatoren (ERW), (ZEIT) und (gBIPO) erklärt werden; für den Indikator 

Arbeitszeit (ZEIT) bedeutet dies beispielsweise, dass 58,1% der Varianz 

der Variablen durch die Grösse der Schattenwirtschaft und 41,9% durch 

andere systerratische und zufällige Einflüsse erklärt werden kann. 

Die geschätzte x2 - Statistik für das Gesamtrrodell beträgt 61,5 rrit 

52 Freiheitsgraden. Der x2 - Test ist jedoch weniger dazu geeignet, Aus-

sagen über die Qualität der Gesamtschätzung zu rrachen (etwa analog zu dem 

Bestinmtheitsrrass in multiplen Regressionen); viel.rrehr schreibt JÖRESKOG 

(1969, S.201): "The criteria for goodness of the ITOdel depends on the 

usefullness of it and the results it produces." Der x2 - Test ist jedoch 

hilfreich beim schätztechnischen Vorgehen ("fitting the rrodel") {vgl. JÖ-

RESK(X; 1969). 

1) In einer Untersuchung für Italien ermittelt auch GI\ETANI - D'ARA(I)NA 
(1981) , dass die Schattenwirtschaft in den wohlhabenderen nördlichen 
Teilen des Landes grösser ist als in den ärrreren südlichen Teilen. 
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Die mit dem LISREL- Mcdell geschätzten signifikanten Einflussfaktoren können 

zur Bestirmn.mg der relativen Grösse der Schattenwirtschaft und deren Entwick-

lung über den ZeitraUIT1 1960 - 1978 in den 17 betrachteten Ländern herangezo-

gen werden. Es wird analog zu der 'naiven' Schätzung in TEIL IV. 2 • dieser 

Arbeit vorgegangen; im Unterschied dazu ist es jedoch nicht notwendig, Annah-

rren über die Gewichte der Einflussfaktoren zu machen, sondern es kann auf die 

geschätzten Koeffizienten des LISREL- Mcdells zurückgegriffen werden. Die 

geschätzten Koeffizienten fiir die drei signifikanten Einflussfaktoren, dem 

Anteil der direkten Steuern STdir (0,419), dem Anteil der öffentlich Beschäf-

tigten REG (0,294) und dem Index fiir die Steuerunnoral ~RAL (0,480), werden 

normalisiert, so dass sie sich auf Eins aufs1J11111ieren; damit ist eine Ableitung 

der Grösse der Schattenwirtschaft in standardisierten (z-)Werten rröglich. Wir 

erhalten folgende lineare Beziehung: 

S = 0 , 3 5 • ST dir + 0,25•REG + 0, 40 • UNMORAL 

Die hieraus abgeleiteten Frgebnisse für die relative Grösse der Schattenwirt-

schaft sind in Tabelle IV-4 wiedergegeben. In den einzelnen Spalten sind die 

Rangfolgen fiir die relative Grösse der Schattenwirtschaft ( 17 = relativ gröss-

te und 1 = relativ kleinste SchatterMirtschaft) der Länder für die fünf 

untersuchten Zeitperioden abgetragen. Die Werte in Klamrern geben die be-

rechneten standardisierten (z-) Werte für die Grösse der Schattenwirtschaft 

über die ,caesarntperiode und die 1 7 L.'mder an. 

Entsprechend den Angaben der Tabelle IV-4 hatten die Vereinigten Staaten 

1960 die relativ grösste Schattenwirtschaft zu verzeichnen; in den darauf-

folgenden Jahren liegen abwechselnd Schweden (in den Ja.~ren 1965, 1970 und 

lg78) und DäneIT'ark (im Jahr 1975) an der Spitze der Rangordnung der 17 Staa-

ten. Alle die Länder, fiir die sich eine relativ kleine bzw. sehr kleine 

Schattern,irtschaft ergibt, weisen eine stabile Stelluna hinsichtlich der 

Rangfolge auf: liber alle 5 Zeitperioden liegen Japan, die Schweiz, Spanien 

und Irland auf Rang 1 bis 4, Finnland auf Rang 5 und die Bundesrepublik 

Deutschland auf Rang 6 (1965), Fang 7 (1960, 1970, 1975) und Ranq 8 (1978). 

Eine betriichtliche Zunahrre i.iber den Zeitraum 1960 - 1978 in der Ranazahl ----
ist für Dänemark festzustellen: Die relative Stellunq in Bezug auf die Grös-

se der Schattenwirtschaft hat sich von i:lang 6 (1960) auf Rana 15 (1978) er-

höht. Diese Entwicklung ist zurückzuführen auf den starken Anstieg des An-

teils der öffentlich Bediensteten (von 9,9% und damit Rang 8 im Vergleich 

mit dem Anteil in den anderen Ländern 1960 auf 20,8% bzw. Rang 16 (1978), 
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Tabelle IV-4 

Schätzung der relativen Grösse und der Entwicklung der Schattenwirtschaft in 

17 OECD Ländern, 1960, 1965, 1970, 1975 und 1978, nach dem LISREL - Verfa.'rren. 

(Rangordnung und standardisierte z - Werte) . 

Land (z-wertl Land (z-wert) Land lz-wertl Land (z-wertl Land lz-wert> 

1978 1975 1970 1965 1960 

s \1,46) DI< (1,25) s (0, 70) s (0,22) USA (-0,03) 

B (1,21) s (1.16) DI< (0,50) USA (0,06) NL (-0,21) 

DI< (1,15) B (0,98) CA (0,39) NL (-0,08) s (-0,26) 

l (1,06) I (0,80) B (0,34) Cl'. (-0,10) CA (-0,32) 

NL (0,67) CA (0,63) USA (0,28) A (-0,11) F (-0,35) 

F (0,62) NL (0,62) I (0,25) I (-0,12) B (-0,40) 

N (0,58) A (0,57) NL (0,23) B (-0,13) UK (-0,43) 

A (0,51) F (0,53) F (0,22) F (-0,20) A (-0,44) 

CA (0,48) UK (0,49) UK (0,19) N \-0,29) N (-0,47) 

BRD (0,45) N (0, 35) A (0,13) DK (-0,30) I (-0,48) 

USA (0,39) BRD (0, 31) BRD (-0,04) UK (-0,34) BRD (-0,63) 

L'K (0,32) USA (0,28) N (-0,06) BRD (-0,36) DK (-0,64) 

SF (0,23) SF (0,24) SF (-0,27) SF (-0,54) SF (-0, 77) 

IRL (0,13) IRL (-0,02) IRL (-0,34) IRL (-0,75) SP (-0,88) 

SP (-0,02) SP (-0,18) SP (-0,57) SP (-0,81) JA (-1,01) 

OI (-0,50) JA (-0,51) JA (-0, 77) JA (-0,91) IRL (-1,06) 

JA (-0,55) OI (-0,56) OI (-0,90) OI (-1,09) OI (-1,20) 
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vgl. Tabelle A-1 im Anhang) und des Anteils der direkten Steuern (um über 

12 Prozentpunkte bzw. 3 Ränge - von Rang 13 auf Rang 16 - in dem gesamten 

Zeitraum). Neben Lenenark hat die relative Grösse der Schattenwirtschaft 

(betrachtet im Vergleich mit den anderen 16 Ländern jeweils 1960 und 1978) 

auch in Italien ( + 6 Ränge) und in Belgien ( + 4 Ränge) stark zugenOITTren. 

&>hr stark nac:,h unt-Pn ,,.,nsrhnhPn hat- sirh hinaP<1Pn die relative Position 

in der Rangfolge der Vereiniaten Staaten; die Ranaza'11 verminderte sich um 

10 (von Rang 17 auf Rang 7) i.iber die Zeit von 1960 bis 19 78. Dieser Rück-

gang kann darauf zurückaefi.ihrt werden, dass die direkten Steuern im Ver-

gleich mit dem Bruttoinlandsprodukt und der Anteil der öffentlich Beschäf-

tigten in diesem Land über den betrachteten Zeitraum nahezu konstant ge-

blieben sind und damit, im Vergleich mit den anderen Ländern, stark abge-

namen haben (von Rang 16 (1960) auf Rancr 8 bzw. 11 (1978)). Auch in dem 

Vereinigten Königreich und in Kanada hat eine ähnliche, aber weniger präg-

nante Entwicklung der relevanten Einflussfaktoren bewirkt, dass die Rang-

zahl dieser Länder in Bezug auf die Grösse der Schattenwirtschaft um je-

weils 5 Punkte zurückgegangen ist. 

Für das Jahr 1978 erhalten wir folgende Rangfolge für die relative Grösse 

der Schattenwirtschaft in den verschiedenen Ländern: In Schweden, Belgien, 

Dänenark und Italien erwarten wir eine sehr arosse Schattenwirtschaft im 

Verqleich mit den anderen Ländern, für die Niederlande, Frankreich und 

Norwegen eine ~ und für öste=eich, Kanada und die Bundesrepublik 

Deutschland eine mittelarosse Schattenwirtschaft. Die verborgene Wirtschaft 

in den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich dilrfte im Ver-

gleich zu den anderen Ländern eher mittelgross bis klein sein, und in Finn-

land, Irland, Spanien, der Schweiz und in Japan erwarten wir (,.-•ie auch zu 

allen anderen Zeitpunkten) eine relativ kleine bzw. sehr kleine Schatten-

wirtschaft. 

Ein Vergleich der Rangfolge für 1978 mit den Schätzungen der LPI -M=thode ir 

Abschnitt zuvor (vgl. Tabelle IV-2 und IV-3) zeigt eine überraschend gute 

tlbereinstinmung in den Schätzergebnissen. Nach beiden Schä.tzungen liegen z . B. 

Schweden und Belgien weit oben in der Rangfolge der Länder für 1978, gefolgt 

von den Niederlanden und Non,.,egen. Den Abschluss bilden wiederum die Schweiz 

und Japan. Für fünf der Länder ergeben sich iedoch auch auffallende Unter-

schiede, wenn rran die Rangzahlen beider Schätzungen für die einzelnen Uinder 

vergleicht: Für Dänemark, Kanada und die Vereinigten Staaten wird die rela-

tive Stellung im Hinblick auf die Grösse der Schattenwirtschaft mit der LPI-
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M:?thode um 7 bzw. 5 und 4 Ränge unter-, für Irland um 6 Ränge über-

schätzt. Zutückzuführen ist dies z.B. im Fall von Dänemark auf den relativ 

hohen Anteil der direkten Steuern am Bruttoinlandsprodukt im Vergleich mit 

der Gesamtbelastung mit Steuern und SOzialversicherungsabgaben und die hohe 

Belastung mit staatlichen Reglerrentierungen. Der relativ bohe Wert für das 

verfügbare Pro - Kopf- Einkcmnen (der die Schätzungen für die Grösse der 

Schattenwirtschaft nach der LPI - 1-'ethode dänpft) ge.'lt in die LISREL- Be-

rechnungen hingegen nicht ein. Auch in den Vereinigten Staaten und in Kana-

da ist die Belastung mit direkten Steuern und das verfügbare Einkcmnen 

relativ hoch, weshalb die Schätzungen auf Grundlage des LISREL- M:xlells 

über den LPI - Werten liegen. 

Aus Tabelle IV-4 kann für die einzelnen Länder auch die zeitliche Entwick-

lung der absoluten Grösse der Schattenwirtschaft (dh. nicht nur der Relation 

zu den anderen JJindern) anhand der standardisierten (z-) Werte abgelesen 

werden. Die z -Werte deuten beispielsweise darauf hin, dass die (absolute) 

Grösse der Schattenwirtschaft in den Vereinigten Staaten zwischen 1960 

(z = -0,03) uncl 1978 (z= 0,39) zugenorrrnen hat, auch wenn, wie wir gese-

hen haben, der relative Um.fang der verborgenen Wirtschaft in diesem Land 

in Bezug auf alle anderen Länder von Pang 17 auf Rang 7 zurückgegangen ist ! 

Die absolute Grösse der Schattenwirtschaft hat bis 1975 in allen untersuch-

ten Ländern stets zugenO!Tlren; einzig ein konstanter Wert ist für die Verei-

nigten Staaten zwischen 1970 und 1975 zu verzeichnen. Zwischen 1975 und 1978 

setzte jedoch, entsprechend den LISREL - Schätzungen, in Dänemark, Kanada, 

Österreich, dem Vereinigten Königreich, Japan und Finnland eine rückläufige 

Beweaung ein, welche in allen diesen Ländern vor allem auf eine .Z\bnahrre der 

direkten Steuerbelastung zurückzuführen ist (vgl. Tabelle A-1 im An.'1ang). 

Diese Ergebnisse aus der LISREL- Schätzung sind zur Veranschaulichung in 

Figur IV- 3 auch graphisch in einem Blockdiacrramn wiedergegeben. Auf 

der Abzisse sir1d die standardisierten (z-) Werte abgetragen. 1 Auf der 

Ordinate sind die Länder so geordnet, dass die relative Grösse der Schat-

tenwirtschaft im Jahr 1978 (verdeutlicht durch die Gesamthöhe der Blöcke 

für die einzelnen Länder) von links nach rechts abni.JTmt. Die relative 

1) Es wurde bereits darauf hinqewiesen, dass anhand der standardisierten 
(z-) Werte eine Aussage Uber die relative Grösse der Schattern.1irtschaft 
in den versdliedenen Ländern und über die Verändenmg der absoluten 
Grösse über die Zeit in jedem Land niiglich ist. 
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Figur IV-3 

Relative Grösse und Entwicklung der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern. 

1960, 1970 und 1978; LISREL - Schätzungen. 
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Grösse der Schattenwirtschaft im Jahr 1970 wird durch die Höhe der Blöcke 

einschliesslich der schraffierten Fläche, und für 1960 durch die Höhe der 

schwarz ausgefüllten Blöcke angegeben. Anhand der Figur wird deutlich er-

kennbar, dass die Schattenwirtschaft über den Zeitraum 1960 - 1970 und den 
Zeitraum 1970 -1978 absolut gemessen in allen Ländern zugencmnen hat. Wie 

zuvor erläutert, ist die Zunahrre in einigen Ländern sehr gross (z.B. in 

Schweden, Dänercark, Belgien, Italien und Irland), in anderen Ländern wie-

derum sehr klein (z.B. in den Vereinigten Staaten und, für 1970 -1978, in 

Kanada und dem Vereinigten Königreich) • 

Die Ergebnisse aus der LISREL- Schätzung können dazu herangezogen werden, 

die in der Literatur angegebenen Schätzungen für die Grösse der Schatten-

wirtschaft in verschiedenen Ländern und über die Zeit auf ihre Konpatibili-

tät zu prijfen. Nach unserem Ergebnis erwarten wir beispielsweise eine ver-

hältnismässig kleine Schattenwirtschaft in den ,rereinigten Staaten für 1978; 

von daher gesehen erscheinen die extrem hohen Schätzungen von FEIGE (vgl. 

Tabelle III-1) von bis zu 33% des Bruttosozialprodukts als recht unplau-

sibel. Auch die Ergebnisse auf Grundlage der anderen e111Jirischen Methoden 

stimren, sofern sie iiberhaupt vergleichbar sind, nur zum Teil mit unseren 

Schätzungen iiberein. Wird beispielsweise die Grösse der Schattenwirtschaft 

aus der unerklärten Differenz zwischen den gesamtwirtschaftlichen Einnahrren 

und Ausgaben abgeleitet, so ergibt sich etwa für die Entwicklung in Schweden 

ein vollkamen anderes Bild (vgl. Figur III-1): Die Grösse der verborgenen 

Wirtschaft liegt nach dieser Schätzung auf eine~ sehr geringen Niveau und 

hat zwischen 1968 und 1977 nur geringfügig zugencmren. Die Ergebnisse fiir 

Belgien, Dänemark, die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich 

können mit unseren LISREL- Schätzungen hingegen recht gut nachvollzogen wer-

den. Auch die Ergebnisse anhand der einfachen Bargeldumlaufrrethode weichen 

nicht so stark von unseren Resultaten ab (vgl. Figur III-2). Für die verbor-

gene Wirtschaft in Italien wird beispielsweise mit dieser Methode - in Uber-

einstimnung Jllit unseren Ergebnissen - ein starker Anstieg, von etwa 20 Pro-

zentpunkten, zwischen 1968 und 1978 emittelt, und das entsprechende Niveau 

liegt damit im Jahr 1978, wie in der LISREL - Schätzung, iiber demjenigen der 

drei anderen betrachteten Länder, den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten 

Königreich und Kanada. Fiir das Vereinigte Königreich wird hingegen ein Riick-

gang von Ober 10 Prozentpunkten festgestellt, was durch unsere Schätzungen 

nicht bestätigt werden kann. 
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Die Schätzungen für die Grösse der Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik 

Deutschland auf Grund der Schätzung einer Bargeld - Nachfragefunktion (siehe 

KIR:HGÄSSNER 1981) sind in Fiaur IV-4 den Ergebnissen aus dem LISREL -

~11 und den Schätzungen nach der M:!thode der weichen M:ldellierung (LPI -

M:!thode, vgl. FREY, WEX:K und PCM1EREHNE 1982, Figur 3) gegenübergestellt. 

Da die beiden letzteren M:!thoden nur relative Aussagen über die Grtisse der 

Schattenwirtschaft erlauben, werden auch die Schätzergebnisse aus der Bar-

geld - Nachfragefunktion in standardisierter Fonn (bereinigt um den Mittel-

wert und die Standa.rdal:7,/eichung) wiedergegeben. 

Figur IV-4 

Entwicklung der Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 

nach der Schätzung der Bargeld - Nachfragefun.1<tion, der 

LPI - Methode und der LISREL - Schätzung. 
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Alle drei Schätzrrethoden deuten auf eine stark zunehrrende Entwicklung der 

Schattenwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland von 1960 bis 1978 hin. 

Wiederum ist eine gute Ubereinstinmung der LISREL - mit den LPI - Schätzungen 

festzustellen; abgesehen von kleinen Abweichungen in den 60er - Jahren liegen 

die LISREL- Schätzungen illner innerhalb der mit der LPI - Methode ennittelten 

Bandbreite für die relative Grösse der Schattenwirtschaft. Der leichte Rück-

~ des Unfangs der verborgenen Wirtschaft, der nach der Bargeld - Nachfrage-

funktion für die Bundesrepublik zwischen 1965 und 1970 geschätzt wird, ist 

auf eine kurzfristige Abnalure der marginalen Steuerbelastung Mitte der 60er-

Jahre zurückzuführen. Diese Entwicklung kann mit der 1'-Ethode der weichen 

M:x:lellierung nicht und mit dem LISREL- Verfahren nur andeutungsweise nach-

vollzogen werden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bei diesem Verfahren 

neben der (zwischen 1965 und 1970 nur schwach ansteigenden) direkten und 

gesamten durchschnittlichen Steuerbelastung weitere Faktoren, wie die Be-

lastung mit staatlichen Reglementierungen und die Steuernoral, berücksich-

tigt werden, und die Entwicklung aller dieser Einflussfaktoren zusarmen 

spricht für eine Zunalure der Schattenwirtschaft, wenn auch (nach dem LIS-

REL - Ergebnis) in etwas geringerem Ausmass als in den Jahren zuvor. 

Der Vorteil der LISPEL - Methode ( ebenso wie des LPI - Ansatzes) liegt darin, 

dass neben der Steuerbelastung weitere Einflussfaktoren und damit zusätzliche 

Infonnationen einbezogen werden, die, wie in dem angeführten Beispiel, zu 

abweichenden Ergebnissen führen können. Die verschiedenen Einflussfaktoren, 

die für die Grösse der Schattenwirtschaft von Bedeutung sind, können dem-

gegenüber nur beschränkt in den Schätzungen der Bargeld - Nachfragefunktion 

berücksichtigt werden: Die Korrelation zwischen den Variablen ist zum Teil 

sehr hoch - vor allem deshalb, da es sich um eine Zeitreihenuntersuchung 

handelt und nicht um eine korrbinierte Querschnitt - Längsschnitt - Betrachtung 

wie im Fall der LISREL - Schätzung1 - , und damit können Verzerrungen in den 

Pararreterschätzungen und in der geschätzten Grösse der Schattenwirtschaft 

nicht ausgeschlossen werden. 

1) Die höchste Korrelation wird zwischen dem Anteil der direkten Steuern und 
dem Anteil der öffentlich Beschäfticrten ausgewiesen. Sie beträgt bei der 
korrbinierten Querschnitt - Längsschnitt - Betrachtung der LISREL- Schätzung 
0 , 76 gegenüber einem Wert von 0, 91 bei einer reinen Längsschnitt - Betrach-
tung über den Zeitraum 1954 -1979 für die Bundesrepublik Deutschland. 
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Die LISREL - Schätzung weist auch Nachteile auf: Die Ergebnisse hängen ent-

scheidend davon ab, welche Struktur für das itxlell zugrundegelegt wird. Es 

existiert jedoch bislang keine theoretische Grundlage, auf die bei der 

Fonnulierung dieser Struktur des M:xiells Bezug genc:mren werden könnte. Auch 

erlaubt dieser Ansatz nicht, von einem anderen als einem linearen Zusamren-

hang zwischen den einzelnen Variablen auszugehen; es ist jedoch nicht auszu-

schliessen, dass die Interdependenz zwischen der unbeobachtbaren Variable 

der Schattenwirtschaft und deren Einflussfaktoren und Indikatoren durch eine 

nicht - lineare Struktur des !bdells besser abgebildet werden könnte. Abgese-

hen von den Problerren der Datenerfassung allgerrein können bestinrnte Einfluss-

faktoren bislang nicht oder nur unzureichend erfasst werden: Die Veränderung 

der Steuernoral über die Zeit und verschiedene Länder und die Belastung mit 

staatlichen Reglerrentierungen werden bislang beispielsweise nur sehr indirekt 

und näherungsweise erfasst und es wäre wünschenswert, auf eine bessere Daten-

basis zurückgreifen zu können, wie dies für einzelne Länder, etwa die Ver-

einigten Staaten, bereits rröglich ist. Insbesondere wäre es jedoch auch 

wichtig, die Kosten der Beschäftigung in der Schattenwirtschaft, dh. die 

erwartete Aufdeckungswahrscheinlichkeit und das Strafirass einer illegalen 

Beschäftigung, die in unserer Untersuchung auf Grund der unzureichenden 

Datenbasis nicht berücksichtigt werden konnten, in die Schätzungen mit ein-

zubeziehen. 

Wie wir gesehen haben, sind die alternativen 1-'ethoden zur Bestirrrnung der 

Grösse der Schattenwirtschaft aber auch nur mit Einschränkungen dazu geeiqnet, 

die inoffizielle Tätigkeit in ihrem vollen Unfang und unverzerrt bestimren zu 

können. Beispielsweise wird mit direkten Befragungen, mit Stichproben zur 

Bestirrmung der Steuerhinterziehung und mit der Ableitung der Schattenwirt-

schaft aus der unerklärten Differenz zwischen gesamtwirtschaftlichen Ausgaben 

und Einnahrren nur ein Teil der gesa!"ten verborgenen Wirtschaft erfasst. Bei 

der einfachen Bargeldumlaufrrethode, der Schätzung einer Bargeld - Nachfrage-

funktion und dem Transaktionsansatz missen hingegen strenge Annahrren in Bezug 

auf den Bargeldumlauf, die Zahlungsgewohnheiten u.a. gemacht werden, auf die 

die Schätzergebnisse sehr sensitiv reagieren. Eine KO!!Dination verschiedener 

SchätZITEthoden kann jedoch von Vorteil sein: SO ist es mit dem korrbinierten 

Querschnitt-Längsschnitt-Ansatz der LISREL-1'-Ethode rröglich, über die Länder 

und die Zeit vergleichbare Schätzungen, allerdings nur für die relative 

Grösse der Schattenwirtschaft, anzugeben. Liegen auf Grundlage von alternati-
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ven Methoden mindestens zwei1 zuverlässige (Punkt-)Schätzungen für die abso-

lute Grosse der Schattenwirtschaft vor, ist es damit nöglich, aus dem Ergeb-

nis der LISREL - Schätzung Angaben über die absolute Grösse der Schattenwirt-

schaft in den verschiedenen Ländern und über die Zeit abzuleiten. 

Der entscheidende Vorteil der LISREL - Methode liegt darin, dass die relevan-

ten Einflussfaktoren und deren Pararreterwerte bestinmt werden können, und 

zwar nicht wie bei der LPI - Methode anhand exogener Informationen, sondern 

direkt durch die Schätzung des MJdells. Dies bedeutet, dass ein Test des in 

TEIL II entwickelten M:>dells der Interdependenz zwischen dem offiziellen 

privaten Arl:leitsrnarkt, dem öffentlichen Sektor und der Schattenwirtschaft 

nöglich ist. In dem Drei- Sektoren-M::>dell wurde von der Hypothese ausge-

gangen, dass ein positiver Zusanmenhang zwischen der Belastung im offiziellen 

privaten Sektor durch die öffentliche Verwaltung und der Abwanderung in die 

Schattenwirtschaft besteht. Dieses Konzept wurde in der Schätzung insofern 

erweitert, als zusätzliche Faktoren in das M:>dell einbezogen wurden, von 

denen angenanren wird, dass sie ebenfalls einen Einfluss auf die Grösse der 

Schattenwirtschaft ausüben. In der LISREL- Schätzung konnte für drei der 

acht Einflussfaktoren ein signifikanter Einfluss mit dem theoretisch erwar-

teten Vorzeichen bestätigt (dh. nicht veniorfen) werden. 

Das Ergebnis der LISREL- Schätzung überrascht insofern, als die Gesamtbe-

lastung der privaten Wirtschaft mit direkten und indirekten Steuern und den 

Sozialversicherungsabgaben keinen signifikanten Einfluss auf die Grosse der 

Schattenwirtschaft hat. Das Schätzergebnis deutet viel!rehr darauf hin, dass 

die Individuen nur die direkten, sichtbaren Steuern als Belastung errpfinden 

und bei der Entscheidung, in die Schattenwirtschaft überzuwechseln, in Be-

tracht ziehen. Die indirekten Steuern scheinen von ihnen hingegen nicht in 

vollem Umfang wahrgenarrnen werden, zumindest scheinen sie nicht als starke 

Belastung enpfunden zu werden. Diese Ergebnisse sprechen dafür, dass die In-

dividuen in den betrachteten Ländern einer Art 'Steuerillusion' unterliegen. 2 

1) Mit einer Beobachtung ist es m':iglich, eine Aussage über die absolute 
Grösse der Schattenwirtschaft in einem Land und zu einem Zeitpunkt zu 
machen. Eine zweite Beobachtung ist notwendig, um die Veränderung über 
die Zeit bzw. die Grösse der Schattenwirtschaft in den anderen Ländern 
ableiten zu können. 

2) Enpirische Untersuchungen für die Schweiz (Püt-MEREHNE und SCHNEIDER 1978) 
und für Australien (SCHNEIDER und PCM1EREHNE 1980) haben gezeigt, dass 
die direkte Steuerlast von den Steuerzahlern stärker wahrgenornnen wird 
als die indirekten Steuerabgaben. 
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Entsprechend den Schätzungen werden die Sozialversicherungsabgaben eben-

falls nicht so negativ bewertet wie theoretisch erwartet. Dies deutet darauf 

hin, dass die Wirtschaftssubjekte in den Sozialversicherungsleistungen nicht 

so sehr ein öffentliches Gut, sondern sehr ;iohl einen positiven individuel-

len Nutzen sehen. Un einen Test dieser Aussage durchführen zu können, miss-

ten die Kosten und der Nutzen der staatlichen Leistungen getrennt in die 

Schätzung des LISREL - M::xlells aufgenormen werden. - Das Ergebnis der LISREL-

Schätzung legt ausserdem nahe, dass die Steuerbelastung der Arbeitgeber, 

die sich vorwiegend in der Höhe der indirekten Steuern und der Sozialver-

sicherungsabgaben ausdrückt, im Vergleich mit der direkten Belastung der 

Arbeitnehrrerseite von geringerer Bedeutung zu sein scheint. M:5glichenieise 

wird die Abgabenbelastung der Arbeitgeberseite durch die veniendeten Varia-

blen auch unzureichend erfasst; sie könnte beispielsweise über den Anteil 

der Arbeitgeberbeiträge an den gesamten Sozialabgaben besser abgebildet 

werden. 

Insgesamt spricht das Ergebnis der LISREL - Schätzung dafür, dass die zuneh-

r:rende Belastung mit direkten Steuern und staatlichen Regler:rentierungen und 

die abnehr:rende Steuenroral Anreize setzen, sich dem Zugriff des öffentlichen 

Sektors zu entziehen und in die Schattenwirtschaft abzuwandern. 
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Zusarnrenfassunq und Ausblick 

Diese Artleit befasst sich mit der Ausweitung und der ni:iglichen Kontrolle 

der öffentlichen Verwaltung. In ~ wurden die M5glich.keiten und 

Durchsetzungschancen einer exogenen Kontrolle diskutiert. Es wurde im 

Rahnen der ökonomischen 'lheorie der Verwaltung von einem aktiven Verhalten 

der staatlichen Exekutive ausgegangen, die ihren eigenen Nutzen unter Ne-

benbedingungen zu maximieren sucht. Da die nicht-administrativen Entschei-

dungsträger im laufenden politischen Prozess wenig Anreize aber auch kalml 

Ansatzpunkte haben, die öffentliche Verwaltung wirksam zu kontrollieren, 

wird gefolgert, dass sich der staatliche Verwaltungssektor Zlml Leviathan 

entwickeln könnte. 

Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt in der Untersuchung der endogenen 

Mechanisrren zur Kontrolle der öffentlichen Verwaltung. Diese wurden in 

TEIL II im Rahrren eines Drei - Sektoren - M:xlells aus der Interdependenz 

zwischen offiziellem privaten Sektor, öffentlichem (Verwaltungs-) Sektor 

und inoffiziellem oder Schattensektor abgeleitet: Es wurde aufgezeigt, 

wie mit zunehrrender Belastung durch die öffentliche Verwaltung für die 

Beschäftigten im privaten Sektor Anreize entstehen, durch eine Abwande-

rung in die Schattenwirtschaft sich dem Zugriff der öffentlichen Hand zu 

entziehen. 

Diese zunächst theoretisch abgeleitete Hypothese wurde in TEIL III anhand 

von errpirischen Untersuchungen über die Grösse der Schattenwirtschaft zu 

überprüfen gesucht. Die vorliegenden Schätzungen sprechen dafür, dass in 

den rreisten untersuchten Ländern die Au,1anderung in den Schattensektor in 

den letzten Jahren stark an Bedeutung gewonnen hat. Die in der Schatten-

wirtschaft erzielten Einkernren stellen heute eine - gerressen am offiziellen 

Sozialprodukt - beachtliche Grösse dar. Allerdings sind die Untersuchungen 

nur bedingt Zlml Test der obigen Hypothese verwendbar. Die wesentliche Ein-

schränkung besteht darin, dass die zur Schätzung erforderlichen Daten nicht 

unabhängig von der zu testenden 'lheorie erhoben werden. 

Aus diesem Grund wurde in TEIL IV ein umgekehrtes vorgehen gewählt: Es 

wurden die hauptsächlichen Einflussfaktoren der Abwanderung in die Schat-

tenwirtschaft identifiziert. Mit Hilfe von Plausibilitätsüberlegungen über 

die relative Gewichtung der einzelnen Einflussgrössen wurde wit dem LPI-

Verfahren ( 'weiche M'.:>dellierung') für das Jahr 1978 die relative Grösse 
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der Schattenwirtschaft in 17 OECD Ländern bestirrmt. Eine wesentlich stren-

qere Uberprüfung der Hypothese über die Al:wanderuncr in die Schattenwirt-

schaft besteht in cler Anwendung eines Verfahrens zur Analyse von 'unbeob-

achtbaren Variablen' (LISREL): Hierl:Jei wird zwischen rröglichen Einfluss-

faktoren der Al:wanderung aus der offiziellen Wirtschaft (Steuerbelastung, 

Belastung durch staatliche Reglerrentierungen, Wahrnehmung der Steuerbe-

lastung, Steuernoral, Arbeitslosenquote und real verfügbares Pro-Kopf-

Einkormen) und einer Reihe von Indikatoren für die Grösse der Schatten-

wirtschaft (Erwerbsquote, effektive Arbeitszeit und Wachsturn des Sozial-

produkts in der offiziellen Wirtschaft) unterschieden. Die korrbinierte 

Querschnitt - Längsschnitt - Untersuchung über 17 OECD Länder und 5 Zeit-

punkte ergibt für die Variablen der direkten Steuerbelastung, der Bela-

stung durch staatliche Reglerrentierunaen und die Steuerunrroral einen sig-

nifikant positiven Einfluss, während für die anderen Grössen kein signifi-

kanter Einfluss festgestellt werden kann. 

Für das Jahr 1978 ergeben sich folgende Schätzergebnisse für die Grösse der 

Schattenwirtschaft: In Schweden bestanden auf Grund der hohen Belastung mit 

direkten Steuern und staatlichen Reglerrentierungen die vergleichsweise 

höchsten Anreize, in der Schattenwirtschaft tätig zu werden. In Belgien und 

in Dänerrark ist die relativ hohe verborgene Tätigkeit ebenfalls auf die 

starke direkte Steuerl:Jelastung und die niedrige Steuernoral (Belgien) bzw. 

die hohe Belastung wit staatlichen Reglerrentierungen (Dänerrark) zurückzu-

führen. Im Falle von Italien ist zu venm.iten, dass vor allem die tiefe 

Steuernoral für die relativ grosse Schattenwirtschaft verantwortlich ist. 

Für die Niederlande, Frankreich und Noniegen ist derrgegenüber ein etwas ge-

ringerer und für die Bundesrepublik Deutschland, das Vereinigte Königreich, 

Kanada und die Vereinigten Staaten ein eher bescheidener Umfang der Schat-

tenwirtschaft zu erwarten. Die vergleichsweise geringste Bedeutung hat die 

Schattenwirtschaft unseren Berechnungen zufolge in Japan, in der Schweiz, 

in Spanien, Irland und Finnland. Aber auch in diesen Ländern spricht die 

zunehrrende Belastung durch den staatlichen Sektor und die abnehrrende 

Steuernoral für eine Zunahrre der Schattenwirtschaft iiber den Untersuchungs-

zeitraum von 1960 bis 1978. 

Insgesamt sprechen die Ergebnisse der verschiedenen Ansätze, insbesondere 

auch diejenigen der LISREL- Schätzung, zugunsten der Hypothese, dass mit 

zunehrrender (direkter) Steuerbelastung und mit der Zunahrre der Auflagen 
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und Vorschriften seitens der öffentlichen Verwaltung eine Wanderung von 

der offiziellen Wirtschaft in den Schattensektor stattfindet. 

Gegenüber den 'traditionellen' ~thoden zur Erfassung der Schattenwirt-

schaft können jedoch eine Reihe von Einwänden vorgebracht werden. Aber 

auch gegenüber unserer Anwendung des LISREL - it:Jdells gibt es Vorbehalte, 

denn es ist bislang die Nutzenseite staatlichen Handelns noch nicht expli-

zit berücksichtigt worden. Auch in Bezug auf die verwendeten Variablen -

sei es für die verschiedenen Einflussfaktoren auf das Wachstum der verbor-

genen Wirtschaft wie auch für die Indikatoren der Schattenwirtschaft -

wäre es wünschenswert, auf crenauere Messgrössen zurückgreifen zu können. 

Vor allem ist die Steuernoral selbst noch erklärungsbedürftig. 

In einem nächsten Schritt ist das bisher stark vereinfachte M:>dell in ver-

schiedene Richtuncren zu erweitern. Bislang wurde von einer rröglichen Reak-

tion der öffentlichen Verwaltung auf die ZunahrrE der Schattenwirtschaft 

abgesehen. Die öffentliche Verwaltung kann jedoch versuchen, durch eine 

erhöhte KontrollVitigkeit die Kosten der Beschäftigung in der Schatten-

wirtschaft zu erhöhen und dieser damit entgegenzuwirken. Sie kann auf die 

Abwanderung in die Schattenwirtschaft aber auch dadurch Einfluss nehmen, 

dass sie die direkten Steuern senkt und dafür die indirekten, dh. weniger 

stark wahrgenomrenen Steuern erhöht, um die Anreize, in die Schattenwirt-

schaft überzuwechseln, zu senken. Diese urrgekehrte Kausalrichtung von der 

Grösse der Schattenwirtschaft auf deren Einflussfaktoren nR.1Sste hier be-

wusst ausgeklarnrert werden. Auch die Interdependenz der betrachteten 

Akteure mit den anderen wirtschaftse:>litischen Entscheidungsträgern, ins-

besondere der Regierung und dem Parlarrent, konnten bisher nicht berück-

sichtigt werden. Für weitere Forschungsanstrengungen scheint es besonders 

fruchtbar, das interaktive Verhalten der wichtigsten Entscheidungsträger 

in ein Gesarntrrodell zu integrieren. Dies ist auch von grosser Bedeutung 

im Hinblick darauf, dass dadurch errröglic:.'-1t werden kann, wirtschaftspoli-
tische Folgerungen und Enpfehlungen abzuleiten. 
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LISREL - Verfahren zur Schätzunq von "linear interdependent structural 

relationships". 1 

Das allaerreine t,,'odell kann wie folgt dar~estellt werden: 

Seien n' = (n 1 , .. ,nm) und f;,' = (f;, 1 , .. ,f;,n) zwei unbeobachtbare 'wahre' 

Variablen, die Il'it Hilfe der beobachtbaren Variablen y' = ( y 1, •• , y P) und 

x' = ( x 1 , .. , x ) wie folqt 'aerressen' werden können: q - -

"rreasurerrent m:xlel" 

(Al) y A 
y T1 + ö 

{A2) X = A 
X 

+ 

'WObei ö' = (ö 1 , •• ,öp) und e:' (e: 1 , .. ,e:q) zwei Zufallsterrre für die 

Messfehler in den Variablen darstellen. Es wird angenomren, dass gilt: 

E( Ö) E( e:) 0 ; 

E( ö' e:) 0 

E( T1' ö) 0 und E( f;,, e:) 0 

und 

E( ö' ö) 02 
ö 

E( e: 'E) 02 
E 

Für die Variablen y und x wird unterstellt, dass sie als Ab..leichungen 

van Mittelwert gen-essen werden, so dass gilt: 

E(y) 

E( T1) 

E(x) 

E( f;,) 

0 und 

0 

Die I:'eziehung zwischen den unbeobachtbaren Variablen n und f;, wird in fol-

gender strukturellen Beziehung dargestellt: 

"structural ecruation rn::idel" 

(A3) B • n r , f;, + r; 

wobei B eine (m • m) und r eine (m ~ n) Matrix der Koeffizienten von n 

und f;, darstellen. i:; gibt den Zufallsfehler in der Gleichung an. 

1) \'gl. JÖRE.5KCG und vm THILLO (1973). 
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Es wird angenorrrren, 

E ( 1;'r;) '!' ) , <l> 

'!' sei die Varianz - Kovarianz - Matrix von r; ( dh. 

sei die Varianz - Kovarianz - 11'.atrix von [, ( E ( [,' [, ) 

<l> ) , [, und I'.; seien unkorreliert ( E ( [,' r; ) = O ) und B sei eine 

nicht - singuläre Matrix ( dh. a'B a > O für a f O) • 

Damit kann die Varianz-Kovarianz-Matrix der beobachteten Variablen y und x, 

' [:: ::] 
als Funktion der Elerrente in Ay , Ax , B , r , <l> , 'I' , 02 tmd 02 dar-

ö C 
gestellt werden: 

l: = A ,J II' + 02 
yy y nn y ö 

mit ,J s-1 r 
nn 

<1> r ·s•- 1 + s-1 'I' B ,-1 

l: A n1:,1:, II' + 02 mit ,)[,[, <l> XX X XX C 

l: II s-1 r <l> II' yx y X 

l: A <l> r' s•-1 II' xy X y 

Andererseits ist die Varianz-Kovc>.rianz-Matrix S der beobachteten Variablen 

y und x bekannt: 

s [:: :: 1 
Mit Hilfe der 11'.axirnum - Likelihood - Schätzung werden die freien Pararreter in 

,: so bestimnt, dass die Abrieichung der berechneten von der beobachteten 

Varianz-Kovarianz-Matrix von y und x ( l: - S ) minimiert wird; dh, die 

Likelihood - Funktion 

log L = - ½ N { log J l: J + tr ( S l: - 1 ) } 

wird in Bezug auf die freien Pararreter in A y , A x , B , r , <l> , 'I' , 0~ 

tmd 0; naximiert ( N = Anzahl Beobachtungen) • 
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Die ParaITEter des Mcdells sind identifiziert (nob-lerldige Bedingung, vgl, 

JÖRESK(x; und SÖRID-l 1977), wenn gilt 

s 1 
2 (rn+n) (m+n+l) 1 

wobei s für die Anzahl freier Paraneter in dem Mcdell steht. 

Das LISREL - Modell zur Bestirrrnung der relativen Grösse der Schattenwirt-

schaft wird wie folgt spezifiziert: 

B I 

]\ I 
X 

02 0 
E 

$ XX LXX <l> und 

62 -1,0 

Damit beträgt die Anzahl freier ParaITEter in dem M'.)dell s = 14 das ent-

spricht 52 Freiheitsgraden ( N = 85 Beobachtungen) • 

Die Struktur des M:xlells kann wie folgt in Matrixform dargestellt werden: 

l :: 1 
[8' 0 0 [ s] ,, j 

(M) = 0 ß2 0 + 62 

0 0 ß3 63 

mit E ( yj) = 0 , 

E ( s ) = 0 , 

E ( 6j ) = 0 und ß2 = - 1,0 • 

Yl 0 0 0 0 0 0 0 xl 

0 Y2 0 0 0 0 0 0 x2 

0 0 y 3 0 0 0 0 0 x3 
[ s ] 0 0 0 Y4 0 0 0 0 x4 + [ s 1 . (AS) 

0 0 0 0 Y5 0 0 0 x5 
0 0 0 0 0 y6 0 0 x6 
0 0 0 0 0 0 Y7 0 X7 

0 0 0 0 0 0 0 YB x8 Hannelore Weck-Hannemann - 978-3-631-75192-3
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roit E S 0 

E ( x il O 

E ( t; ) 0 

~ ..., .., 
yj (j = 1, •• ,3), xi (i = 1, •. ,8) und S stellen die standardisierten Werte 

der Indikatoren, der Einflussfaktoren und der 'unbeabachtbaren' Variable, 

der Grösse der Schattenwirtschaft, dar. Die Zahl der Beobachtungen beträgt 

in unserer Schätzung über 5 Jahre und 17 Lc'inder N = 85. 

Die Schätzungen wurden mit dem LISREL- Programn von JÖRESKOG und VAN THILLO 

(LISREL II) aro Rechenzentrum der Universität Zürich im Herbst/Winter 1981/82 

durchgeführt. 
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Land 

A 

B 

CA 

DK 

SF 

F 

BRD 

IRL 

I 

JA 

NL 

N 

SP 

s 
O! 

UK 

USA 

Tabelle A-1 

Einflussfaktoren und Indikatoren der Grösse und Entwicklung der Schattenwirtschaft. 

17 OECD Länder; 1960, 1965, 1970, 1975 und 1978. 

Steuerbt=.:-lastung: (sraes) (srdir) (srindir) Belastuna staatlicher 'Rr=><llerren-

Anteil der direkten W"td in- Anteil der direkten Steuern Anteil der indirekten 
tierunoen: (REX;) 

direkten Steuern und Sozial- am Bruttoinlandsprodukt, Steuern am Bruttoinlands- Anteil der Beschäftigten im 

versicherungst-eiträge am in %. produkt. in % • öffentlichen Dienst an den 
Bruttoinlandsprodukt, in % • Erwerbsi::,ersonen, in % • 

1960 1965 1970 1975 1978 1960 1965 1970 1975 1978 1960 1965 1970 1975 1978 1960 1965 1970 1975 1978 

30,3 35,2 36,0 39, l 36,6 10,0 12,1 10,9 13,l 11,0 14,2 15,3 15,9 16,8 16,0 10,5 11,8 14,0 16,6 17,9 

26,3 30,0 34,2 40,2 42,6 7,6 8, 7 11,0 16,3 18 ,2 11,5 12, 1 12,9 11,3 12,0 11,8 13,0 13,6 14 ,6 15,8 

24,0 26,9 31,1 32 ,4 30,2 9,6 10,5 14 ,2 16,0 14,2 12, 7 14,5 14,0 12,9 12,3 15,9 1 17,3 5 18,7 19 ,0 18,3 

25,3 29,2 39,3 42 ,9 42,0 11, 7 13,4 20 ,4 26,0 23,8 12,2 13,9 17,1 16,1 16,2 9,9 13,1 5 16,8 22,1 22,B' 

27,8 29,5 31,6 36,6 36, 3 11,4 12,4 13, 7 17, 7 15, 7 13,9 13,6 13, 7 13,1 14 ,6 7,9 9,9 11,8 14, 7 16,9 

33,4 36,9 35,3 36,8 38,4 6,1 6,4 7,2 7,3 7,9 16,1 16, 7 15,2 14, 1 14 ,1 12,1 11,5 12,2 13,3 13,6 

33,2 34,1 34 ,4 37,8 39,8 9, 3 10,2 10, 7 12,0 13,1 14 ,3 14 ,1 12,8 12,3 12,8 7,9 9,7 11,1 13,3 13,9 

22,2 25, 7 32, 7 34,3 34 ,8 4, 7 6,6 9,0 10,4 11,6 16,4 17 ,4 19,4 17,1 17,4 9,1 1 10,6 12,5' 14,5' 15,3 8 

27 ,1 29,0 27,2 31,4 32 ,9 5,5 6,6 5,4 7 ,4 10,2 12,8 12,3 11,1 9,9 10,l 7,8 9,4 10,1, 13,0 13,2 

18, 7 18,8 19,5 21,8 22,9 7,1 7,8 .8,1 9,8 9 ,1 9,0 7,5 7,1 6,7 6,6 6, 7 6,2 5, 7 6,4 6, 3 

30,2 34, 1 39,9 46, 3 47,0 12, 3 12,8 13,8 16,5 16,l 9,9 10,0 11,4 11,3 12, 7 11,6 11,4 12,0 12,9 13,9 

32,1 34 ,6 41,2 47 ,4 48,9 12,2 13,0 13,3 16,1 18,0 14,4 14,9 18, 3 17,9 17, 7 12,5 2 13, 7 16,2 18,9 20,l 

16,5 16,2 18,0 20, 7 23,0 4,8 4,2 3,5 4, 3 5,5 8,3 8,2 7,9 7,0 6,7 6,9" 6,5 7,0 9 ,5 11,3 

28,6 37,3 41,0 45,8 53,0 14,9 18,9 20,5 22,5 24,0 10 ,1 12,6 12 ,9 14,3 14, 7 12,6 15, 1 20,3 25,0 28,2 

20,5 22,8 23,8 29, 3 31,0 8, 7 9,8 11,1 14 ,4 14,6 7,1 7,8 7,1 6,5 7 ,1 6,3 6,7 7,9 9,4 10,1 

27,6 30,0 37,0 36,9 34, 7 11,0 11,0 15,6 17,0 14 ,5 13,0 14 ,2 16, 1 13,3 14,0 14, 7 15,5 17,6 20, 3 20,l 

27 ,5 27,3 29,6 29,3 31, 1 14, 3 13, 7 14,0 13,0 14,9 9 ,1 9, 3 9,6 9,1 8,4 14,9 16,0 17,l 16, 5 15, 7 
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Fortsetzung: Tabelle A-1 

Lm:i Steuerwahrnelurung: (lSl'~o) 

Veränderung der gesamten 
Steuerbelastung (Sl'gesl über 
j.....eils 5 Jahre (1 - Punkte) • 

1955 1960 1965 1970 1973 
- 60 - 65 - 70 - 75 - 78 

A 1,0 4,9 0,8 3,1 -1,3 

B 3,5 3,7 4,2 6,0 6,3 

CA o, 7 2,9 4,2 1,3 -1,2 
[lf( 1,4 3,9 10,l 3,6 -2,2 

SF 1,2 1,7 2,1 5,0 1,1 

F 1,1 3,5 -0,8 1,5 3,2 
BR) 1,2 0,9 0,3 3,4 1,8 

IRL -0,l 3,5 7,0 1,6 3,0 

I 3,4 1,9 -1,8 4,2 3,0 

JA 0,5 0,1 0,7 2,3 1,8 

NL 3,6 3,9 5,8 6,4 3,0 

N 3,1 2,5 6,6 6,2 1,5 

SP 1,6 -0,3 1,8 2, 7 2,8 

s o, 7 8, 7 3, 7 4,8 10,9 

Cl! 1,9 2,3 1,0 5,5 4,8 

UK -1,2 2,4 7,0 -0,1 1, 7 

USA 2,5 -0,2 2,3 -0,3 0,9 

(tsrdir) 

Veränderung der direkten 
Steuerbelastung (Sl'dirl über 
j.....eils 5 Jahre (1- Punkte) . 

1955 1960 1965 1970 1973 
- 60 - 65 - 70 - 75 - 78 

0,0 1,0 -1,2 2,2 -0,5 

0,4 1,1 2,3 5,3 4,9 

0,2 0,9 3, 7 1,8 -1,0 

0,4 1,7 7,0 5,6 0,0 

0,1 1,0 1,3 4,0 0,6 

1,3 0,3 0,8 0,1 0,9 

0,1 0,9 0,5 1,3 -0,4 

0,8 1,9 2,4 1,4 2,0 

0,8 1,1 -1,2 2,0 4,2 

0,1 o, 7 0,3 1, 7 -0,4 

1,3 
1 

0,5 1,0 2,7 'o, 7 

0,6 0,8 0,3 2,8 2,5 

0,2 -0,6 -0, 7 0,8 3,6 

-1,6 4,0 1,6 2,0 5,4 

0,9 1,1 1,3 3,3 2,3 

-0,8 o,o 4,6 1,4 0,9 

0,3 -0,6 0,3 -1,0 1,0 

Steuerunrroral: 

In:lex 

1960 1965 1970 

5,5 6,7 9,0 

7,1 8,6 11,6 

3,8 4,7 6,3 

2,2 2,7 3,6 

2,2 2,7 3,6 

8,7 10,6 14,3 

5,5 6,7 9,0 

3,8 4,7 6,3 

10,4 12,6 17,0 

3,8 4,7 6,3 

5,5 6,7 9,0 

2,2 2,7 3,6 

7,1 8,6 11,6 

2,2 2,7 3,6 

0,6 0,7 1,0 

2,2 2,7 3,6 

3,8 4,7 6,3 

(rnMJAAL) 

1975 1978 

10,6 10,9 

13, 7 14,0 

7,4 7,6 

4,2 4,4 

4,2 4,4 

16,9 17,3 

10,6 10,9 

7,4 7,6 

20,1 20,6 

7,4 7,6 

10,6 10,9 

4,2 4,4 

13,7 14,0 

4,2 4,4 

1,2 1,2 

4,2 4,4 

7,4 7,6 
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ft>rtsetzung: Tabelle A-1 

~ Erwerb~te: (El1W) 

Anteil der männlichen Erwerbs-
personen an der Bewlkerung 
zwischen 15 - 64 Jahren, in%, 

1960 1965 1970 1975 1978 

A 95,5 94,6b 85, 7 82,5 82,2 

B 88,5 88,2 86,0 83,9 81,3 

CA 91,9 89,0 85, 7 86,2 85,8 

[)I( 99,5 96,8 91,8 89,8 91,5 

SE' 91,l 88,2 83,l 79, 7 78,0 

F 92,6 90,0· ss,ab 84,l 80,9 

BRD 94,9 94,2 92,5 85, 7 83,2 

IRL 99,32 98,7 96,5 93,1 7 90,9b 

I 93,3 87,3 86,0 83,5 82,2 

.JA 92,2 88,6 89,4 89, 7 89,2 

NL 97,8 1 91,9" 87,lb 83,ab 82,~ 

N 92,2 89,9 89,0 85,9 87,7 

5P 99,8 98,3 96, 7 91,6 85,3 

s 93,1 1 91,3 88,8 89,2 87,7 

Cl 101,1 100,c/'100,5 97,2 93,8 

ux 99,1 96,8 94,2 91, 7 91,2 

USA 91,7 88,6 87,l 85,3 85,5 

Art-eitszeit: (ZEIT) 

W:x:henarbei tsstunden der 
Arbei tnehrrer in der 1"'t.all -
industrie, in Stunden. 

1960 1965 1970 1975 1978 

43,5c 43,3c 37,4 J3,9c 33,4 

41,4 2 40,8 39,9 34,8 35,2 

40,4c 41,0c 39, 7c 38,6c 38,8c 

40,2 1 38,2a 36,2 32,9 38,5 

44,4 44,0 38,3 38,4 41,0 

45,5 45,6 44,8 41, 7 41,0 

45,6c 44,l 43,8 40,4 41,6 

45,4 44 ,o 42, 7 41,3 42,4 

43, 7d 42,6d 42,0d 41,6d 41,5d 

47,8 44,3 43,3 38,8 40,6 

48,8 45,9 44,2 41,2 41,l 

41, 7e 37,le 34,2e 32,le 30,le 

43,5 44,4 44,1 42, 7 41,b 

37,~ 36,5f 34,3f 31,l 30,rl• 
46,l 44,8 44, 7c 43,2c 44,4c 

47,4 44,3e 43,le 41,2e 41,9e 

39,f o.~ 39,~ 39,~40.~ 

Arbeitslosenquote: (AI.Q) 

Anteil der Arbeitslosen an 
den Erwerbspersonen, in % 
(10 - Jahres - Durchschnitt), 

1951 1956 1961 1966 1969 
- 60 - 65 - 70 - 75 - 78 

3,2' 2,7 1,8 1,6 1,5 

3,9 2,5 2,1 2,4 J, 7 

4,5 5,4 5,6 5,3 6,J 

4,0 10 2,8 1,1 15 1,7 2,8 

1,2 1,6a 2,0 2,4 3,3 

J,8u 1,1 1,5 2,4 3,4 

5, 1• 1,5 0,8 1,4 3,1 

7,4' 5,6 5,0 ·5,s 7,0 

7,0 11 4,5 3,2 3,4 6,1 

1,5 12 1,2 1,4 1,3 1,8 

1,9 1,2 1,1 2,1 3,0 

1,0 1,1 0,9 1,3 1,5 

0,9 10 1,0 1,5 2,4 3, 7 

1,8u 1,6" 1,4 2,1 2,0 

o,21J 0,0 0,0 o,o 0,2 

1,2 1,4 1,6 2,3 3,4 

4,4 5,2 4,6 4,8 5,8 
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Fortsetzung: Tabelle A-1 

Land wachstum des realen Sozialorodukts: (qBIPO) 

Jährlidle Wachstl.lTlSrate des Differenz d. jährl. wachstll!1'S-
realen BIP, in Preisen und rate des BIP zun OECD - D..irch-
wedlselkursen von 1975; in % • schnitt (17 Länder); 1n %. 

1960 1965 1970 1975 1978 1960 1965 H70 1975 1978 

A 8,2 2,9 7,1 -1, 7 1,0 1,9 -1,6 1, 7 -1,3 -2,l 

B 5,4 3, 7 6,3 -1,8 3,1 -0,9 -0,8 0,9 -1,4 o,o 
CA 2,8 6,8 2,6 1,1 3,6 -3,5 2,3 -2,8 1,5 0,5 

DI< 5,9 4,6 2,6 -0,6 1,3 -0,4 0,1 -2,8 -0,2 -1,8 

SF 9,9 5,3 7,9 0,6 2,3 3,6 0,8 2,5 1,0 -0,8 

F 7,2 4,8 5, 7 0,2 3,6 0,9 0,3 0,3 0,6 0,5 

BRD 8,9 5,6 6,0 -1,8 3,3 2,6 1,1 0,6 -1,4 0,2 

IRL 5,6 2,0 3,5 2 ,2 6,3 -0,7 -2,5 -1,9 2,6 3,2 

I 6,3 3, 3 5,3 -3,6 2,6 o,o -1,2 -0,l -3,2 -0,5 

JA 13,9 5,1 11, 7 1,4 5,9 7,6 0,6 6,3 1,8 2,8 

NL 9,0 5,2 6, 7 -1,0 2,5 2, 7 0,7 , 1,3 -0,6 -0,6 

N 4, 7 5,3 2,0 5,5 3,3 -1,6 0,8 -3,4 5,9 0,2 

SP 2,4 6, 3 4,1 1,1 2, 7 -3,9 1,8 -1,3 1,5 -0,4 

s 3,8 4 ,1 5,3 0,8 2,8 -2,5 -0,4 -0,l 1,2 -0,3 

OI 7,0 3,2 6,4 -7,3 0,3 o, 7 -1,3 1,0 -6,9 -2,8 

UK 4,7 2,3 2,2 -0,8 3,6 -1,6 -2,2 -3,2 -0,4 0,5 

USA 2,1 6,0 -0,l -1,0 4,4 -4,2 1,5 -5,5 -0,6 1,3 

111 6,3 4,5 5,4 -0,4 3,1 

Einkormensrestriktion: (YVF) 

Verfügbares Einkcmren pro Kopf der 
Bevölkerung, zu konstanten Preisen 
und Wechselkursen von 1975, 1n US-$. 

1960 1965 1970 1975 1978 

2 488 2 828 3 669 4 338 4 7878 

3 220 3 995 4 927 5 764 6 305 

3 689 4 453 5 212 6 315 6 784 

4 041 4 991 6 326 6 803 7. 421 

2 640 3 329 4 224 5 057 5 072 

3 168 3 959 4 935 5 677 6 302 

3 939 4 630 5 527 5 901 6 689 

1 559 1 823 2 210 2 528 2 68} 

1 772 2 198 2 876 3 014 3 292 

1 336 1 956 3 305 3 892 4 416 

3 418 4 053 4 991 5 421 5 918 

3 8782 4 342 4 981 5 952 6 394 

1 104 1 858 2 181 2 693 2 803 

4 840 6 053 7 075 7 500 7 373 

5 559 6 385 7 497 7 718 7 973 

2 758 3 105 3 414 3 641 3 892 

4 564 5 414 5 904 6 265 7 184 
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Annerkun!len : (Tabelle A-1 ) 

1) 1957 9) III (1951, 1956-60) 
2) 1961 10) III (1956-60) 
3) 1962 11) III (1954-60) 
4) 1964 12) 111 (1953-60) 
5) 1966 13) 1960 
6) 1971 14) 111 (1960-65) 
7) 1973 15) 111 (1965-70) 
8) 1977 

a) interpoliert 

b) berechnet entsprechend den allg..neinen E,...,rbsquotenzahlen 

c) bezahlte Arbeitsstunden (an Stelle: geleistete ~) 

d) berechnet aus Arbeitsstunden pro Tag 

e) berechnet aus Arbeitsstunden der Männer und Frauen 

f) berechnet aus Arbeitsstunden pro M:Jnat 

A Ö5terreich 

B flelqien 

CA Kanada 

DK D~n.,,,..rk 

SF Finnland 

F Frankreich 

mo Bundesrepublik Deuts;chland 

IRL Irland 

Italien 

J/\ Jap.1n 

NL Nlederlande 

N Ncn.eaen 
SP Spanien 

s Schweden 

CH Sch.leiz 

UK Vrreinigtee Kiln t crre ich 

USA Vereinigte Staaten 
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Amerk'!'9"" (Tabelle A -1 ) : 

Einfluss/Indikator Variable Quelle 

Steuerllelastung Direkte Steuern !m'dir>• OKD, 
indirekte Steuern S'I'indiJl 

National Aocoonts 
St~tistics. 

Steuerperzeptiai 

Steuerunnoral 

Reg lenentierung 

inkl. Sozialversicne-
rungsbei trMge in I des 
Bruttoinlandsprodukts 

Veränderung der Steuer-
belastung (5-Jahres-
Differenzen) 

Index ( 17=niederste, 1= 
höchste Steuernoral) 

Beschäftigte im unm1 t-
telbaren öffentlichen 
Dienst in I der Er-
werbspersa,en 

Einkanrensrestrik- Verfügbares Einkamen 
tion pro Eirr,,rnner, in U • S. 

Arbeitszeit 

Arbeitslosen-
quote 

Wachstun des 
Sozialprodukts 

Dollar, zu kaistanten 
Preisen und Wechsel-
kursen von 1975 

Männliche Erwerbsperso-
nen in \ der 15-64 jMh-
rigen ir.'innlichen Be-
völkerung 

Geleistete l'b::1-enar:-
teitsstunden der 
Arbeitnemer in der 
Metallindustrie 

Arbeits lose in I der 
Erwerbspersoenen (10-
Jahres-Durchschnitt) 

Jährliche Wachst,..,,,.rate 
des ßDI, in Preisen und 
llechselkursen von 1975 

fflETI'F:R (1974) • 

1-'J\Rl'IN (1982) • 

CE:D, Statistics of the Occu-
pational and Educaticnal 
Structure of th! Laboor 
Force of 53 Countries. 
Paris 1969. 

CE:D, Labour Force statistics. 

CE:D, National Accounts of 
CE:D Countries 1950 -
1978, Paris 1980. 

CHD, ""np:,,er Statistics. 
CE:D, Labour Force Statistics. 

no, Yearl:ocic of Labour Sta-
tistics. 

=· Manpo,,er Statistics. 

=· Labour Force Statistics. 

OEXll, National Accounts sta-
tistics. 
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Tabelle A-2 

Index für die Entwicklung der Steuenroral 

in den Vereinigten Staaten, 1960 - 1978 (1970 = 100). 

Verschiedene Befragungen und Gesamtindex. 

Index für den Prozentsatz der "Ja"-Ano.orten 

1960 1%5 1970 1075 1978 

(a) "Do you a:nsider 
the anount of 
federal incaiE 74,0 80,9 100,0 109,9 106,9 
tax you have to 
pay as too high?" 

(b) "Do yoo think 
that governrrent 66,0 73,5 100,0 109,2 114,8 
waste a lot of 
ß'0'1ey?" 

(c) "Do ycu think 
that governrrent 52,3 59,4 100,0 141,9 15~,8 
1s untrust>.<>rthy?" 

(d) "Do yoo think 
that governnent 
does not care 51,3 79,5 100,0 108,8 111,3 
nuch what people 
like ne think?" 

Gesamtindex 60,9 73,3 100,0 117,5 121,0 

rm-chschnitt 

().lelle, "Electirn surveys", durchgeführt ...n Center for Political Stulles, 
&miey Reaeardl Center, lhlwreity of M1ch1gan, 
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